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Pressemitteilung _ Du’ C

armBonn, den 3. Januar 1983 SOZlaI

undfrei

Die Pressestelle der CDU teilt mit:

Unter der Überschrift „Das soziale Netz tragfähig erhalten” veröffentlicht der Präsident

des Deutschen Bundestages, Richard Stücklen, MdB‚ heute folgenden Beitrag im „Deutsch-

Iand-Union-Dienst":

Leider ist unsere Welt auch 1982 nicht frei von Spannungen, Konflikten und kriegerischen

Auseinandersetzungen geblieben. Der Nahe Osten ist noch immer nicht zur Ruhe gekommen.

Die Hauptleidtragenden waren der Libanon und seine Hauptstadt Beirut, die schrecklichen Bil-

der vom Leid der Bevölkerung sind unvergessen.

Im Südatlantik entwickelte sich urplötzlich ein Krieg um eine Inselgruppe, deren Namen viele

O gar nicht kannten. Wir haben die bittere Erfahrung gemacht, daß es trotz größter Anstrengun-

gen nicht gelang, einen friedlichen Weg zu eröffnen und die kriegerischen Auseinandersetzun-

gen zu verhindern.

Erschiittert haben uns die Vorgänge in Polen, wo ein Milinärregime alle Freiheitsbestrebungen

des Volkes mit Gewalt niederhielt. Ich möchte in diesem Zusammenhang der deutschen Be-

völkerung dafür danken, daß sie in so spontaner Weise der notleidenden polnischen Bevölke-

rung geholfen hat. Es gibt Gott sei Dank so etwas wie ein europäisches Solidaritätsgefühl, wur-

zelnd in der gemeinsamen christlich-abendländischen Tradition. Vergessen wir dabei unsere

Brüder nicht, deren Versorgungslage ebenfalls nicht die beste ist und die sich über ein Paket

von uns freuen würden.

Vieles bereitet uns zum Jahreswechsel Sorge, in erster Linie aber die immer noch steigende

Zahl der Arbeitslosen und der große Anteil Jugendlicher. Sie sind eine schwere Hypothek für

1983. Ich möchte an alle Unternehmer, aber auch an die öffentliche Hand appellieren, ihre bis-

o herigen großen Anstrengungen, jungen Menschen einen Ausbildungsplatz zu bieten, noch zu

verstärken und der jungen Generation zu einem soliden Start ins Berufsleben zu verhelfen.

Es wird im neuen Jahr darauf ankommen, die Talfahrt unserer Wirtschaft zu stoppen, die öf-

fentlichen Haushalte zu konsolidieren, und das soziale Netz auch künftig tragfähig zu erhalten.

Vertrauen wir den Fähigkeiten und Kraften wie Fleiß, Sparsamkeit und Verantwortungsge-

fühl‚ die unser Volk seit jeher geprägt haben und denen wir die großen wirtschaftlichen Erfolge

der Vergangenheit verdanken. Wenn wir an uns selbst glauben, wird es wieder aufwärts gehen.

Voraussetzung ist aber, daß wir uns darüber klar sind, daß es auf die Dauer nicht gut gehen

kann, wenn wir über unsere Verhältnisse leben und mehr ausgeben, als wir einnehmen. Dies gilt

für Private ebenso, wie für die Wirtschaft und den Staat. Dies bedeutet Einschränkungen, ohne

die es leider nicht geht. Die Zuwachsraten werden eine Zeit lang kleiner werden, vielleicht ganz

ausbleiben. Doch eines darf nicht geschehen, daß diejenigen, die die Hauptlast des Aufbaus I
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nach 1945 geleistet haben, um ihren Arbeitslohn, um ihre Rente betrogen werden. Wer fleißig

sein Leben lang gearbeitet und seine Sozialbeiträge bezahlt hat, soll sich auf eine gesicherte

Rente verlassen können.

Drei geschichtliche Daten prägen das Jahr 1983:

—— Am 30. Januar vor 50 Jahren haben die Nationalsozialisten angefangen, Deutschland und

die Welt in tiefes Unglück zu stürzen. Dies darf und wird sich nicht wiederholen. Wir wer-

den unsere Demokratie hüten wie unseren Augapfel und sie gegen jedwede Feinde vertei-

digen.

— Am 17. Juni vor 30 Jahren erhob sich das Volk in Mitteldeutschland für die Freiheit und

gegen Willkür und Unterdrückung. Sowjetische Panzer walzten den Aufstand nieder. Was

bleibt, ist die Erinnerung an diese Tage als Symbol für den Willen aller Deutschen zur Ein-

heit und Freiheit. Dieser Wille ist unsere Grundlage für eine Politik der Vernunft und der

Verständigung im Dienste des Friedens.

. Daß uns der Frieden erhalten blieb, dafür danken wir und bitten darum, dal3 auch 1983 ein

Jahr des Friedens in Europa und der Welt sein möge.

— Das dritte Ereignis ist der 500. Geburtstag Martin Luthers. Er ist nicht nur der große Re-

formator, sondern auch einer der bedeutendsten Sprachschöpfer der Deutschen und eine

überragende Figur unserer Geschichte. Städtenamen wie Eisleben, Wittenberg, Erfurt,

Worms, Augsburg oder Marburg erinnern an sein Wirken und machen sein Gedenken zu

einer Angelegenheit aller Deutschen.

Doch zurück zu unserer Zeit. Wir haben einen Regierungswechsel erlebt. Ein solcher ist für eine

Demokratie normal und geradezu ein Gütezeichen für sie. Er ist nicht zu beanstanden, weil die

Bestimmungen des Grundgesetzes eingehalten wurden. Die Verfassung sagt, daß die Abgeord-

neten als Vertreter des ganzen Volkes an Aufträge und Weisungen nicht gebunden sind. Einen

Wählerauftrag im Sinne einer Bindung kann es daher nicht geben,

Die Aussagen und Programme der Parteien vor den Wahlen besagen nicht, daß die Abgeordne-

ten durch veränderte Verhältnisse nicht zu neuen Erkenntnissen gelangen dürfen. Unsere Ver-

O fassung verlangt vielmehr, dal3 sie ihr Handeln stets aufs neue zu überprüfen und nur vor ihrem

Gewissen zu verantworten haben.

Am 1. Oktober hat so eine Mehrheit von Abgeordneten einer neuen Regierung ihr Vertrauen

gegeben.

Diese hat ihren Willen zu baldigen Neuwahlen zum Ausdruck gebracht. Der Weg dazu ist nicht

einfach. Einige Voraussetzungen des Grundgesetzes wurden bereits erfüllt, die endgültige Ent-

scheidung hat nunmehr der Bundespräsident zu treffen. lhm will und kann ich nicht vorgrei-

fen. Es sei aber daran erinnert, dal3 alle Parteien im Deutschen Bundestag diese Neuwahlen wol-

len.

Mein Appell, zur \NahI zu gehen, richtet sich an alle Mitbürger, die ich aufrufe, dieses wichtig-

ste Recht der Demokratie auszuüben und über die Zukunft unseres Staates mit zu entscheiden.

An die Politiker richte ich meinen Wunsch, diesen Wahlkampf fair zu führen und ihn frei von

politischen Diffamierungen zu halten.

v! s .
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Bonn, 3. Januar 1983

Sehr verehrte Damen,

sehr geehrte Herren,

0 ich hoffe, Sie hatten einen angenehmen Jahres-

anfang und sehen den bevorstehenden Ereignissen

mit Gelassenheit entgegen. Über die Planung der

CDU für den Wahlkampf will Sie der Bundesgeschäfts-

führer der CDU, Peter Radunski, auf einer

b PRESSEKONFERENZ

am Mittwoch, den 5. Januar 1983, um 11.00 Uhr im

Kleinen Saal des Bonner Konrad-Adenauer-Hauses

informieren.

Ich würde mich freuen, wenn Sie diesen Termin wahr-

‘ nehmen könnten.

Mit freundlichen Grüssen

Äf 3‘ 3€u» Ibhox. ..‚...‚vc..„ ‘

( Wolter v. Tiesenhausen )

Sprecher der CDU
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Bonn, 3. Januar 1983

Zu der Polemik des SPD-Abgeordneten Gerhard Jahn zum Thema

Mietrecht erklärt der Sprecher der CDU, Wolter v. Tiesenhausen:

Der SPD-Abgeordnete Gerhard Jahn mißbraucht den Deutschen Mieter-

bund als Propagandavehikel der SPD. Er verleugnet die Vaterschaft

seiner eigenen Partei an den Mietrechtsänderungen, die noch von

der SPD-Regierung konzipiert wurden. Es waren sozialdemokratische

D Wohnungsbauminister, wie Jochen Vogel, die durch eine verfehlte

Politik den Wohnungsbau in eine Sackgasse führten. Die SPD hat

den dadurch entstandenen Wohnungsmangel ebenso zu verantworten

wie die jetzt notwendig gewordenen Mietrechtsänderungen.
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Bonn, den 4. Januar 1983 lllsozial _

undfrer

Die Pressestelle der CDU teilt mit:

Unter der Überschrift „1983 — Schicksalsjahr für die Gemeinden" veröffentlicht der

Parlamentarische Staatssekretär im Bundesministerium des Innern und Bundesvorsitzender

der Kommunalpolitischen Vereinigung der CDU und CSU Deutschlands, Dr. Horst

Waffenschmidt, MdB, heute folgenden Beitrag im „DeutschIand-Union-Dienst":

Das Jahr 1983 wird von entscheidender Bedeutung für die deutschen Gemeinden sein. Ange-

sichts der schwierigen kommunalen Finanzsituation kommt es für die Gemeinden darauf an,

den Ausgabenzuwachs zu bremsen, die Qualität der Finanzausstattung zu verbessern und die

Investitionskraft der Gemeinden zu stärken, um auch dadurch Arbeitslosigkeit zu überwinden.

1983 müssen die Weichen gestellt werden für die Fortführung der Gemeindefinanzreform.

0 Die Gemeinden brauchen langfristig orientierte Entscheidungen bezüglich ihrer Finanzaus-

stattung. Große Ausgabenblöcke, die auf Bundes- und Landesgesetzen beruhen und in den

letzten Jahren sprunghaft anstiegen, müssen auf den Prüfstand. Allein die Sozialausgaben der

Gemeinden stiegen von 4 Milliarden Mark im Jahre 1970 auf 20 Milliarden Mark 1982. Die

den Gemeinden jetzt noch verbliebene lnvestitionskraft muß 1983 vor allem auf diejenigen

Investitionen konzentriert werden, die private Investitionen ermöglichen, zum Beispiel im

Wohnungsbau; dies gilt besonders für die kommunalen Investitionen für Versorgung und

Entsorgung.

Die neue Bundesregierung unter Führung von Bundeskanzler Helmut Kohl hat in den ersten l

Monaten ihrer Amtszeit wichtige Entscheidungen getroffen, um den Gemeinden zu helfen.

Zu nennen sind hier insbesondere die Senkung der kommunalen Gewerbesteuerumlage zum

Ausgleich für Gewerbesteuerermäßigung, die Aufstockung der Mittel für Stadtsanierung und

Krankenhausfinanzierung sowie ferner der neue Finanzausgleich mit den Ländern, der auch

den Gemeinden über die Finanzausgleichsgesetze der Länder zusätzliche Einnahmen bringen

soll. Außerdem wurden durch die Bundesgesetzgebung kommunale Ausgaben begrenzt,

0 zum Beispiel im Personalbereich und bei den Sozialausgaben. Länder- und Gemeindehaus-

halte sollen dadurch im Jahre 1983 um rund 6 Milliarden Mark entlastet werden.

Das sind erste Schritte. Diese Politik zur Entlastung der öffentlichen Haushalte muß fort-

gesetzt werden, damit wieder mehr öffentliche und private Investitionen für die Zukunft

finanziert werden können und dadurch auch Arbeitslosigkeit überwunden wird. Dies ist

um so notwendiger für die Gemeinden, als sich gerade dort der finanzpolitische Verschiebe-

bahnhof der Regierung Schmidt zu Lasten der Gemeinden weiterhin nachhaltig auswirkt. i

Zum Beispiel Iäßt die sogenannte Operation 82 der früheren Bundesregierung noch immer I

die Sozialausgaben der Gemeinden ansteigen, weil zehntausende hilfsbedürftiger Mitbürger

beim Arbeitsamt abgemeldet und den kommunalen Sozialämtern zur Betreuung überlassen

wurden,

Die deutschen Gemeinden brauchen auch 1983 und in den Folgejahren die gesamtstaatliche

Mitverantwortung der Bundesregierung für die kommunalen Haushalte, wie sie Helmut Kohl

in seiner Regierungserklärung eindeutig zugesagt und mit ersten Entscheidungen verwirklicht

hat. .
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Bonn, 4. Januar 1983 lllsiclper

SOZIBI

undfrei

Der Generalsekretär der CDU, Dr. Heine; Geißler, teilt mit:

1. "Arbeit, Frieden, Zukunft — Miteinander schaffen wir's!"

Mit dieser Aussage geht die Christlich Demokratische Union

Deutschlands in den beginnenden Bundestagswahlkampf. Damit

nennt die CDU die Hauptaufgaben, die sich unserem Land in

den kommenden Jahren stellen. Eine CDU-geführteBundesregierung

O ' unter Bundeskanz ler Helmut Kohl is t die Gewähr dafür , diese

Ziele zu erreichen und auf Dauer zu sichern.

Die CDU appelliert an alle Bürger, unabhängig von ihrer Partei-

zugehörigkeit mitzuarbeiten‚ um die innere Stabilität wieder

zu gewinnen, neue Arbeitsplätze zu schaffen und dadurch eine

sichere Zukunft für die junge Generation zu begründen.

Z. Die CDU führt einen Wahlkampf für Bundeskanzler Helmut Kohl. ‘

"Dieser Kanzler schafft Vertrauen" wird es ab Mitte Januar

auf den Plakaten der CDU heißen. Mit dieser Aussage zum i

Bundeskanzler verweist die CDU auf das Vertrauenskapita1‚

0 das Helmut Kohl in breiten Teilen unserer Bevölkerung besitzt. ä

3. Die Hauptauseinandersetzung mit der SPD wird dem schlimmen Erbe ‘

gelten, das nach 13 Jahren SPD—Herrschaft auf unserem Land lastet.

"Arbeitslosigkeit, Schulden, Pleiten: Nicht wieder SPD", das ist

die Losung, unter der die CDU die Folgen verfehlter sozialistischer

Politik aufzeigt. Wir werden den Bürgern deutlich machen, wie E

verhangnisvoll eine erneute Regierungsübernahme durch die SPD x

für Deutschland wäre. Die CDU wird nicht zulassen, daß die SPD

ihre Verantwortung unter den Teppich kehrt. Der Versuch, den ‘

Wähler zu täuschen und von dem Scheitern sozialdemokratischer ä

Politik abzulenken, wird nicht gelingen. Die SPD trägt die

Verantwortung für Wirtschaftskrise, Millionenarbeitslosigkeit‚

Staatsverschuldung und eine Welle von Konkursen. Ihr durchsich-

tiges Bemühen, der CDU und der neuen Bundesregierung die Schuld

für die krisenhafte Entwicklung anzulasten, wird scheitern.
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4. Das gemeinsame Wahlprogramm von CDU und CSU wird am 17. Januar

vom Bundesvorstand der CDU in Bonn und vom CSU-Landesvorstand

in München verabschiedet werden. Dieses in enger Zusammenarbeit

zwischen beiden Schwesterparteien erarbeitete Programm wird

die Richtschnur der politischen Arbeit der Union in den kommen-

den Jahren sein. Es wird deutlich machen, wie die CDU und CSU

gemeinsam mit den Bürgern Arbeitsplätze schaffen, den Frieden

sichern und die Zukunft gestalten wird.

S. Auf zwei wichtigen Fachkongressen wird die CDU zentrale Felder

O der deutschen Politik behandeln. Auf dem Kongreß "Recht sichert

die Freiheit" am 15. Januar 1983 in Karlsruhe werden sich der

Bundesarbeitskreis Christlich Demokratischer Juristen (BACDJ)

und interessierte Mitbürger mit aktuellen Fragen der Rechts-

politik befassen. Die Außen- und Sicherheitspolitik steht im

Mittelpunkt des Friedenskongresses am 3. Februar 1983 im Konrad-

Adenauer-Haus in Bonn. Die CDU unterstreicht damit, daß das

wichtigste aktuelle außenpolitische Ziel die allseitige Begren-

zung und Verringerung der Rüstungen und ihr Gleichgewicht auf

ehwm möglichst niedrigem Niveau unter der Voraussetzung unver-

minderter Sicherheit ist.

. 6. Der Einstimmung auf den Wahlkampf dienen die Regionalkonferenze

der CDU in Ludwigshafen, Hannover, Bochum und Offenbach. Auf

ihnen werden der Bundesvorsitzende, Bundeskanzler Helmut Kohl,

der Generalsekretär, Bundesminister Heiner Geiß1er‚ und der

Bundesgeschäftsführer, Peter Radunski‚ sprechen. Zu diesen

Regionalkonferenzen werden jeweils etwa 2.000 CDU—Mandatsträger

und CDU-Mitglieder erwartet, die zusammen mit der CDU-Führung

über Aussage und Anlage des Wahlkampfes diskutieren wollen.

Folgende Termine sind vorgesehen:

Ludwigshafen 8.1.1983, 10.00-14.00 Uhr, Friedrich-Ebert-Halle

Hannover 18.1.1983, 13.00-17.00 Uhr, Stadthalle - Kuppelsaa

Bochum 19.1.1983, 14.00-18.00 Uhr, Ruhrland-Halle

Offenbach 26.1.1983, 18.00-22.00 Uhr, Stadthalle

_ 3 _



1

’ l
’ 1

_ z _

- 1
1

1
7. Ebenfalls im Januar beginnt die Zielgruppenarbeit der CDU.

Bundeskanzler Helmut Kohl ist Hauptredner von vier Zielgruppen-

Veranstaltungen:

Mittelstand 22.1.1983, 11.00 Uhr, Offenburg ‚ Oberrhein-Halle

Frauen 25.1.1983, 11.00 Uhr, Wolfsburg, Stadthalle

Jugend 30.1.1983, 11.00 Uhr, Köln, Kongreßzentrum West,

Halle 8 ä

Arbeitnehmer 5.2.1983, 11.00 Uhr, Dortmund, Westfalen-Halle, ‘

Halle 4 l

Senioren 8.2.1983, 11.00 Uhr, Böblingen, Kongreß-Halle

0 S. In diesen Tagen wird der Werbemittelkatalog der CDU Deutschlands

an die Partei ausgeliefert. Ab 10. Januar stehen im Versandzentrum

der CDU den Wahlkämpfern alle Materialien des Wahlkampfes zur

Verfügung.

O
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Bonn, 5. Januar 1983

Zu den Angriffen des stellvertretenden FDP—Vorsitzenden

Morlok auf den bayerischen Ministerpräsidenten und CSU-

Vorsitzenden Franz Josef Strauß erklärt der Sprecher der

CDU, Wolter v. Tiesenhausen:

. Es ist politisch unklug und lächerlich, wenn der baden-

württembergische Landesvorsitzende und stellvertretende

Bundesvorsitzende der FDP, Morlok, glaubt, dem bayeri-

schen Ministerpräsidenten und CSU-Vorsitzenden Franz Josef

Strauß Zensuren erteilen zu müssen. Es ist gerade ein Vier— j

teljahr her, daB die Bevölkerung, die von Morlok kritisier- ‘

ten "bayerischen Verhältnisse" mit einer klaren, absoluten

Mehrheit für Franz Josef Strauß und die CSU bestätigt hat. |

FDP-Politiker wie Morlok täten besser daran, ihre Kraft \

darauf zu konzentrieren, gemeinsam mit der Union eine Rück-

kehr der SPD an die Macht zu verhindern. Jetzt geht es nicht

darum, da8 sich einzelne eitel profilieren, sondern daß die

. Regierungsparteien der Mitte die begonnene Politik der Kon-

solidierung offensiv vertreten.

x

\

x

\
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Bonn, 5. Januar 1983

Zu den Vorschlägen von Bundestagspräsident Richard Stücklen

für ein Wahlkampfabkommen erklärt der Generalsekretär der

CDU, Dr. Heiner Geißler:

Die CDU wird - wie auch in der Vergangenheit - einen fairen

Wahlkampf führen. Sie wird sich an die selbst gesetzte Be-

grenzung bei den Wahlkampfkosten halten, die sich auf 29,8 Millio-

nen Mark belaufen und damit erheblich unter den Kosten des

O Jahres 1980 liegen. Die Christlich Demokratische Union Deutsch-

lands würde es daher begrüßen, wenn es wieder zu einem Wahl-

kampfabkommen zwischen den politischen Parteien käme. Die Ab-

lehnung eines solchen Gremiums durch die SPD läßt den Schluß

zu, daß sich die SPD weder sachlich noch finanziell in einem

angemessenen Rahmen zu halten gedenkt.

O
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Bonn, 6. Januar 1983 Unde’

Der Bundesgeschäftsführer der CDU, Peter Radunski, teilt mit:

Mit dem Slogan "Arbeit, Frieden, Zukunft — Miteinander schaffen

wir's" beginnt die CDU in dieser Woche mit der Mobilisierung für

die Bundestagswahl. Rund 2.000 Funktionsträger der Partei werden

am 8. Januar 1983 in Ludwigshafen vom Bundesvorsitzenden der

Partei, Bundeskanzler Dr. Helmut Kohl, und vom Generalsekretär

der Partei, Bundesminister Dr. Heiner Geißler, auf den Wahlkampf

eingestimmt. Bereits am 10. Januar 1983 werden die ersten Anzei-

O gen erscheinen, am 15. Januar 1983 die ersten Plakate geklebt.

Bundeskanzler Helmut Kohl steht im Mittelpunkt der CDU-Kampagne:

“Dieser Kanzler schafft Vertrauen". Die Auseinandersetzung mit

der SPD wird unter der Losung "Arbeitslosigkeit, Schulden, Plei-

ten — Nicht wieder SPD“ in Anzeigen, Wahlkampfzeitungen und mit

Plakaten geführt. Die politischen, organisatorischen und werb—

lichen Vorbereitungen für den Bundestagswahlkampf sind abge-

schlossen. Der Wahlkampf der Partei kann beginnen.

Mit dieser Mcbilisierung will die CDU drei Ziele erreichen:

1. “Mundfunk gegen Rundfunk"

. Mit dem Partei—lnformationsdienst Union in Deutschland (UiD)

und der Mitgliederzeitung Deutsches Monatsblatt werden alle

wesentlichen Argumente zum Wahlkampf den CDU-Mitgliedern dar-

gestellt, damit sie sich im Wahlkampf für Helmut Kohl und die

Politik seiner Regierung persönlich einsetzen. Das persönliche

Gespräch ist die wichtigste Ergänzung zum Wahlkampf in den

Medien.

2. Eine Wahlkampfzeitung in alle Haushalte

Die CDU wird drei aktuelle Wahlkampfzeitungen mit insgesamt

25 Millionen Auflage hetausbringen. Unser Ziel ist es, eine

Wahlkampfzeitung in jeden Haushalt zu bringen.

3. Politische Diskussionen in großen und kleinen Wahlkampfveran—

staltungen

Allein die Bundesgeschäftsstelle der CDU hat bereits 1.500
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zentrale Wahlkampfveranstaltungen mit führenden Politikern

fest geplant. Hinzu kommen werden Wählergespräche aller Art

bis hinein in die Privatwohnungen als Nachbarschaftsgespräche.

Darüber hinaus dienen die Veranstaltungen der Wah1kreiskandi-

daten und Zielgruppenansprachen dem Gespräch mit dem Wähler.

Als Modell für diese Zielgruppenansprachen dienen fünf zen-

trale Zielgruppenveransta1tungen‚ bei denen der Hauptredner

Bundeskanzler Helmut Kohl ist.

Die CDU-Bundesgeschäftsstelle geht davon aus, daß der Bundestags-O

wahlkampf 1983 von harten politischen Diskussionen geprägt sein

wird. Aktuelle Diskussionshilfe wird deshalb groß geschrieben.

In der Geschäftsstelle wird ab 10. Januar 1983 ein Wahlkampftele-

fon eingerichtet. Unter der Telefonnummer 544-360 können Wahl-

kämpfer der CDU, aber auch interessierte Bürger‚sich über die

Argumentation der CDU zu wichtigen, politischen Fragen informieren.

O
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Zu den Mietrechtserklärungen der SPD-Abgeordneten

Jahn und Waltemathe erklärte der Sprecher der CDU,

Wolter V. Tiesenhausen :

i

Die SPD fühlt sich beim Doppelspiel in Sachen Miet-

recht ertappt. Nicht anders sind die wehleidigen Reak- ‘

0 tionen von Jahn und Waltemathe zu verstehen. Auch noch l

soviel deuteln und interpretieren kann die Tatsachen nicht

ungeschehen machen: es waren sozialdemokratische Bau-

minister, wie der jetzige Spitzenkandidat Vogel, die

den Wohnungsmangel und damit Ungerechtigkeiten auf dem

Wohnungsmarkt zu verantworten haben. ä

l
\

\

O
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k Zur Entscheidung des Bundespräsidenten, den Bundestag aufzu-

lösen und Neuwahlen auszuschreiben, erklärt der Generalsekretär

der CDU, Bundesminister Dr. Heiner Geißler:

Die Entscheidung des Bundespräsidenten zeigt, daß der Bundes-

kanzler den politisch richtigen und verfassungsmäßig möglichen

Weg beschritten hat.

Helmut Kohl und die Regierung der Mitte haben Wort gehalten.

Die Bürger der Bundesrepublik Deutschland haben nun die Möglich-

o keit, am 6. März 1983 einen neuen Bundestag zu wählen. In kurzer

Zeit hat die Regierung Helmut Kohls ihren begrenzten Auftrag er-

füllt, den Haushalt zu konsolidieren und erste Maßnahmen zur Wie-

derbelebung der Wirtschaft einzuleiten. Nur so konnte das An-

wachsen der Staatsschulden gebremst und die Voraussetzung für

die Zinssenkungen geschaffen werden.

Die Christlich Demokratische Union geht mit Zuversicht in den

nun beginnenden Wahlkampf. Sie hat gute Chancen, die mit Bun-

deskanzler Helmut Kohl begonnene Politik für Arbeit und Frie-

den nach dem 6. März gestärkt durch das Vertrauen der Bürger

fortzusetzen.

O
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Auszug aus der Rede des CDU-Vorsitzenden,

o Bundeskanzler Dr. Helmut Kohl, auf der Regionalkonferenz Südwest

am 8. Januar 1983 in Ludwigshafen

Es gilt das gesprochene Wort

Sperrfrist: Beginn der Rede

D In den letzten Tagen gab es eine Reihe prominenter östlicher

‘ Äußerungen und Vorschläge, bei denen es um Fragen der 0st—West-

Beziehungen und der Abrüstung geht. Besondere Aufmerksamkeit fanden

die Erklärungen des sowjetischen Generalsekretärs Jurji Andropow

und die beim Gipfeltreffen des Warschauer Pakts in Prag bekanntge-

gebene politische Deklaration, insbesondere das Angebot zum Ab-

schluß eines Gewaltverzichts—Vertrages.

Ich möchte hierzu einige Anmerkungen machen:

1. Auch wenn es sich bei dieser Fülle von Vorschlägen und Anre-

gungen zum ganz großen Teil um Äußerungen handelt, die wir

bereits aus früheren Erklärungen und Verhandlungen kennen,

ist es selbstverständlich, daß wir sie sorgfältig prüfen und

abwägen. Wir tun dies gemeinsam mit unseren Verbündeten. Es I

ist besonders wichtig, daß diese Prüfung und Abstimmung gemeinsa

geschieht, denn nichts wäre für die laufenden Verhandlungen

schädlicher, als wenn sich die westliche Seite selbst aus-

einanderdividieren würde. Grundsätzlich gilt, was ich schon
in meiner Regierungserklärung am Z5. November 1982 gesagt habe,

daß wir auf alle Schritte, die der Verbesserung der Ost-West-

Beziehungen dienen, positiv reagieren werden.

Hrtausgtbev. CDU-Bundesguschahsstelle, Veramworllnch Woher v. Tlrsenhausen, Srellvenh: Wahey Bwckmann » 5300 Bonn, Kon1adAd:nau:v»Haus‚
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2. Uns geht es um Taten, nicht um Worte und bloße Deklarationen.

Daher wollen wir militärisch bedeutsame, ausgewogene und über’

prüfbare Vereinbarungen zur Rüstungskontrolle und Abrüstung.

Wir begrüßen es sehr, wenn die Staaten des Warschauer Pakts

in einigen Punkten Bereitschaft zeigen, auf die entsprechenden ,

westlichen Vorschläge einzugehen. i

Natürlich würden wir es vorziehen, wenn sich diese Bereitschaft 3

des Ostens auf alle Abrüstungsinitiativen des Westens erstrecken x

würde.

3. An einigen Stellen der Prager Deklaration zeigt sich die Ab— 5

sicht, Friedenswillen einseiti für den Warschauer Pakt zu ‘

beansgruchen. Es wäre für alle Beteiligten Besser, wenn die 3

‚I. Regierungen der Sowjetunion und der anderen Staaten des ‘

’Warschauer Pakts einsähen, daß solche Propaganda letzen Endes

nur ihre eigene Verhandlungsbereitschaft zweifelhaft erscheinen 1

läßt.

Die sowjetische Regierung erweist sich selbst einen schlechten 1

Dienst, wenn sie der amerikanischen Seite wieder und wieder

vorwirft, es fehle ihr an ernstem Verhandlungswillen. Wir

wissen zu gut, daß das Gegenteil richtig ist. Und ich freue

mich. daß jetzt Jochen Vogel bei seinem jüngsten Besuch in |

Washington erklärt hat, daß die amerikanische Verhandlungs-

führung in Genf sehr ernsthaft und erfolgsorientiert ist. Ich

hoffe, daß er seine neu gewonnene Überzeugung auch seiner

eigenen Partei vermitteln kann und die SPD nicht länger den

Verhandlungswillen der USA in Zweifel zieht.

4. Die Bundesregierung ist nach wie vor davon überzeugt, daß

es für alle Beteiligten das beste wäre, wenn sich Amerikaner

und Sowjets in Genf darauf einigen würden, daß beide Seiten

0 auf landgestützte Mittelstreckenflugkörger verzichten.

Mein Amtsvorgänger, der stellvertretende SPD—Vorsitzende

Helmut Schmidt, hat hierzu auf dem Münchener Parteitag der

SPD im April 1982 erklärt:

"Alle Europäer - auch die Sowjets - lebten sicherer, wenn es

überhaupt keine auf europäische Ziele gerichteten Mittel-

streckenraketen gäbe. Deshalb ist die beiderseitige Null-

Lösung unser Verhandlungsziel in Genf.”

Ich kann das auch heute nur unterstreichen. Hinzuzufügen ist

- wiederum mit Helmut Schmidt:

' "Die Beseitigung einer ganzen Waffenkategorie wäre ein großer

Schritt in Richtun auf wirkliche Abrüstung. Wir werden alles

tun, um zur Verwirälichung dieses Vorschlags beizutragen."

(auf der Sondergeneralversammlung der Vereinten Nationen für

Abrüstung im Juni 1982).

_ 3 _
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Ich betone: Wir, die Bundesregierung, die CDU/CSU, suchen

über diesen Punkt keinen Streit. Aber wir halten an dieser

Zielsetzung fest. Und ich würde es begrüßen, wenn auch die

Sozialdemokraten in dieser Hinsicht keine Zweifel entstehen

ließen.

5. Wir prüfen nüchtern und aufgeschlossen, was Generalsekretär

Andropow gesagt hat. Wir wissen aber: Für Verhandlungen mit

der Sowjetunion braucht man Zähigkeit und langen Atem.

Wir hoffen, daß die Worte des Generalsekretärs die Bereit-

schaft der Sowjetunion ankündigen, sich bei den Verhandlungen

in Genf substantiell zu bewegen. Hierzu wäre es von Nutzen,

wenn die Sowjetunion ihre Vorschläge sowohl bei den strategi-

schen Interkontinental-Raketen wie bei den landgestützten

0 Mittelstreckenwaffen, um die es in Genf geht, weiter präzi-

sieren würde. Ich weiß, daß die Amerikaner als gute Verhand-

lungsführer die entsprechenden genauen und notwendigen Fragen

stellen. _

6. Jeder versteht, daß es für uns nicht akzeptabel sein kann,

wenn entsprechend den Vorschlägen von Generalsekretär Andropow

der Westen auf die Stationierung amerikanischer Waffen gänz-

lich verzichten soll, während die Sowjetunion sich nach diesen

Vorschlägen mit mehr als 450 Sprengköpfen auf mindestens

150 Raketen in Europa das Monopol bei den Mittelstreckenraketen

gegenüber den Vereinigten Staaten vertraglich absichern lassen

will. Aber es ist gut, daß die Sowjetunion offenbar ihre bis-

herige Behauptung, schon jetzt bestehe bei den Mittelstrecken-

Waffen zwischen Ost und West in Europa ein Gleichgewicht, nicht

mehr aufrechterhalten will. Dies könnte ein Schritt in die

‚ richtige Richtung sein.

0 7. Jede Art von Gewaltverzicht ist zu begrüßen. Wir werden den

v Vorschlag aus Prag, wie auch Präsident Reagan sagte, sorgfältig

erwägen. Der Gewaltverzicht, das Gewaltverbot steht in der

Charta, dem Grundgesetz der Vereinten Nationen, in der KSZE-

Schlußakte von Helsinki, in unseren Verträgen mit Osteuropa.

Man kann an diesen Grundsatz nicht oft genug erinnern. Es muß

aber für alle gelten und überall.

Afghanistan, Polen, aber auch Prag 1968 sind schlimme Gegen- 1

‚beispiele. Wir haben sie nicht vergessen, weil wir den Gewalt-

verzicht sehr ernst nehmen. Gerade die Sowjetunion kann durch |

konkrete Taten z.B. in Afghanistan das Gewicht ihres neuen Vor- |

‚ schlags erheblich erhöhen.

8. Präsident Reagan hat in den letzten Tagen auf entsprechende

Fragen ebenso wie Generalsekretär Andropow die Bereitschaft

zu einem Gipfeltreffen erklärt, wenn dies nach entsprechend

sorgfältiger Vorbereitung hinreichend gute Aussichten auf Er-

folg bietet. Wir begrüßen diese Bereitschaft.

. _ A _
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Ich weiß aus eigener Erfahrung: Solche unmittelbaren Kontakte,

solch persönliches Kennenlernen kann das gegenseitige Verständ-

nis und den Abbau von Mißtrauen nur fördern. Es ist nicht meine

Sache, hier den Vermittler zu spielen oder die beiden SLaaIs—

nnänner zu drängen. Aber ich meine, man sollte mit solch einem

Treffen auch nicht zu lange warten. Bei - wohlbemerkt sorg- 1

fähiger - Vorbereitung kann es für beide Seiten nur nützlich ‘

\O

sein.  
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Bonn, 10. Januar 1983

Sehr verehrte Damen,

0 sehr geehrte Herren,

der Vorsitzende des Bundesarbeitskreises Christlich-

Demokratischer Juristen (BACDJ), Staatsminister

Friedrich Vogel, möchte Sie im Rahmen einer

PRESSBKONFERENZ

am Mittwoch, den 12. Januar 1983, 12.00 Uhr im Bonner

Kcnrad-Adenauer-Haus, Sitzungszimmer 3 über das

Thema "Recht sichert die Freiheit - Die Rechtspolitik ‘

q der Union; Bilanz und Perspektiven" informieren. 1

\

Ich würde mich freuen, wenn Sie diesen Termin wahr- 3

nehmen könnten. 1

Mit freundlichen Grüssen '

I

(9 ‘ ' OvMJ-u

( Walter V. Tiesenhausen )

Sprecher der CDU

i

x
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Der Sprecher der CDU, wolter v. Tiesenhausen‚teilt mit:

Einen Fachkongreß zum Thema "Frieden sichern durch

Abrüstung und Verteidigung" veranstaltet die CDU

am Donnerstag, den 3. Februar 1983 im Bonner Konrad-

Adenauer-Haus. Zur Eröffnung spricht um 10.00 Uhr

0 der Vorsitzende der CDU, Bundeskanzler Dr. Helmut

_K_oh_l. Danach werden bis zur Mittagspause gegen

13.00 Uhr die Theologieprofessoren Dr. Franz Böckle

(Bonn) und Dr. Wolfhart Pannenberg (München) über die

Frage "Frieden im nuklearen Zeitalter" sprechen. Die

Themen ihrer Referate lauten: "Bergpredigt und Ab—

schreckung — Ethische Probleme der Sicherheitspolitik"

(Böckle) und "Schwerter zu Pflugscharen - Der evangeli-

sche Christ vor der Friedensfrage" (Pannenberg) .

Die anschließende Diskussion wird der Oberbürgermeister

von Frankfurt und hessische Landesvorsitzende der CDU,

Dr. Walter Wallmann, leiten.

0 Am Nachmittag findet unter der Leitung von CDU-General-

Sekretär, Dr. Heiner Geißler, eine Podiumsdiskussion zum

Thema "Politik für den Frieden" statt. An ihr werden

sich neben den Professoren Böckle und Pannenberg der

Vorsitzende der CDU/CSU-Bundestagsfraktion,Dr. Alfred

Dregger, der Vorsitzende des Bundesfachausschusses Außen-

politik der CDU, Staatsminister Dr. Alois Mertes‚ der

Justitiar der CDU/CSU-Bundestagsfraktion‚ Professor Dr.

Paul Mikat‚ der Kölner Politologe Professor Dr. Hans-Peter

Schwarz sowie Bundesverteidigungsminister Dr. Manfred

wörner beteiligen. Der Fachkongreß wird gegen 17.00 Uhr

zu Ende gehen.

Hnrausgeber: couräievrxrflänluebzggnxmnncnz Woher-v, Tissenhsusen, Snllvarln: Walter Bvückmann - 53330 Bonn, Konrad-Adanaunr-Haus,
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Der Sprecher der CDU, Wolter v. Tiesenhausen‚ teilt mit:

l

Das Präsidium der CDU unterstreicht die Kritik des

‘ Generalsekretärs der CDU, Dr. Heiner GeiBler an der

Mietenkampagne der SPD. seit Wochen verteilt die SPD

Flugblätter, in denen die Entscheidungen über das

neue Mietrecht verfälscht dargestellt werden. Durch

die gezielte Verteilung an die Inhaber von Sozialwoh-

‚ nungen wird wider besseres Wissen der Eindruck erweckt,

als ob die Mieten im sozialen Wohnungsbau durch das neue

Mietrecht steigen würden.

Eine besonders üble Wählertäuschung hat die SPD vor

der Hamburger Bürgerschaftswahl am 19. Dezember 1982

begangen. Der Hamburger SPD-Senat hatte am 31. August

1982 die rechtlichen Voraussetzungen für eine Mieter-

O höhung für 280 000 Hamburger Sozialwohnungen beschlos-

sen. Diese Mieterhöhungsbescheide wurden diesen Hamburger

Haushalten im Dezember kurz vor der Bürgerschaftswahl

zugestellt. Gleichzeitig versuchte die SPD durch öffent-

liche Erklärungen diese Mieterhöhungen der neuen Bundes-

regierung wahrheitswidrig anzulasten. So erklärte die

SPD zum Beispiel acht Tage vor der Bürgerschaftswahl:

"Kohls Weihnachtsgeschenk: 30 Prozent mehr Miete!"

(SPD-Zeitung am Sonntag vom 12.12.1982).

Die Christlich Demokratische Union hält ihre Kritik an

dieser verlogenen Kampagne aufrecht, bis die SPD ihre

Mietenlüge zurücknimmt.

- 2 _
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Das Präsidium der CDU appelliert an den Parteivorstand

der SPD, insbesondere an den Parteivorsitzenden Willy

Brandt und den Spitzenkandidaten Hans Jochen Vogel, die

bundesweit verbreiteten unwahren Flugblätter zurückzu-

ziehen und ihre wahrheitswidrigen Behauptungen zum neuen '

Mietrecht zu widerrufen. Die CDU verlangt, daß

1. die SPD öffentlich erklärt, daß die von ihr am

Sonntag vor der Bürgerschaftswahl in Hamburg in

‘ ihrer Wahl-Zeitung erhobene Behauptung "Kohls Weih-

nachtsgeschenk: 30 Prozent mehr Miete!"‚ falsch und

irreführend war;

2. die SPD öffentlich zugibt‚ daß die im Dezember

280 000 Hamburger Haushalten zugestellten Mieter—

höhungsbescheide auf eine Entscheidung des Hamburger

SPD-Senats vom 31. August 1982 zurückgehen und mit

dem neuen Mietrecht nichts zu tun haben;

3. die SPD öffentlich eingesteht‚ daß das neue, von

der CDU/CSU/FDP-Regierung beschlossene Mietrecht

zu keiner Mieterhöhung im Bereich des sozialen

O Wohnungsbaues führt;

4. die SPD öffentlich bestätigt, daß die von der neuen

Bundesregierung Vorgenommenenen Mietrechtsänderungen

bereits in wesentlichen Punkten von der alten Regierung

Schmidt im Deutschen Bundestag eingebracht worden sind.

Solange die Sozialdemokraten von ihrer unwahren Mieten-

kampagne nicht abrücken‚ wird die CDU ihren Vorwurf der

bewußten und vorsätzlichen Wählertäuschung aufrecht erhal-

ten.
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Bonn, l2. Januar 1983

Dr, Richard v. Weizsäcker, Mitglied des Bundesvorstandes

der CDU und Regierender Bürgermeister von Berlin, veröffent-

licht in der nächsten Ausgabe der Zeitschrift des Evange- ‘

lischen Arbeitskreises der CDU/CSU "Evangelische Verantwortung" i

folgenden Beitrag: {

Die Frage nach den Möglichkeiten der Deutsch— ist keine Grenze; auf die Dauer eignet sie sich daiür

Oharidpolitik ist primär eine Frage nach dem Bewußt- nicht.

fei" “Ü” de" Zime“ der Demschef‘ sah“ d?’ Deu" Unsere Auigabe heute ist es zu pruien, wie wir mit

“m3” '" o3} “d W951" Abef’ es m “um d” H393 unse en vordringliohen Tagesthemen bewußt oder

wacnDdeT iinfläiß unddedn zu’??? 2er Außelntelt aZUi unbewußt au! die langfristige historische Entwicklung

uns eu sc e, ie wir in er l e uropas e en. u einwimem

keiner Zeit konnte sich das Bewußtsein der Deut-

schen von ihrer Identität und ihrer natürlichen Ent-

wicklung so vollziehen wie bei der Mehrzahl der an- beundandpnlmsd" Ramme" I

deren europäischen Völker. Denn mehr als die ande» Bei der Frage nach unseren deutschlandpolitischen

ren sind und bleiben wir von nahen und fernen N. ch- Spielräumen müssen wir die politische Entwicklung

barn und Mächten umgeben. Sie alle haben ein in der DDR zur Kenntnis, aber auch darauf Rucksicht

vitales Interesse daran, welche politische Gestalt die nehmen. Die 70er Jahre hatten fur die DDR ambi-

Mitte Europas annimmt. Kenntnis und Verständnis valente Folgen.

der Geschichte sind deshalb für uns eine reale politi- Einmsens war es (ü, die DDR_Führung „mümm

sche Lebensnotwendigkeit. Denn sie lehren uns: Es posmm das Zie| „m0,“ zu haben um das es m,

‘s! “"5?” 9e°9'aph'5me Lage de’ k°”'_'"e'"a'e" vor allem ging, nämlich die internationale An-

MÜwt-": ‘m39’? Enimu”? 5ms e'_“ä°he'de"d 9°‘ erkennung, die Mitgliedschaft in den Vereinten

W39 3 "" S"? W9‘ ' es "mm" w" - Nationen, die Präsenz der Botschafter vor allem aus

- u dem Westen. Auf der anderen Seite ist das iür die

3|‚Sägägä:Sägxiüeoa‚äläßghrgäagugg DDR rilcht alles leicht zu verkreiten. Es gibt zwei

‘Q?“‘5°"e"i*"e“9* M‘ “i” h“ d“ 2°‘ m" Ziiiäia?‘äiiisd 1272s iiäiädfäääfäefäiäiii’
JgdäßsgfbrämhgwggrAmägf dgünägtshfnäg‘ (i: Sie haben besondere Beziehungen, auch wenn dies

(ontinents auszubreohen: Dass Kaiserreich strebte magaärzyageiäägigstiisä‘ ‘E: eeeräigesiaicäagzgäf

iinfweiiaiiiäieaiiv3i353i3ci35— iisiiväiii? 223;: „E; in:e;::::::::..%‘:„."‘s:‚:"rzäxffg:
äizniägtfngä 35:13:23,:‘Eggägeitgziäizg’ spendeten aus der und in der DDFl tun ihre Wirkung.

„m: "ich" meh, das eumpäische Kann” des; Besondere Beziehungen zum westdeutschen Staat

I9. Jahrhunderts, vielmehr sind es die beiden fuhren-

den Weltmächte mit ihren Systemen und Bundnlssen.

Sie sind es, die den maßgeblichen Einliuß gewonnen

waben.

Aber das alles hat an der Lage von uns Deutschen

n der Mitte Europas gar nichts geändert. Die beiden

oisherigen Lehren unseres Jahrhunderts. also das

Scheitern der Ausbruchversuche aus dem Eintluß der

Mächte und als Ergebnis die Teilung. widersprechen

der geopolitischen Natur der Dinge. Denn die Mitte

_ 2 _
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widersprechen einerseits der offiziellen Doktrin; an» Bei uns gibt es Leute, die darauf einfam nur mit

dererseits bringen sie nicht nur wirtschaftliche, son- Erschrecken reagieren. Warum eigentlich? Gewiß, die ‘

dern auch politisch bedeutsame Ansatzpunkte, Sie Geschichte wird drüben als ein unverzichtbares

nützen gelegentlich, um nicht in alles und jedes Reservoir für die Legitimierung der DDR benutzt und i

uniform einbezogen zu werden, was der Warschauer der eigenen Bevölkerung zur Verankerung ihres Be- i

Pakt so mit sich bringt. wußtselns in der DDR angeboten. Aber ich meine. i

Hauptaufgabe der SED ist es‘ „"9 Siabmtä‘ im es wäre kurzsichtig, zu glauben, dies alles diene nur i

Rahmen des umiassenden Machtanspruchs der Per- d.“ A°9'.°"Z““9 gegen u"? und des au“ Wade m i

teitührung zu sichern. Dazu gehört aus ihrer Sicht, ‘nesem Smne auch ermiwewi‘ 59m’

die Anziehungskraft des anderen deutschen Staates

einzuschränken, aber mit der eigenen Bevölkerung Die DDR und das Lutheijahr

ein Mindestmaß an Übereinstimmun zu finden. Die- „ _ _

ser Bevölkerung sollen Felder lür dige Identifizierung ""‚ L“i"e"a“' 19.53 "wie" m" ‘im TSQUÜQS" ‘"3" i

mit der DDR als dem eigenen Staat geboten werden. äurbjlüknaägriLeerüugJsägfßgugzägfnii‘; Bgtghgpgäe

5'" Zweiies Feid sind die Beliehungeh Zll de" Klr- schienen. Der Titel lautet: „Martin Luther — Refor-

chen, vor allem zur evangelischen Kirche. Sie sind maior und neben _ 39m9 Leisiung ais führender

die einzigen großen gesellschaftlichen Organisallo- Ideologe der irühbürgerlichen Revolution". — Luther

"e" in der DDR mit eigener landesweiter lnlraslruk- hält nun einmal Überraschungen für jeden bereit, der

O ‘Urrohne kdmmunlsllsch zu Scln- sich mit ihm belaßt. Die SED-Interpretation, insbe-

Dies isi ein wichriges und empiindiimes GebieL sondere von Luthers sprachlichem, kulturellem und

Da gim es orrmmgen um Rückschiäge, Ziisammen, sozialem Eintluß, wird manchen Widerspruch aus-

arbeit und Mißtreuen. Ständiger Konfiiktherd zwi- lösen: langweilig ist sie Jedoch nicht. Luther hat im

sehen Kirche und staatlicher Führung ist die Erzie- iibiige" iliCill "i" Spiilllige" "ich Siüh 991099"-

hung. Wie kann man denn gleichzeitig zum Frieden Vieimehl’ h3‘ e’ im Zeichen de’ sPlachd “d” 1“‘

erziehen — was dem Auftrag der Kirche entspricht — :;°"_‘g“e"99'ii""v “"4 das Wiid “im "m" Veibmge"

und Feindbilder vorbereiten, wie es die Parteiideo- e‘ e”

m9” "°"a“9‘? im übrigen: Weichen Grund haben wir im Westen,

Die DDR und die neu-sehe Nation 355 Üfrsffäif 2755333322337°55-32123: ' 34i
Ein dritter. besonders interessanter Punkt ist die Themen und Materialien dieser Art drüben bis V0!

oiinung in Richtung aul Geist. Kultur und Geschichte. kurzem der öffentlichen Erörterung unzugänglich

Noch Anlang der 70er Jahre hatte die SED die DDR waren. kann man heute. da die Tabuisierung zurück-

als die sozialistische Nation deklariert und eine ge- 99h‘. "U" Eille Sei" illlell5iV9 Beschäigung der Mell‘

meinsame deutsche Nationalität geieugnet. Zur Ab- sehen mit diesen Fragen feststellen. ia eine stärkere

grenzung gegen uns und zur Verankerung der Deut. und intensivere Beschäftigung als bei vielen Men-

sehen in der DDR hatte dies aber nicht die beebsich- sehen in unserem Teil Deutschlands. Also: Nicht er-

tigta Wirkung. Bereits 1974 sprach die SED-Führung schrecken. sondern lernen und sich stellen. die

daher von einem Doppelbegriif. nämlich Staatsbür» HWBHSTOVUBFUHQ annehmen!

0 gerschait der DDR und deutsche "Nationalität. Die i

V°'5“°“°l das w“ l-"ellism" 395 U“ 5mm?" “"5 Konkrete Möglichkeiten In der Deutochiandpolillk l
Texten auszusondern, traten wieder in den Hinter-

grund. Statt dessen wurden Geist, Kultur und Ge- Was die innerdeutschen Beziehung?" im engere" i

Sdiichte zu einem neuen Feld tür die Legitimierung politischen Sinn betrittt, so ist die derzeitige Lage i

der DDR und die Identifizierung der eigenen Eevdl- belastet. Zwar gibt es Verhandlungsgegenslände. i

kerung. z. B. Gewässerschutz, Erdgas, S-Bahn und andere ,

Bemerkenswert sind die jüngsten Anstrengungen mehr‘. ab?’ es. ieh“ “I 2e" ein? ianänsiighe Per-

der DDR, die Auseinandersetzung mit der deutschen spekme M’ die Gespraqhe‘ Es '51 a", m. i w)"

Geschichte zu fordern. Aus der zunächst recht platten Siellbär‘ “"6 w" Sie erreichen‘ wen" "mm emge a‘.

ideologischen Klasseninterpretation der Geschichte w" wmiwas Veiabredeiwar‘

ist_inzwischen etwas mehr geworden. Neben Thomas Die Erhöhung und Erweiterung des Mindestum-

Munzer und Karl Marx sind Martin Luther, Friedlich [ausches im Reise. und Besuchs-Verkehr isi abrede.

der Große, von Honecker selbst so bezeichnet, und wigrrg_ sie bedarf der Rücknahme‚ wenn es tür die

"ichi "i" die Dreußischen Reformer, sondern auch Menschen glaubwürdig sein soll, daß auch der DDR

die Kölligi" i-Uise Qelfels". an Entspannung gelegen ist. Auch gemeinsame trie-

Der SED digm die genaue „m die deuische G9, denspolitische Aktionen, wie die DDR sie immerwie-

schichte als Fortsetzung der geisiiger, Auseiriander. der fordert, bedürfen zunächst ihrer Fundierungim

seizung um die Frage „am de, deutschen Naiion Respekt vor den Menschenrechten; denn diese sind

Es iindet eine Aneignung der deutschen Nationai- Besiaiidielides Fiiedüsl

geschiae Sian’ ein Ansprud‘ auf die ganze dem’ In dieser Lage gilt es die Dinge zwischen den bei-
sche Gesdiichte, bein ‘ ' - ' -

spruch. Dahinter m. ‘S22 äL"w„’ä'.LZ'?„",°3;%’“!fZ?2„ de" °°"‘S°"°“ “im” “°'"‘ "m" z“ "°""°"'
um Politik handelt, wenn es urn die Geschichte geht. In unserem Teil Deutschlands stehen neben

Wer die Geschichte hat, hat möglicherweise euch die Arbeitslosigkeit und Haushaltssorgen Fragen der

Zukunit. Allianz und der Sicherheitspolitik im Vordergrund
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Die Mainungevevsctuedenheiten des Bündnisses ben‘ das heißt die konzeptiunelle Verbindung von

über die Ostpolitik sind damit eng verbunden. Dabei Verteidigungsberettscnaft und Entspannung. Der

geraten strittige Positionen olt in unhaltbare Extreme. sowjetischen Vorstellung von der friedlichen Koexi-

Niemand wird die Sowjetunion mit einem Embargo slenz als der wirksamsten Form des internationalen

in die Knie zwingen. Richard Nixon bekennt sich, wie Klassenkamptes gilt es unser HarmeLKonzept ent»

ich glaube, ganz mit Recht zu der Überzeugung, daß gegenzustellen. Danach bedeutet Entspannung nicht

ökonomischer Druck von außen tür sidi allein die automatisch mehr Friede oder gar Bequemlichkeit

Ftepression im Innern eher wachsen läßt, als sie zu tür uns im Westen, sondern die friedliche Ausein-

verkleinem,
andersetzung zwischen den Systemen, und zwar im

Maßgeblich m: unsere Oslpolitik muß die untrenn- 3"” “"95 Wameßv “"9 w" m" Emwebe"

bare Doppelorientierung nach dem HarmeLPlan blei-



Pressemitteilung _ __

slclgelr ;

Bonn, 12. Januar 1983

„m?

zu der Pressekonferenz des eBU-Bundesgeschäftsführers Glotz

erklärt der Sprecher der CDU, Wolter v. Tiesenhausen:

Mit Entschiedenheit muß der Versuch der SPD zurückgewiesen

werden, in Sachen Fernsehwahlspots Druck auf die Rundfunkan-

stalten auszuüben und dadurch einen nicht gerechtfertigten

Wettbewerbsvorteil zu erlangen. Die Verteilung der Werbespots

erfolgt in alleiniger Verantwortung der Anstalten aufgrund

0 eines seit langem bewährten Rechenschemas. Die dabei ange-

wandten Gesetze der Mathematik müssen auch dann noch gültig

bleiben, wenn es der SPD nicht in den Kram paßt.

Horauspcber: CDU-Bundeweschasstelln, Verantwortlich: Walter v, Ticsenhausen, Stellvertn: Waloev Erückmann - 5200 Bonn, Konrad-AdanaunrnHaus‚

Telefon: Prassentelle 022B l 544521122 (v. Tiosonhausm) 544511/512 (Brückmann) - Fernschreiberf 8 86804



Pressemitteilung _ ____

sicher

sozial _

undfrei
Bonn, 12. Januar 1983

Berichtigung

In der Pressemitteilung vom 12. 1. muß es selbstverständlich

heißen: SPD-Bundesgeschäftsführer Glotz.

O Die irrtümliche Zuordnung des Herrn Glotz zur CDU sollte zu

keinen falschen Schlüssen führen: Glotz bleibt Glotz und

SPD bleibt SPD.

Walter Brückmann i

stellv. Sprecher der CDU I 1

\

\

i

\

Harausgeber: Cßuundesgeschäfxsstelle, Verantwortlich: Walter v. Ticscnhausam Snllvenn: Walter Erückmsnn » 5:100 Bonn, KonradAdenaunrvHaus‚

Talafon: Prasscstalla 0228 / 544521/22 (v. Tiiwnhausln) 544-51H512 (Briickmunn) - Farnschraiberz E E6804



. .

Pressemitteilung _
sicher

sozial _

undfrei

12.1.1983
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In den letzten Wochen sind die Mieter durch die Verbreitung von

Unwahrheiten verunsichert worden. Mit falschen Darstellungen

über das neue Mietrecht hat die SPD und ihr nahestehende

0 Organisationen, wie z . B . der Präsident des Mieterbundes ‚

Gerhard Jahn, der Geschäftsführer der SPD-Bundestagsfraktion,

und der Vorstandsvorsitzender der Hamburger SAGA, Staak‚ der

einmal SPD-Landesvorsitzender war, viele Bürger unnötig in

Angst und Sorge versetzt.

Die SPD behaugtet:

l. Alle, auch die Sozialmieter‚ seien von den Mieterhöhungen

betroffen.

"Sie (gemeint war die Regierung Helmut Kohl) hat z.B.

unser soziales Mietrecht so verschlechtert, daß

O Mill ionen von Mietern im neuen Jahr mit fühlbaren

Mieterhöhungen und eine nicht geringe Anzahl mit

Kündigungen rechnen müssen.“

(Hans—Jochen Vogel in der Bild—Zeitung vom 30.12.1982)

"Zwar hat die Bundesregierung dieses Gesetz getragen,

aber vielleicht die Folgen nicht wirklich übersehen.

Diese wären besonders in den Ballungsräumen

katastrophal. Insbesondere in einem Stadtstaat wie

Hamburg, in dem 80 v.H. der Bürger zur Miete wohnen und

daher von diesen Auswirkungen erheblich betroffen

werden."

(Klaus von Dohnanyi in einem offenen Brief an

Bundeskanzler Kohl am l4.l2.l982)

Herausglbar: CDU-Eundesqsschäftsnulla, Verantwortlich: Woher v. Tissenhausen, Slellverm: Walter Bnickmann » 5300 Bonn KonrmAden H

Telefon: Frcsnnalla 022a 1 544521/22 (v. Tiesanhausen) 544511512 (Bruckmann) - Fernschreiber: s 562m4 au" aus’
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Die Wahrheit ist:

sozialmieter und Mitter von werkswohnungen und von ‘

Wohnungen der gemeiunltzigen wohnungshauunternehmen werden

von dem neuen Mietxecht überhaupt nicht berührt. In

Hamburg wohnen z.B. 30 % der Mieter in Sozialwohnungen.

Deshalb ist die in dem Brief an Bundeskanzler Helmut Kohl

von Klaus von Dohnanyi aufgestellte Behauptung, das in

Hamburg 80 % der Bürger zur Miete wohnen und daher von dem

O neuen Mietrecht betroffen sind, falsch. Durch die ‘

Mietrechtsänderung der Regierung Helmut Kohl sind die

Sozialmieten in keiner Weise betroffen, wohl aber geht die

Erhöhung der Mieten für Sozialwohnungen in Hamburg auf

einen Eeschluß des SPD-Senats vom 31.8.1982 zurück.

2. Die SPD behaugtet: .

(

Der Mieterschutz werde beseitigt.

i

"Wenn die CDU sich durchsetzt, werden Sie am Ende jeder

Mieterhöhung ungeschützt ausgeliefert sein.‘

(Klaus von Dohnanyi in einer Anzeige im Hamburger

. Abendblatt am 1.12.1982)

"Ausgerechnet bei der Wohnung soll der Schutz der

schwächeren, der Mieter, zurückgenommen werden.“

(SPD—F1ugb1att‚ Hrsg. Vorstand der SPD)

‘Jetzt wird es höchste Zeit, daß die Mieter sich gegen

den Abbau ihrer Rechte wehren ..."

(Gerhard Jahn, SPD—MdB und Präsident des Mieterbundes

in dem Flugblatt des Verbandes)

"Dieses Gesetz (müßte) heißen: Entwurf zur

Ausplünderung und Rechtslosstellung der Mieter und zur

Einkommenssteigerung der Hauseigentümer."

(SPD—MdB Schmidt (München) im Deutschen Bundestag am

24.11.1982)

"In Zukunft können Vermieter schon für 10 Jahre im

voraus Mieterhöhungen festlegen. Kann der Mieter nicht

mehr zahlen, fliegt er rausl"

(Flugblatt des Dennie‘. an Ili-gtexbundes)
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"Willkür droht, wenn der Vermieter mehrere Wohnungen

besitzt. Er kann dann Mieterhöhungen bis zur teuersten

selbst vermieteten Wohnung verlangen."

(Flugblatt des Deutschen Miererbundes)

"Sie verschweigen, daß Sie nach ihren eigenen

Vereinbarungen vorhaben, 1,5 Millionen Mietern in Ein-

und Zweifamilienhäusern jeglichen Kündigungsschutz zu

nehmen."

(SPD-MdB waltemathe im Deutschen Bundestag am

24.11.1982) ‘

Die Wahrheit ist:

. Der soziale Schutz der Mieter bleibt bestehen. Auch

künftig darf keinem Mieter gekündigt werden, um

Mieterhöhungen durchzusetzen. Die ortsübliche

Vergleichsmiete bleibt Regelmiete. Der Kündigungsschutz

wird nicht angetastet. Zudem erweitert das neue Gesetz die \

Schutzvorschriften für die Mieter. Uberzogene

Modernisierungen werden verboten. Die Mietkautionen werden

begrenzt, sie müssen sicher angelegt und zugunsten des

Mieters verzinst werden.

Die Möglichkeit von Staffelmietvereinbarungen bei

Neubauten und im Bestand ist ein Angebot zu mehr

. Vertragsfreiheit zwischen Mietern und Vermietern. Sie

setzt die Zustimmung des Mieters in jedem Einzelfall

voraus und gilt nicht für bestehende Mietverträge, soweit

der Mieter hier keine Änderung wünscht. Auch nach Abschluß

einer Staffelmietvereinbarung kann der Mieter den

Mietvertrag kündigen. Kann ein Mieter die Staffelmiete,

die er mit dem Vermieter vereinbart hat, nicht zahlen, so

kann ihm nur gekündigt werden, wenn er mit zwei

Monatsmieten im Rückstand ist. Dem Mieter steht aber immer

der Räumungsschutz zu.
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Mieterhöhungen bis zur teuersten selbst vermieteten

Wohnung sind nicht möglich. Auch weiterhin müssen die von

dem Vermieter benannten Wohnungen bei einer Mieterhöhung

mit der Wohnung des entsprechenden Mieters vergleichbar

sein. Daran hat sich mit dem neuen Mietrecht nichts

geändert.

Bei Ein— und Zweifamilienhäusern bleibt der alte

Kündigungsschutz bestehen.

Im übrigen hat Helmut Schmidt die Einführung der

Staffelmieten sowie die Verbesserung des

Vergleichsmietensystems bereits in seiner

Regierungserklärung am 24.11.1980 angekündigt. Dort heißt ‘

es: ‘

i

"Um den Wohnungsbau zu beleben, wird die Ä

Bundersregierung die Rahmenbedingungen für den frei 3

finanzierten Wohnungsbau verbessern, beispielsweise i

durch Vereinfachung des Vergleichsmietenverfahrens und

Zulassung von staffelmieten‚ um die

Investitionsbereitschaft privater Anleger, insbesondere

der Lebensversicherer, zu verstärken."

(Regierungserklärung von Helmut Schmidt vom 24.11.1980,

0 abgedruckt in Deutsche Mieterzeitung, Januar 1981) ‘

W

In dem von der SPD-Regierung 1981 vorgelegten 1

Gesetzentwurf zur Änderung des Mietrechts (BT—Drs‚ 9/791) ‘

heißt es zur Begründung der Staffelmietenz !

"Die Investitionsentscheidung ist naturgemäß leichter,

wenn für jene Anfangsphase Mieterhöhungen zu bestimmten

Zeitpunkten und zu bestimmten Beträgen in die

Kalkulation eingestellt werden können. Diesem Bedürfnis

will die Staffelmiete Rechnung tragen. Mit ihr soll bei

neu errichtetem Wohnraum für eine begrenzte Zeit ein

stufenweises Ansteigen des Mietzinses auf einen

bestimmten Betrag zugelassen werden. Der Vermieter ist,

soweit eine Staffelmietvereinharung zustandekommt‚ in



. .
g

_ 5 _

der Staffelphase nicht mehr auf das

Hieterhöhungsverfahren nach dem Vergleichsmietensystem

angewiesen und erhält für die ersten Jahre nach der

Fertigstellung des Hohnraums klare Zahlen für seine

Rentabilitätsherechnungen. Die Bundesregierung

versgricht sich_hie}von eine Verbesserung des

lnvestitionsklinas und damit letztlich eine

Verbreiterung und Verbesserung des Angebots an

geeigneten Mietwohnungen im {nteresse auch der Mieter.

Die Möglichkeit von Staffelmigtenvereinbarungen‚ wie

sie der Entwurf zuläBt‚ erscheint auch aus der Sicht

des Mieters hinnehmbar. Die vorgeschlagene Regelung

läßt eine Bindung des Mieters nur für einen

übersehbaren Zeitraum zu und ist so ausgestaltet, daß

dem Mieter die jeweils zu zahlenden Beträge und die

O schließlich zu zahlende “Endmiete” klar vor Augen

stehen ... Letztlich hat die Staffelmiete auch aus der

gicht des Mieters den Vorzug_ger Klarheit. Während der

Mieter normalerweise nicht übersehen kann, wie sich der

Mietzins in einigen Jahren entwickelt haben wird, weiß

er dies bei einer Staffelmietvereinbarung genau.‘

(Begründung des SPD—Gesetzentwurfs zur Änderung des

Mietrechts‚ BT-Drs. 9/791)

Zudem verschweigt die SPD und vor allem Hans-Jochen Vogel

ihre Verantwortung für die erschreckende Entwicklung auf

dem wohnunqsmarkt. Denn in der Zeit, als Hans—Jochen Vogel

Bundesbauminister war, begann der besorgniserreqende

Niedergang des Wohnungsbaus. Auch seine Nachfolger Ravens

. und Haack konnten diese Abwärtsentwicklung nicht stoppen.

So wurden unter Vogels Verantwortung als Bauminister

innerhalb eines Jahres über ca. 110 000 Wohnungen weniger ‘

gebaut. Diese negative Entwicklung setzte sich bis heute

fort. Innerhalb von fünf Jahren (von 1973-1978) haben es 1

die SPD—Eauminister geschafft, das das Ergebnis an

fertiggestellten Wohnungen halbiert wurde. Heute findet

der Wohnungsbau praktisch nicht mehr statt. Die SPD hat zu
x

verantworten, daß immer weniger Wohnungen angeboten

wurden. Sie hat sträflich gegen die Grundsatz verstoßen,

das der Bau neuer Wohnungen der beste Mieterschutz ist.

J
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3. Die SPD behaugtet:

Alle Mieten würden in drei Jahren um 30 % ansteigen.

‘ "Kohls Weihnachtsgeschenk: 30 % mehr Miete!"

(sPD—wahlkampfzeitung "Zeitung am Sonntag‘ am

12.12.1982, eine Woche vor der Wahl in Hamburg) .

"Jahr für Jahr soll die Miete um 10 2 höher werden.’

(Flugblatt des Deutschen Mieterbundes) ’

O “Anstieg in drei Jahren um 30 Prozent.‘

(Der nordrhein—westfälische Minister für Landes— und

Stadtentwicklung zöpe1‚ zitiert nach: "Rheinische

Post" vom 11.12.1982)

Die Wahrheit ist:

Niedrige Mieten dürfen in Zukunft nur noch schrittweise

der ortsüblichen Vergleichsmiete angeglichen werden. Auch

hier sind Grenzen zugunsten des Mieters gesetzt worden.

Die jetzt ins Gesetz aufgenommene Mieterhöhungs—Obergrenze _

von 30 Prozent für einen Zeitraum von drei Jahren schützt 1

O den Mieter. Denn bisher konnten die Mieten, die weit unter '

den Vergleichsmieten lagen, viel stärker erhöht werden. {

Ein praktisches Beispiel belegt das: Ein Mieter zahlt 250 ä

Mark Miete. Die ortsübliche Vergleichsmiete beträgt 500

Mark. Die frühere Regelung ließ zu, daß die Miete in einem

Jahr um 250 Mark auf das Vergleichsmietenniveau von 500

Mark angehoben wurde. Die neue Regelung erlaubt das nicht

mehr. Jetzt kann die Miete lediglich um 75 Mark (30

Prozent von 25D Mark) innerhalb von drei Jahren :

heraufgesetzt werden.
‚y

Das System der Vergleichsmieten wird vereinfacht. Als

ortsübliche Vergleichsmieten gelten künftig nur Mieten, z

die in den letzten drei Jehxsrx vereinfacht "wurden. Hier

wird lediglich das im Geset; "verankert, was bereits heute

weitgehend in der Pixtxis ituiigeführt wird.
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Auch die SPD hatte diese Regelung in ihren Gesetzentwurf

aufgenommen.

1

alte sPD—Regierung Regierung Helmut Kohl 5

"Der Vermieter kann die Zu— "Der Vermieter kann die Zu— 5

stimmung zu einer Erhöhung stimmung zu einer Erhöhung 1

des Mietzinses verlangen, des Mietzinses verlangen, 1

wenn... wenn...

O 3. der Mietzins sich inner- 3. der Mietzins sich inner-

halb eines Zeitraums Von halb eines Zeitraums von

drei Jahren, von Erhöhungen drei Jahren, von Erhöhungen

nach den S5 3 bis 5 abge— nach den 55 3 bis 5 abge—

sehen, nicht um mehr als sehen, nicht um mehr als

30 vom Hundert erhöht." 30 vom Hundert erhöht."

(ER-Drs. Nr. 222/82 vom 11.6.1982 und Bundesgesetzblatt

vom 23.12.1982)

Der Kanzlerkandidat der SPD, Hans—Jochen Vogel, hat jetzt

angekündigt, er werde die Mietrechtsänderung rückgängig machen.
1

Damit distanziert er sich von einer Mietrechtspo1itik‚ die

Helmut Schmidt in seiner Regierungserklärung vom 24.11.1980

0 formuliert hat und die er als damals für das Mietrecht

zuständiger Bundesjustizminister persönlich mitgetragen hat.

Bei alldem wird man fatal an ein Wort des i

SPD—Parteivorsitzenden Willy Brandt erinnert, der im Münchener

Presseclub 1982 erklärt hat:

"Ich versuche, nicht zu lügen, wo es nicht nötig ist."

(zitiert nach Münchener Merkur vom 5.7.1982)
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Der Generalsekretär der CDU, Bundesminister Dr. Heiner Geißler, erklärte

heute vor der Bundespressekonferenz:

 

wir müssen leider auch in diesem Wahlkampf feststellen, daß Lüge und wähler-

täuschung zu den Instrumenten der wahlkampfführung der SPD zählen. Das ge-

schieht nicht zum ersten Mal. Nach dem Rentenbetrug von 1976 und dem Finanzbe-

. trug von 1980 versucht die SPD nun mit einer Mietenlüge die Wähler zu

täuschen.

So behauptet die SPD wider besseres wissen:

- Alle Mieter, also auch die Sozialmieter, seien von dem neuen Mietrecht

betroffen.

— Der Mieterschutz werde beseitigt.

— Alle Mieten würden in drei Jahren um 30 % ansteigen.

Diese Nahlkampfstrategie der SPD wirft die Grundsatzfrage über den Stil

demokratischer Auseinandersetzung auf.

1. Es geht mir bei meiner Auseinandersetzung mit der SPD um die Wahrheit im

Wahlkampf. Es läßt sich objektiv feststellen, daß die Sozialdemokraten

sowohl 1976 wie 1980, wie auch „jetzt wieder im Hamburger Bürgerschafts-

wahlkampf in wichtigen politischen Fragen den Bürgern die Unwahrheit

gesagt und dadurch wahlpolitische Erfolge erzielt haben. Ich verweise

in diesem Zusammenhang ausdrücklich auf die "Zeitung am Sonntag" vom

12. Dezember 1982 in Hamburg.

Ich habe mit meinen Äußerungen in Ludwigshafen und mit dem Brecht-Zitat

den unhaltbaren Zustand vor aller Öffentlichkeit anprangern wollen, daß

Harausgnber: CDU-Bundesgeschäftsstelle, Verantwortlich: Wollar v. Timnhauscn, Stellvarln: Walter Erückmann - 5300 Bann, Konrad-Adenausr-Haus,

Telefon: Pressemelle 022B I 544521122 (v. Tlesenhausen) 54451 1/512 (Eruckmann) - Firnschreibcr: 8 86804
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in einer Zeit großer wirtschaftlicher und sozialer Schwierigkeiten ‘

Millionen Mieter und Vermieter der Wahrheit zuwider in Angst und l

Schrecken versetzt werden. Ich halte es für die Uberlebensfähigkeit ‘

unserer Demokratie für unabdingbar, daß über ein derart wichtiges Thema

in der ‘politischen Auseinandersetzung geredet und gestritten werden kann l

ohne demagogische Verzerrung und Fälschung und ohne daß Fälschung und i

Unwahrheit zum Xnstrument der Wahl kampfführung gemacht werden. Wenn dies

nicht möglich ist, können schwierige politische Probleme nicht mehr sach- ‘

gerecht gelöst werden. Die Wahrheit in der politischen Auseinander-

ments und der Wähler.

O Meine Vorwürfe gegen die SPD sind in der Öffentlichkeit auch kritisiert

worden. Ich würde mir jedoch wünschen, daß sich die Kritik der öffent-

lichkeit endlich einmal gegen diejenigen richtet, die in der politi-

schen Auseinandersetzung, wie die SPD in der Mietenpolitik, eindeutig

und nachweisbar die Unwahrheit sagen und nicht gegen diejenigen, die

die Unwahrheit Unwahrheit nennen. Es darf jedoch nicht sein, daß der-

jenige verurteilt wird, der die Lüge eine Lüge nennt und nicht derjenige,

der lügt und den Wähler täuscht. Wir wählen als Alternative zur SPD

nicht den Ausweg, raffinierter oder besser zu lügen, sondern den i

Wählern auch vor der Wahl die Wahrheit zu sagen — und nicht wie die

SPD nach der Wahl das Gegenteil von dem zu tun, was vor der Wahl gesagt q

wurde.
l

0

l

l

2. Mit der Mietenlüge will die SPD offensichtlich den beginnenden wirt- l

schaftlichen Aufschwung im Wohnungsbau aus wahlpolitischen Gründen un- 3

terladfen. Ein wirtschaftlicher Aufschwung. von dem wir uns weitere l

Impulse für andere Wirtschaftsbereiche wie Textil—, Möbel- und Elektro- l

industrie versprechen.

l
l

Wir stellen fest, daß in vielen Regionen der Bundesrepublik Deutschland {

die Bauanträge und Bauaufträge inzwischen stark anwachsen: 100 000 neue l

Wohnungen sichern 200 000 neue Arbeitsplätze im Baugewerbe. l
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wir klagen die SPD an, daß ihre Mietenkampagne Arbeitsplätze gefährdet. ‘

wir bleiben dabei: der beste Mieterschutz — mehr Wohnungen.

3. Die CDU und ich müssen die Vorwürfe gegen die SPD aufrecht erhalten,

solange die SPD nicht bereit ist, sich von ihrer bisherigen unwahren

Mietenkampagne zu distanzieren. Dies heißt im einzelnen:

1

Die svn muß öffentlich erklären,

1. daß die von ihr am Sonntag vor der Bürgerschaftswahl in Hamburg ‘

erhobene Behauptung "Kohls Weihnachtsgeschenk: 30 76 mehr Miete!" l

O falsch und irreführend war;

2. daß die im Dezember 280 000 Hamburger Haushalten zugestellten Miet- ‘

erhöhungsbescheide auf eine Entscheidung des Hamburger SPD-Senats l

vom 31. August 1982 zurückgehen und mit dem neuen Mietrecht der ‘

Regierung Kohl nichts zu tun haben; l

3. daß das neue, von der CDU/CSU/FDP-Regierung beschlossene Mietrecht ’

die Sozialmieter, die Mieter von gemeinnützigem Wohnraum und werks-

wohnungen überhaupt nicht betrifft;

4. daß die von der neuen Bundesregierung vorgenonmene Mietrechtsän-

derung bereits im wesentlichen von der alten Regierung Schmidt

O im Deutschen Bundestag eingebracht worden ist.
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Bonn, 13. Januar 1983

Zu der Ankündigung einer Verfassungsklage durch _

den SPD-Bundesgeschäftsführer Glotz erklärt der

Sprecher der CDU, Wolter v. Tiesenhausen:

0 Die Zuteilung von Fernsehsendezeiten für Wahlkampf-

spots erfolgt in der Verantwortung der Rundfunkan—

stalten nach einem seit Jahren bewährten Rechenschema.

Es wäre politisch unzumutbar und rechtlich fragwürdig,

A wenn dieses Schema geändert werden sollte, nur weil es

im Wahlkampf 1983 der SPD nicht in den Kram paßt. Auch

Glotz sollte wissen, daß es im Wahlkampf keine Koalitio-

nen gibt. '

Die von Glotz vorgenommene Addition der auf die Koalitions-

parteien entfallenden Sendezeiten ist widersinnig. In

diesem Wahlkampfwirbtjede Partei für sich allein um

O Stimmen. Schließlich käme niemand auf die Idee, zu den

SPD-Wahlkampfspots die aller anderen Oppositionsparteien

von den Neonazis über die Kommunisten bis zu den Grünen

hinzuzuzählen.

l
\

\
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Der Sprecher der CDU‚ teilt min

Die Zeitungsgruppe der "Westdeutschen Allgemeinen Zeitung"

in Essen, zu der auch die "NRZ - Neue Ruhr Zeitung/Neue

Rhein Zeitung" und die “Westfälische Rundschau" in Dortmund

gehören, hat die Veröffentlichung einer Anzeige der CDU

abgelehnt. Die CDU sieht hierin die schwerwiegende Benach—

teiligung einer demokratischen Partei im Wahlkampf durch

O die im Rhein-Ruhr-Gebiet beherrschende "WAF-Gruppe. Die

Begründung des Verlagsleiters Erich Schumann‚ die Anzeige

der CDU trage nicht zu einem fairen Wahlkampf bei und diene

weder der Demokratie noch den Parteien oder den Wählern,

V ist nicht stichhaltig und durch das Verhalten des Verlages

gegenüber anderen politischen Inserenten nicht gedeckt.

Die CDU fordert die "WAZ"-Gruppe auf, die Wettbewerbs-

gleichheit der Parteien im Rhein-Ruhr—Gebiet wiederherzu-

stellen und die politische Verantwortung für ihre Wahlwer—

' bung den Parteien zu überlassen.

Die Anzeige der CDU hat folgenden Wortlaut:

SPD 1976: Renten-Lüge

SPD 1980: Schulden—Lüge

SPD heute:

Mieten—Lüge

Lassen Sie sich nicht belügen. Mit uns sind die Mieter

sicher: Für Sozialmieter bleibt das alte Recht erhalten.

Sie sind genauso geschützt wie bisher. Für Mieter anderer

Wohnungen gibt es jetzt einen besseren Mieterschutz.

Aber der beste Mieterschutz ist der Bau neuer Wohnungen.

Unter der SPD wurden immer weniger Wohnungen gebaut. Das

Wohnungsbauprogramm der Regierung Helmut Kohl schafft

_ 2 _
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100.000 neue Wohnungen und sichert 200.000 Arbeits-

plätze. Und wo gebaut wird, gibt es auch viele neue

Aufträge für andere Wirtschaftszweige. So bringen wir

die Wirtschaft in Gang, so geht es wieder aufwärts.

Arbeit, Frieden, Zukunft

Miteinander schaffen wir's CDU

O

O
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Bonn, 17. Januar 1983

Sehr verehrte Damen,

O sehr geehrte Herren,

im Hinblick auf die Zielgruppenveranstaltung Frauen

der CDU am 25. Januar 1983 in Wolfsburg, lade ich

Sie ein zu einer

P R E S S E K O N F E R E N Z

mit der Vorsitzenden der Frauenvereinigung der CDU,

Frau Dr. Helga wex‚ MdB‚ am

Mittwoch, 19. Januar 1983, 10.00 Uhr

im Sitzungszimmer 1 / 2

0 des Bonner Konrad-Adenauer-Hauses .

Thema: Politische Perspektiven für die Frauen unter der

Regierung von Bundeskanzler Dr. Helmut Kohl.

Ich würde mich freuen, wenn Sie diesen Termin wahr-

nehmen könnten .

Mit freundlichen Grüssen

L. ’" ‘ ’ mp4“

( Wolter v. Tiesenhausen )

°°“'2135271521222:2,22272;:2222271:i:;::::::r::‚;::°:3::27:13:32:%:::;;„ä:?:‚?°:;;:::“°*°°"=w"M
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Bonn, den 17. Januar 1983 unde’

Die Pressestelle der CDU teilt mit:

Zum Parteitag der Grünen am vergangenen Wochenende in Sindelfingen erklärt der

Sprecher der CDU, Wolter v. Tiesenhausen, heute im „DeutschIand-Union-Dienst":

Bei den Grünen haben endgültig die Ideologen und Dogmatiker die Oberhand über die

engagierten Umweltschützer gewonnen. Bei den Beratungen des Wirtschaftsprogramms

und des Wahlaufrufes der Grünen am Wochenende in Sindelfingen wurden Ökologische

0 Probleme nur als Worthülsen vorgeschoben. In Wirklichkeit ging es darum, die Grundla»

gen für eine andere Wirtschafts- und Gesellschaftsordnung zu verabschieden, in der nicht

die Bekämpfung von Umweltschäden und die Vorbeugung gegen Umweltzerstörung im

Vordergrund stehen, sondern die Veränderung der „herrschenden privaten Eigentums:

und Verfügungsverhältnisse". Die Grünen wollen „die Lohnarbeit aufheben" und „lang

fristig die Entkopplung von Arbeit und Einkommen" in einem — bestenfalls — soziali-

stischen Modell nach jugoslawischem Vorbild. Wer die Probleme des Umweltschutzes

wirklich ernst nimmt, für den sind die Grünen nicht wählbar. Denn

— wirksamer Umweltschutz bedarf einer wirkungsvollen Wirtschaftsordnung.

— das Geld für neue, Natur und Umwelt schonende Technologien rnuß erst einmal

erwirtschaftet werden.

O Die Grünen drücken sich um diese Antworten. Sie fordern stattdessen den Ausstieg aus

der Industriegesellschaft. Das aber wäre das Ende jeden wirksamen Umweltschutzes. Wie

weit sich die Grünen inzwischen von ihren Ursprüngen entfernt haben, belegt ihr Wahl-

aufruf: Probleme des Umweltschutzes finden hier nicht mehr statt. Die Grünen haben

ihre eigene Idee verraten.
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Bonn, 17. Januar 19833 l

1
l

Vor der Bundespressekonferenz erklärte der Generalsekretär der CDU, ‘

Dr. Heiner Geißler‚ heute unter anderem: ‘

2

Das gemeinsame Nahlprogramm von CDU und CSU, das der Bundesvorstand der CDU i

und der Landesvorstand der CSU heute beschlossen haben, ist ein Fahrplan für l

den wirtschaftlichen Aufschwung, eine Kampfansage an die Arbeitslosigkeit ‘

. und ein Bekenntnis zu Frieden und Abrüstung.

Das alles beherrschende Problem ist die Überwindung der uns von der SPD hin-

terlassenen schwersten wirtschaftlichen Krise seit 1948. Dafür hat die neue

Regierung die weichen gestellt. Die ersten Erfolge unserer Politik werden ‘

sichtbar: l

- Die Mark gewinnt an Stabilität und nimmt an wert zu.

— Die Geldentwertung geht zurück. ‘

- Die Zinsen sinken.

- Die Bauanträge haben sich verdoppelt.

I. Die dramatische Situation, die die SPD verschuldet hat, erfordert beson-

. dere Maßnahmen, die sich vor allem konzentrieren auf die Sicherung und

Vermehrung der Arbeitsplätze beim Mittelstand. wir werden

l. ab 1. Januar 1984 vor allem für den Mittelstand die ertragsun-

abhängigen Steuern senken,

2. die rechtlichen und steuerlichen Bedingungen für Vermögensbil-

dung der Arbeitnehmern verbessern und

3. die Leistung der Familien wie der alleinerziehenden Mütter

und Väter für ihre Kinder steuerlich wirksamer berücksichtigen.

4. wir werden einen neuen, die Bürger entlastenden Tarif für die

L0hn- und Einkommensteuer vorbereiten. Er soll in Kraft gesetzt

werden, sobald die vorrangige Aufgabe einer erheblichen Verrin-

gerung der Neuverschuldung gelöst ist.

a;„a„.‚ w cm: ?w'z;er.g=‚s':‘i.—.lt:srt ‚ Ve snww -‘ m nur». Temuuw m: M51". lhaIie‘ 5vu:»„—..‚nri- sann 3mm kon „ALS Ls-‚uaus
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5. wir werden parallel zur Entlastung der Betriebe Steuersubventio—

nen abbauen. Besonders werden wir den geltenden Rahmen für Ab-

schreibungsgesellschaften überprüfen und einschränken. So soll

es in Zukunft nicht mehr möglich sein, daß Bürger durch diese

Beteiligungsiormen sich ihrer Steuerpflicht ganz oder über-

wiegend entziehen.

6. wir werden bessere steuerliche Voraussetzungen für die Eigen-

kapitalausstattung und Investitionsfähigkeit der Unternehmen

schaffen.

7. wir werden die Rückzahlbarkeit der befristeten Investitions-

. hilfe-Abgabe aufheben und das Gesetz entsprechend ändern.

8. wir bekämpfen Subventionsmißbrauch, Nirtschaftskriminalität und

Steuerhinterziehung.

II. Die CDU wird in der neuen Legislaturperiode einen Gesetzentwurf im

Deutschen Bundestag einbringen mit dem Ziel, die Vermögensbildung

in Arbeitnehmerhand auszubauen. Die CDU/CSU orientiert sich dabei

an folgenden Leitlinien:

1. Die steuerlichen Rahmenbedingungen sollen so verbessert werden,

daß die Anlage in Produktivkapital für den Arbeitnehmer interes-

santer wird.

C 2. Die Anlagemöglichkeiten sollen im Rahmen des 624,-- DM—Gesetzes

erweitert werden.

3. Es soll völlige Wahlfreiheit und Freiwilligkeit für den Arbeit-

nehmer einerseits bestehen, wo und wie er sein Geld anlegen will

und für den Arbeitgeber andererseits, ob er seine Mitarbeiter am

Unternehmen beteiligen will.

4. Die Tarifparteien werden aufgefordert, in die Tarifverhandlungen

auch vermögenspolitische Vereinbarungen einzubeziehen.
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III. Notwendiges wirtschaftliches Wachstum und Schutz der Umwelt sind für

CDU und CSU keine Gegensätze. Die natürlichen Lebensgrundlagen müssen

erhalten und ‚unersetzbare Rohstoffe dürfen nicht vergeudet werden. i

wir werden die Umweltschutznormen, wo notwendig, verschärfen und sie

vor allem anwendbar gestalten; wir werden Investitionen für den Umwelt- i

i schutz fördern und den technischen Fortschritt in den Dienst des Um-

weltschutzes stellen. wir werden den wald schützen und gegen das Baum- i

f sterben in Zusammenwirken mit der Wissenschaft ein Aktionsprogramm i

entwickeln. Für die Reinhaltung der Luft hat die Regierung Kohl erste i

entscheidende Maßnahmen getroffen, die vorher jahrelang verschleppt i

. worden sind. i

_ IV. wir werden neue Lösungen entwickeln, um die bedriickende Jugendarbeits- i

losigkeit zu beseitigen und um das Angebot an Ausbildungsplätzen zu

— erweitern: i

wir werden die Voraussetzungen dafür schaffen, daß Betriebe im Ausbil- ‘

dungsverbund zusammenarbeiten und so zusätzliche Plätze anbieten kön-

nen. Die vorhandenen Ausbildungskapazitäten müssen — auch durch neue 3

wege - voll ausgelastet werden. wir werden die Förderungsmöglichkeiten

des Bundes auch dazu einsetzen, daß heimatferne Ausbildungsmöglichkeiten ‚

genutzt werden können, um der strukturellen Jugendarbeitslosigkeit be-

. gegnen zu können. Das Programm zur Förderung der Berufsausbildung von i

benachteiligten Jugendlichen wird weiter ausgebaut werden. i

V. wir wollen eine qualitative Arbeitsmarktpolitik. wir wollen, daß i

Frauen und Männer Familie und Beruf besser miteinander vereinbaren i

können. Dazu werden wir mehr Teilzeitarbeit und Arbeitsplatzteilung i

ermöglichen. wir rufen die Tarifpartner auf, entsprechende Anstrengungen i

zu unternehmen. ‘

wir wollen die flexiblere Lebensarbeitszeit. Derjenige, der freiwillig

früher aus dem Erwerbsleben ausscheiden will, soll dazu die Möglich-

keit erhalten‚ ohne daß dadurch die Gesamtbelastung der Solidargemein-

schaft und der Wirtschaft erhöht wird. Die Tarifpartner sollten diese

Lösung unterstützen. wer länger arbeiten will, muß dazu die Möglichkeit

haben.
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VI. Die finanzielle Erblast der SPD ist so drückend, daß Einschränkungen

von allen Bürgern verlangt werden müssen. wir haben den Mut, diese

wahrheit vor dem 6. März zu sagen. wir sind davon überzeugt, daß die

Menschen bereit sind, diese Opfer zu bringen, wenn sie davon über-

zeugt sind, daß es in unserem Land gerecht zugeht. Aus diesem Grund

werden wir auch von denen, die ein hohes Einkommen haben, einen ent-

sprechenden Beitrag zur Konsolidierung der Staatsfinanzen verlangen.

wir machen nicht Politik um zu sparen, sondern wir sparen, damit wir

wieder Politik machen können.

a) Von den 5,6 Milliarden DM Einsparungen im Bundeshaushalt tragen

‘ 1,3 Milliarden, also fast 1/4, die Bezieher höherer Einkommen,

und zwar dadurch, daß die CDU/CSU Einkommensgrenzen beim Kinder-

geld durchgesetzt haben. wir werden auch in Zukunft die sozialen

Hilfen auf diejenigen konzentrieren, die sie tatsächlich brauchen.

b) wir werden die Investitionshilfe‚ wie vorhin schon erwähnt, nicht

zurückzahlen, sondern sie für die großen Gemeinschaftsaufgaben und !

für den wohnungsbau, d. h. für wichtige arbeitsplatzschaffende

Investitonen‚ verwenden.

VII. wir wollen eine Gemeinschaft mit einem menschlichen Gesicht.

0 1. wir wollen den Familienlastenausgleich verbessern, vor allem

durch die Einführung des rammenspllttlngs: wer Kinder hat:

soll weniger Steuern zahlen als derjenige, der keine Kinder hat.

Das gilt auch für Alleinerziehende. ‚

2. wir wollen die Gleichberechtigung der Frau überall dort durch-

setzen, wo sie noch nicht erreicht ist. Die Benachteiligung der

Frau in der Arbeitswelt muß abgebaut werden (gleicher Lohn für

gleiche Arbeit, gerechtere Arbeitsplatzbewertung, bessere Aufstiegs-

chancen und Abbau überholter arbeitsrechtlicher BestimmungenL

3: Erziehungsgeld, Partnerrente‚ die Anrechnung von Erziehungsjahren

und die Gleichberechtigung beim Mutterschaftsgeld bleiben Ziele

unserer Politik. wir werden diese Ziele verwirklichen. Leider hat

die Mißwirtschaft der von der SPD geführten Regierung seit 1969 die
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finanziellen Voraussetzungen zunächst zerstört; wir werden alles tun,

um sie wieder zu schaffen.

4. wir wollen di_e Chancen der Frauen in der Politik verbessern. Deshalb

überlegen wir eine Änderung des wahlrechts nach bayerischem Vorbild.

5. Die Union ist Anwalt der älteren Mitbürger. wir machen eine solide

Rentenpolitik. Durch unsere Politik haben wir die Rentenversicherung

vor der Zahlungsunfähigkeit bewahrt. wir haben die Renten wieder si-

cher gemacht. Zum l. Juli 1983 steigen die Renten um 5,6 ‘Z. Die Rent-

ner können uns vertrauen: die Rente wird nicht gekürzt. Die Renten l

0 werden auch in Zukunft wie die Einkommen der Arbeitnehmer weiter

steigen.
l

Renten sind keine Almosen. Sie sind Gegenleistung für die Lebensar- i

beitsleistung der Rentner. Deshalb muß die Rente beitrags- und leistungs-

bezogen bleiben.

6. wir wollen mehr Eigeninitiative und weniger Staat. Der Staat soll auf

die Übernahme von Aufgaben verzichten, die der einzelne, Vereine, die

Familie oder freiwillige Zusammenschlüsse von Bürgern erfüllen können.

Subsidiarität bedeutet Vorfahrt für die jeweils kleinere Einheit, be-

deutet aber auch, daß der Staat die kleineren Einheiten in die Lage

versetzt, ihre Aufgaben aus eigener Kraft zu erfüllen. wir werden des-

0 halb die Vereine, die soziale, kulturelle und sportliche Aufgaben er-

füllen, tatkräftig unterstützen.

VIII. wir wollen Abrüstung. wir wollen Frieden schaffen mit weniger waffen.

Der Doppelbeschluß der NATO ist ein Fahrplan zur Abrüstung. Der Erfolg

der Union am 6. März beeinflußt entscheidend den Abrüstungserfolg in

Genf. Denn nur eine stabile, von der Union geführte Regierung zerstört „

Spekulationen der Sowjetunion auf die Anerkennung ihrer Überrüstung

und ist infolge dessen eine wichtige Voraussetzung dafür, daß es in Genf

zur Abrüstung in west gg Ost kommt.. ‘
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Zur Vorlage der Wahlprüfsteine des Deutschen Gewerkschafts-

bundes erklärt der stellvertretende Bundesvorsitzende der

CDU, Bundesminister Dr. Norbert Blüm:

1. Es ist erfreulich und ausdrücklich zu begrüßen, daß DGB

und Union in der Bekämpfung der Arbeitslosigkeit und der

Wiederherstellung der finanziellen Grundlagen der sozialen

O Sicherung übereinstimmend die wichtigste innenpolitische l

Aufgabe sehen.

2. Diese beiden Zielsetzungen haben auch das bisherige Handeln

der Bundesregierung bestimmt. Ihr Dringlichkeitsprogramm

dient dem Ziel, die wirtschaftliche Talfahrt in eine wirt-

schaftliche Belebung umzukehren und den Zusammenbruch der

Finanzen der sozialen Sicherung zu verhindern.

3. Das Erbe, das die neue Bundesregierung angetreten hat, be- E

weist: Die früheren Prüfsteine des DGB waren unter SPD-Re-

gierungen in den Wind geschrieben. Vollbeschäftigung hatte _

O sich in Millionenarbeitslosigkeit umgekehrt ‚ die Staatsver-

schuldung gigantische Ausmaße erreicht und die Steuer- und

Abgabenbelastung der Arbeitnehmer nie dagewesene Höhen er-

klettert. 1

Es wäre für die Arbeitnehmer hilfreich, wenn der DGB 1

nach 13 Jahren SPD-geführter Bundesregierung auch eine ,

Gewinn- und Verlustrechnung seiner Prüfsteine von 1972, l

76 und 80 vorlegen würde.

l

4. Die Union ist mit dem DGB einer Meinung: "Die Lasten der

Wirtschaftskrise müssen sozial gerecht verteilt werden". Deshalb

wi ll sie die Rück zahlbarkeit der Investitionshilfe-Abgabe

durch Änderung des entsprechenden Gesetzes aufheben. Über-

einstimmung besteht auch in den zielen, Subventionsmißbrauch‚
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Wirtschaftskriminalität und Steuerhinterziehung zu bekämpfen

sowie zu verhindern, daß sich Bürger über Abschreibungsge-

sellschaften ihrer Steuerpflicht entziehen. Die Forderung

des DGB, einen gesetzlichen Rahmen für die Vermögensbildung

der Arbeitnehmer zu schaffen, der durch die Tarifvertragspar-

teien ausgestaltet werden kann, wird die Union erfüllen. Die J

Aussagen des DGB zur Rentenpolitik stimmen mit dem Programm '

der Union überein und sind geeignet, dem von uns angestrebten

breiten Konsens in dieser Frage zu dienen.

D 5. Der DGB stellt fest: "Die Systeme der sozialen Sicherung

müssen mit dem Ziel umstnmtuüert werden, das Erreichte zu

sichern und die strukturellen Probleme der einzelnen Bereiche

zu lösen." Es ist jedoch ein Widerspruch, wenn der DGB in

gleichem Atemzug eine Fülle kostenträchtiger Forderungen ‘

aufstellt, deren Erfüllung weder der eigenen Aussage, noch

dem vorrangigen Ziel, alle Anstrengungen auf die Verbesserung

der Beschäftigung durch mehr Investitionen zu konzentrieren,

gerecht wird. Die CDU wird nicht mehr Versprechen, als sie

halten kann. wir machen eine solide Sozialpolitik.

l

O 6. Das gemeinsame Bemühen um mehr und zukunftssichere Arbeits- ‘

plätze schließt Auffassungsunterschiede über einzelne Schrit- .

te und Maßnahmen nicht aus. Der DGB selbst weist auf die ge- ‘

werkschaftliche Meinungsvielfalt hin. Ich trete deshalb für

den kritischen und konstruktiven Dialog ein.

i

Die CDU versteht sich als kritischer Partner des DGB. In \

Krisenzeiten müssen Gewerkschaften ‚ Arbeitgeberverbände ‘

und Regierung zusammenstehen und den Streit soweit wie mög— 1

lich begrenzen. Die Arbeislosen erwarten von uns zu Recht „

. gemeinsames Handeln.
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Bonn, 18. 1. 1983

Der Sprecher der CDU, wolter V. Tiesenhausen‚ teilt mit:

In Fortsetzung des Gespräches, das der Rat der Evange-

lischen Kirche in Deutschland (EKD) am 25. November

1982 mit dem Präsidium der CDU geführt hatte, trafen

0 sich am Montag, den 17. Januar 1983 Mitglieder des

Rates und des CDU-Präsidiums zu einem Gedankenaustausch

über die Fragen der Arbeitslosigkeit.

Man war sich einig, daß zur Lösung des bedrängenden

_ Problems keine einfachen Antworten zu geben sind. Es

müßten vielfältige Maßnahmen ergriffen werden, um die

Arbeit besser zu verteilen und neue Arbeitsmöglichkeiten

zu schaffen. Dabei müsse auch über den Stellenwert der

bezahlten Arbeit für das menschliche Leben neu nachge-

dacht werden.

An dem Gespräch nahmen teil: CDU—Generalsekretär Dr. Heiner

O Geißler, Bundesarbeitsminister Dr. Norbert Blüm, Minister-

‘ präsident Dr. Ernst Albrecht, der Staatsminister im Bundes-

kanzleramt Friedrich Vogel, der Parlamentarische Staats-

sekretär im Arbeitsministerium Wolfgang Vogt und der rhein-

land-pfälzische Landtagspräsident Albrecht Martin.

Die EKD war Vertreten durch Landesbischof Hans v. Keler‚

Synodalpräses Cornelius v. Heyl‚ Präses Karl Immer,

Prof. Theodor Schober, Präsident des Diakonischen Werkes,

Prof. Theodor Strohm‚ Vorsitzender der Kammer der EKD

für soziale Ordnung und die Oberkirchtenräte Hermann

Kalinna und Tilman winkler.
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Bonn, 19. Januar 1983

Auf der Regionalkonferenz der CDU in Bochum führt der Generalsekretär der

CDU, Dr. Heiner Geißler, u. a. aus:

Wohnungen sind in den Augen der Bürger so wichtig wie das tägliche Brot.

Die Sozialdemokraten handeln unverantwortlich, wenn sie der Wahrheit zu-

wider die Menschen mit ihrer Mietenkampagne in Angst und Schrecken ver-

setzen. Sie treiben hier mit der Existenzangst von Millionen Menschen po-

litisches Schindluder.

U wir haben verläßliche Informationen darüber, daß auch in den konmenden

Wochen die Mietenkampagne der SPD in Hamburg auf Bundesebene wiederholt

werden soll. Ich warne z. B. die Neue Heimat ‚jetzt schon davor, wenn sie

Mieterhöhungen vor oder zum 1. März diesen Jahres plant, sich vor den

Karren der SPD spannen zu lassen.

wir stellen schon jetzt vorsorglich fest und sagen dies allen Mietern im

Ruhrgebiet, daß etwaige Mieterhöhungen der Neuen Heimat oder anderer woh-

nungsbaugesellschaften mit dem neuen Mietrecht nichts zu tun haben, da

das neue Mietrecht nur die frei finanzierten Wohnungen betrifft.

. Die i-iietenkampanne der SPD hat sichinzwischen gegen die SPD und ihren Kan-

didaten Hans-Jochen Vogel gewendet. Ziel unserer Nohnungspolitik ist mehr

Wohnungen - das ist der beste Mieterschutz. Mehr Wohnungen schaffen Ar-

beitsplätze. Die wohnungspolitischen Maßnahmen der neuen Regierung haben

bereits gegriffen. Die Bauanträge haben sich mehr als verdoppelt. Es wird

wieder gebaut und dies wird noch in diesem Jahr positive und belebende

Auswirkungen haben auf die Textilindustrie, die Möbelindustrie, die Elek-

troindustrie und die Stahlindustrie.

wenn der Kandidat der SPD, Hans-Jochen Vogel, erklärt, daß er die lrloh- l

nungspolitik der neuen Regierung wieder rückgängig machen will, dann be-

deutet dies für Hunderttausende Arbeitnehmer in diesen Industriebereichen l

‘
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den Verlust ihres Arbeitsplatzes. Die Mietenkampagne der SPD ist aus par-

teitaktischen Gründen als sozialdemagogisches Nahlkampfmittel geplant

worden, sie trifft jedoch die Arbeitnehmer und ihre Familien und gefähr-

det Arbeitsplätze.

Der SPD-Kandidat Hans-Jochen Vogel ist nicht nur durch eine solche ver-

antwortungslose Aussage unglaubwürdig geworden, sondern er steigert seine

Unglaubwürdigkeit gerade auf diesem für über 40 Millionen Menschen wich-

tigen Gebiet gerade deswegen, weil, wie ein führender Nirtschaftsjourna-

list Anfang des Jahres geschrieben hat, "Hans-Jochen Vogel (...) die Bun-

desrepublik das am schlechtesten und unsozialsten funktionierende Miet-

recht im internationalen Vergleich zivilisierter Länder zu verdanken" U

hat (Süddeutsche Zeitung l./2. i. 83).

Durch seine Politik ist es z. B. dazu gekommen, daß heute noch Hunderttau- ‚

sende von wohlhabenden Bürgern in billigen Sozialwohnungen wohnen können,

während junge und kinderreiche Familien, die auf diese Nohnungen angewie-

sen wären, auf den frei finanzierten und teueren Hohnungsmarkt abgedrängt

worden sind.

O

l

l
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Anläßlich der Pressekonferenz zur Vorstel-

lung der Zielgruppenveranstaltung der CDU

für Frauen am 25. Januar 1983 in Wolfsburg

erklärte die Vorsitzende der Frauenvereini-

gung der CDU, Qr. Helga W e x MdB u.a.:

13 Jahre SPD-Regierung sind 13 vertane Jahre für die Frauen-

politik. Noch nie gab es so viele arbeitslose Frauen wie heute,

noch nie waren die I hsam erreichten Fortschritte in der Gleich-

O berechtigung so in Gefahr wie heute.

Weil ihre Bilanz negativ ist, wirbt die SPD mit einer Angst-

kampagne um Frauenstimmen. Wider besseres Wissen malt sie ein

Bild der CDU-Politik aus, das mit der Wirklichkeit nichts ge-

mein hat.

Eine politische Wende ist nötig, die den Frauen wieder Perspek-

tiven für die Zukunft eröffnet. Es muß wieder Perspektiven geben

sowohl für erwerbstätige Frauen wie für Hausfrauen, für junge

Mädchen ebenso wie für Frauen, deren Kinder inzwischen erwachsen

sind.

O

Deshalb wollen wir die Gleichberechtigung der Frau überall dort

durchsetzen, wo sie noch nicht erreicht ist: in Bildung und Beruf,

in Familie und öffentlichem Leben. Frauen sollen selbst entschei-

_ den, wie sie ihr Leben gestalten. Diese Wahlfreiheit bringt Frauen

ein Mehr an Chancen, gleichzeitig erweitert sie auch den Gestal-

tungsraum für Männer und macht so unsere Gesellschaft partner-

schaftlicher und menschlicher.

Helmut Kohl hat in seiner Regierungserklärung vom 13.10.1982 die

wesentlichen Prinzipien der Frauenpolitik in der CDU mit den

Worten zusammengefaßt:
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- "Unsere freiheitliche Gesellschaft kennt kein bestimmtes Leit—

bild der Frau, weder das der Hausfrau noch das der berufstäti-

gen Frau.

- Immer mehr Frauen sehen im Beruf einen ebenso selbstverständ-

lichen Teil ihrer Lebensplanung wie in der Familie.

- Die Bundesregierung wird darauf hinwirken‚ mehr Möglichkeiten

zu schaffen, Familie und Beruf miteinander zu verbinden - für

Frauen wie für Männer".

Die Regierung Kohl hat Wahlfreiheit und Partnerschaft zu den Leit-

motiven ihrer Frauenpolitik gemacht. Damit ist die Politik der

O Frauenvereinigung der CDU Bestandteil der Regierungspolitik.

Um echte Fortschritte für die Frauen zu erreichen, muß die SPD-

Ideologie, die der erwerbstätigen Frau einseitig eine Vorrang—

stellung eingeräumt hat, endgültig als "überholt" abgelegt werden.

Deshalb werden wir z.B. die Benachteiligung der Familienfrauen

beim Mutterschaftsgeld beseitigen.

Das Denken in den Kategorien erwerbstätige und nichterwerbstätige ;

Frau ist wirklichkeitsfremd. Für alle Frauen sind in irgendeiner ‘

Form Familie und Beruf Realität ebenso wie für die Männer. Nur ist x

es heute so, daß Frauen vielfach gezwungen werden, sich schwerpunkt- ä

mäßig für Familie oder Beruf zu entscheiden, wenn sie nicht eine i

. übermäßige Belastung auf sich nehmen wollen. Die Doppelrolle ist 1

eher eine zusätzliche Belastung als eine Verdoppelung der Lebens- Ä

chancen. Deshalb ist die Frage der Vereinbarkeit von Familie und 1

Beruf sowie öffentlichem Leben der Angelpunkt, von dem aus mehr Ä

Freiheit und Lebensfreude erreicht werden können oder verspielt

werden.

— Mit unserem Mustervertrag zum job—sharing haben wir eine Möglich- 1

keit dazu eröffnet. Dies gilt es fortzusetzen durch einen weiteren i

Ausbau der Arbeitszeitordnung‚ durch die Gestaltung neuer Arbeits- 1

plätze in Verbindung mit der Familienwelt und durch bessere Mög— 3

lichkeiten‚ nach einer Zeit für die Familie wieder im Beruf oder E

im ehrenamtlichen Bereich Fuß zu fassen.

Die Frauenvereinigung der CDU wird daher einen Vorschlag für ein

neues Arbeitezeitstrukturgesetz ausarbeiten, wonach die vielen

_ 3 _
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unterschiedlich gestaltbaren Arbeitsplatzformen dargestellt

und ihre Anwendungsmöglichkeiten und Folgewirkungen umschrie-

ben werden.

- Die Benachteiligungen für Frauen in der Arbeitswelt müssen

abgebaut werden durch gleichen Lohn für gleiche Arbeit, eine

gerechtere Arbeitsplatzbewertung‚ bessere Aufstiegschancen

und den Abbau überholter arbeitsrechtlicher Bestimmungen, die

die Chancen von Frauen auf dem Arbeitsmarkt unnötig einengen.

- Erziehungsgeld, Partnerrente und die Anrechnung von Erziehungs-

jahren sind unsere Bausteine, um zu erreichen, daß Arbeit in

O der Familie der gleiche wert zuerkannt wird, wie einer Erwerbs-

arbeit. Dabei ist die Anerkennung von Erziehungszeiten auf die

Rentenansprüche in erster Linie zu nennen.

Die SPD hat den Auftrag‚bis 1984 eine Rentenreform im Sinne

der Gleichberechtigung einzuleiten, nicht erfüllt. Durch ihre

Wirtschafts- und Finanzpolitik hat sie außerdem die Voraussetzun- j

gen dazu verspielt. Deshalb muß zunächst die Erblast der SPD

abgebaut werden: eine verbesserte Finanzsituation ist Voraus-

setzung für die Verwirklichung dieser Ziele.

- Die CDU setzt sich ein für eine größere Beteiligung von Frauen 1

in der Öffentlichkeit, vor allem in der Politik. Dazu sollen

O entsprechende Instrumentarien geschaffen werden. wir setzen uns l

für eine Änderung des Wahlrechts ein, die es ermöglicht, daß I

der Wähler mehrere Stimmen einem Kandidaten geben kann. So können ‘

die Wähler Einfluß darauf nehmen, welche Kandidatin und welchen

Kandidaten sie auf der Liste einer Partei bevorzugen. Das ist 1

Voraussetzung dafür, daß Frauen, die eher auf den hinteren

Plätzen einer Liste kandidieren, auf erfolgreichere Positionen 3

Vorrücken. wir brauchen die wählerin und die Politikerin. ‘

\
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Zu den Äußerungen des SPD-Kandidaten Vogel vor der

Sozialdemokratischen Bundestagsfraktion erklärt der I

Sprecher der CDU, Wolter v. Tiesenhausen:

Weder schwenkt die CDU auf SPD-Positionen ein‚noch

hat die von der Union geforderte Investitionshilfe-

O abgabe etwas mit der Ergänzungsabgabe zu tun. Tat-

sache ist‚ daß sich die SPD in der Außen- und Sicher-

heitspolitik immer weiter von jenen Positionen ent-

fernt, die bisher im Interesse unseres Landes gemein-

sam vertreten wurden. Tatsache ist auch, daß eine Er-

gänzungsabgabe nach sozialdemokratischen Vorstellungen

Investitionen behindern würde, während durch die von

der Union vorgeschlagene Lösung zusätzliche Investitio-

nen angeregt werden. Unwahr ist die Behauptung, CDU-

Generalsekretär Dr. Heiner Geißler habe alle Mitglieder

und Wähler der SPD als Verbrecher bezeichnet. Die Kritik

Geißlers bezog sich ausdrücklich auf jene, die ihren wahl-

0 kampf mit Lügen bestreiten. Statt dem CDU-Generalsekretär

unwahre Behauptungen zu unterstellen, sollte Vogel endlich

etwas unternehmen, um die Mieten1üge‚ die schon den Ham-

burger Bürgerschaftswahlkampf vergiftet hat, aus der Welt

zu schaffen.
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Bonn, 2o. Januar 1983

Die Pressestelle der CDU teilt mit:

Der Generalsekretär der CDU, Dr. Heiner Geißler, ver-

öffentlicht in der morgigen Ausgabe der wetzlarer Neuen

Zeitung nachfolgenden Artikel:

Investitionshilfe—An1eihe

CDU und CSU haben in ihrem gemeinsamen Wahlprogramm be-

schlossen, die Investitionshi1fe—An1eihe nicht zurückzu-

zahlen, sondern sie in einen echten solidaritätsbeitrag

der Besserverdienenden umzuwandeln.

Dieser Beschluß hat eine ökonomische, eine soziale und

eine grundsätzliche Dimension:

O 1 . CDU und CSU werden die 2 ‚ 5 Milliarden Mark nicht , wie

es die SPD bei der Ergänzungsabgabe vorhatte, dazu ver-

wenden, um die Löcher im Haushalt zu stopfen. Vielmehr

wird der gesamte Betrag dafür eingesetzt, die großen

Gemeinschaftsaufgaben zu lösen, z.B. den Wohnungsbau

weiter anzukurbeln und die Jugendarbeitslosigkeit zu

bekämpfen. Außerdem: wer den fünffachen Betrag der Ab-

gabe im eigenen Betrieb investiert, muß die Abgabe ‚

nicht bezahlen. Der Solidaritätsbeitrag ist Teil eines

steuerpolitischen Programms der CDU/CSU für die näch-

sten vier Jahre: so wird der Mittelstand ab 1.1.1984

steuerlich entlastet; das Steuerrecht wird familien—

_ 2 _
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freundlicher gestaltet (wer Kinder hat, zahlt weniger

Steuern als der, der keine Kinder hat); CDU und CSU werden 1

die Eigenkapitalbildung der Unternehmen erleichtern, kurz:

wir haben die weichen gestellt, daß es wieder aufwärts

geht.

2. Die Regierung der Mitte mußte allen Schichten unseres

Volkes Einschränkungen zumuten. Die Bürger sind dazu

auch bereit, wenn sie wissen, daß ihre Opfer einen Sinn

haben und daß es in unserem Land gerecht zugeht. Der

O Solidaritätsbeitrag für Besserverdienende ist deshalb i

ein Gebot der sozialen Gerechtigkeit, und ich bin

sicher, daß die Betroffenen dies auch verstehen. Ge-

rechtigkeit ist kein Luxus für gute Zeiten, sie muß

sich gerade in schwierigen Zeiten bewähren.

3. Der von der CDU/CSU vorgesehene Solidaritätsbeitrag ist

schließlich eine Konsequenz der Sozialen Marktwirt-

schaft. Die Sozialisten haben immer versucht, soziale

Gerechtigkeit gegen den Markt durchzusetzen. Sie haben

die Belastbarkeit der Wirtschaft erprobt und damit die

Fundamente der sozialen Sicherheit erschüttert. Der

Kapitalismus dagegen hat verdrängt - und auch Graf

0 Lambsdorff hat es vergessen -‚ daß wirtschaftliche

Freiheit ohne soziale Gerechtigkeit zu Krisen führt,

' den sozialen Frieden gefährdet und damit am Ende auch

den wirtschaftlichen Wohlstand untergräbt. Die Soziale

Marktwirtschaft der CDU/CSU ist der erfolgreiche Ver-

such und die ständige Aufgabe, persönliche Freiheit,

wirtschaftliche Leistung und soziale Gerechtigkeit mit-

einander zu verbinden. Mit der sozialen Marktwirtschaft

hat unser Volk schon einmal die Krise gemeistert. Mit

der Sozialen Marktwirtschaft werden wir auch diesmal

den wirtschaftlichen Aufschwung schaffen, ohne die

soziale Gerechtigkeit zu verraten. Die CDU/CSU wird

unser Land aufwärts führen und das Erreichte dauerhaft

sichern. 1

— 3 — .
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Die CDU ist weder eine kapitalistische noch eine

sozialistische Partei. Die CDU ist eine Volkspartei der

Mitte, die den Notwendigkeiten wirtschaftlicher Ver-

nunft ebenso Rechnung trägt wie dem Prinzip der

sozialen Gerechtigkeit. So sorgt die CDU dafür, daß es

in unserem Land gerecht zugeht und die Lasten auf alle

Schultern verteilt werden.

O

O
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Bonn, 21. Januar 1983

zu der Rede des SPD-Kandidaten Vogel auf dem außer-

ordentlichen Parteitag der Sozialdemokraten in Dort-

mund, erklärt der Generalsekretär der CDU, Dr. Heiner

Geißler:

O Vogels wortreiche Empfehlungen lassen sich auf einfache

Formeln reduzieren: Er will die arbeitsplatzsichernde

Mietgesetzgebung aufheben, die zum Abbau der Staats-

verschuldung unabweislichen Sparbeschlüsse rückgängig

machen und die für Deutschland lebensnotwendige Ge-

meinsamkeit mit den Verbündeten in der Außen- und Sicher-

heitspolitik aufkündigen und sich von den Grünen zum

Kanzler wählen lassen.

Vogel, der nach Aussagen unabhängiger Fachleute als

Wohnungsbauminister für das mit Abstand schlechteste

Mietgesetz aller vergleichbaren Industriestaaten ver-

antwortlich ist, legt mit seinem Kampf gegen ein ver-

. nünftiges, den Anforderungen der sozialen Gerechtigkeit

und des Marktes genügendes Mietrecht Hand an den sich

abzeichnenden wirtschaftsaufschwung. Er gefährdet Arbeits-

plätze nicht nur in der Bauwirtschaft, sondern auch in

anderen Branchen wie der Stahl-‚ Elektro-‚ Möbel- oder

Textilindustrie. Schließlich schadet Vogels Politik den

Mietern; denn ver den Bau neuer Wohnungen verhindert,

schwächt den wirkungsvollsten Mieterschutz: ein aus- ‘

reichendes wohnungsangebot. i

Vogels starrsinniger Kampf gegen die ausgewogenen Spar-

beschlüsse der Bundesregierung führt zu noch mehr Schul-

den des Staates und verhindert weitere Zinssenkungen.

Die aber sind der Schlüssel zum wirtschaftlichen wieder-
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aufstieg, zum Abbau der Arbeitslosigkeit, zur Verbesse-

rung der Staatseinnahmen und damit zur Finanzierung der

sozialen Leistungen. Vogels Unverständnis für die Ge-

setze der Sozialen Marktwirtschaft belegt wieder einmal,

daß Sozialdemokraten nicht mit Geld umgehen können.

x

In dem Bestreben, sich rot-grüne Unterstützung zu sichern,

zahlt Vogel jeden Preis. Er setzt die Vertrauenswürdig-

keit der Bundesrepublik Deutschland aufs Spiel, wenn er

jetzt von jenen Zusagen nichts mehr wissen will, die der

stellvertretende Parteivorsitzende der SPD Helmut Schmidt

0 als Bundeskanzler den Verbündeten gemacht hat. Die Kritik

an dieser Politik im Westen - auch von Sozialisten wie

dem französischen Staatspräsidenten Mitterand - ist ein-

hellig. Zustimmung gab es bisher nur in Moskau.

Vogel steht, das hat seine Rede vor dem außerordentlichen

SPD-Parteitag in Dortmund erneut bewiesen, für eine Politik

der Arbeitslosigkeit, der Schulden und der Auflösung jener

Bindungen, die unsere Sicherheit garantieren. Vogel will

zur gescheiterten Politik der vergangenen 13 Jahre zurück-

kehren, zu jener Politik, die den politischen, wirtschaft-

lichen und sozialen Niedergang zu verantworten hat. '

O
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Die Pressestelle der CDU teilt mit:

Der Generalsekretär der CDU, Bundesminister Dr. Heiner Geißler, MÜB,

hat dem Spitzenkandidaten der SPD, Dr. Hans-Jochen Vogel, den folgen-

den offenen Brief geschrieben:

O Sehr geehrter Herr Vogel,

Sie haben, laut Mitteilung für die Presse vom 20. Januar 1983, Nr. 43/83,

folgendes erklärt:
‘

l
"er (der Generalsekretär der CDU) hat es für richtig gehalten, uns als

Verbrecher zu bezeichnen."

Ich mache Sie darauf aufmerksam, daß Sie mit dieser Aussage die Unwahrheit 1

‚ sagen. Ich teile Ihnen im folgenden den Tonbandauszug meiner Rede von Lud- ‘

wigshafen mit:
l

O "Die SPD in Hamburg hat diese, von ihr beschlossenen Mieterhöhungen aber - ‘

erst im Dezember des vergangenen Jahres kurz vor der Hamburg-Wahl den ‘

280 OOD Bürgern zur Kenntnis gegeben und der neuen Regierung, uns, i

in die Schuhe geschoben, obwohl sie genau wußte, daß das neue Mietrecht

mit den Sozialwohnungen überhaupt nichts zu tun hatte. Meine sehr verehr— l

ten Damen und Herren, auf diese Leute, die so handeln, trifft das Wort

von Bertold Brecht zu, der einmal gesagt hat: "wer die Nahrheit nicht

weiß, ist bloß ein Dummkopf. Aber wer die Wahrheit weiß und sie eine Lüge ‘

nennt, ist ein Verbrecher."
l

1
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Aus dieser Passage geht eindeutig hervor, daß ich das Zitat weder auf die

SPD-Mitglieder noch auf die SPD-Wähler, sondern ausschließlich auf die an-

gewandt habe, die für diese Mietenlüge verantwortlich sind. Ich habe

selbstverständlich nichts dagegen einzuwenden, wenn Sie diese Passage mei-

ner Rede, so wie ich sie tatsächlich gehalten habe, auch in der Zukunft

in Ihren Presseerklärungen und Reden verwenden.

Im übrigen betone ich noch einmal, daß ich bereit bin, diese Vorwürfe

nur solange aufrecht zu erhalten, bis, wie im Präsidiumsbeschluß der CDU l

vom 10. Januar 1983 bereits erklärt, die SPD diese Mietenlüge aus dem

O Wahlkampf zurücknimmt und die vom Präsidium der CDU am 10. Januar formu-

lierte Erklärung abgibt.

Ich bin fest davon überzeugt, daß die überwiegende Mehrheit der SPD-Mit-

glieder und der SPD-Wähler, wenn sie über die Vorgänge in Hamburg objektiv

informiert wären, die Nahlkampfmethoden der SPD im Zusammenhang mit der

Mietenlüge nicht billigen würden.

Mit freundlichen Grüßen

l/l/l mu ßI/I VJAU

O Dr. Heiner Geißler
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Sehr Verehrte Damen, ' i

0 sehr geehrte Herren,

l

der Bundesvorsitzende der kommunalpolitischen Vereini-

gung der CDU/CSU, Dr. Horst waffenschmidt, MdB‚ möchte

Ihnen im Rahmen einer '

PRESSEKONFERENZ

am Donnerstag, den 27. Januar 1983, 11.00 Uhr, im

Kleinen Saal des Bonner Konrad-Adenauer-Hauses das

0 "Kommunalpolitische Aktionsprogramm für die 10. Wahl-

periode des Deutschen Bundestages" vorstellen.

Ich würde mich freuen, wenn Sie diesen Termin wahr-

nehmen könnten.

Mit freundlichen Grüssen

u .

( Wolter v. Tiesenhausen )

i

\
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Die Generalsekretäre von CDU und CSU, Dr. Heiner Geißler

und Dr. Edmund Stoiber haben zur aktuellen Diskussion

über die Außen- und Sicherheitspolitik folgende gemein-

same Erklärung abgegeben:

Die Unionsparteien CDU und CSU haben in ihrem gemeinsamen

0 Wahlprogramm beschlossen: l

"Wir wollen Abrüstung. wir wollen Frieden schaffen mit

weniger Waffen. Unser wichtigstes aktuelles außenpoliti-

sches Ziel ist die allseitige Begrenzung und Verringe-

rung der Rüstungen und ihr Gleichgewicht auf einem mög-

lichst niedrigen Niveau - unter der Voraussetzung unver-

minderter Sicherheit.

Der Doppelbeschluß der NATO ist ein Fahrplan zur Abrüstung.

Sein Ziel ist der Abbau von real existierenden Raketen auf

seiten der Sowjetunion gegen bloß angekündigte Raketen auf

seiten der NATO. In einer Phase, in der die Festigkeit der

O amerikanischen und der deutschen Regierung auf Erfolg in

Genf hoffen läßt‚ untergräbt die SPD durch ihr Abrücken.vom

Doppelbeschluß die westliche Verhandlungsposition und ge-

fährdet unsere Sicherheit."

Die SPD hat die von der Regierung Schmidt gegebene Zusage

zur Unterstützung des NATO—Doppelbeschlusses aufgegeben

und treibt auch hier ein Doppelspiel. Im Gegensatz dazu

unterstützen CDU und CSU nach wie vor konsequent diesen Be-

schluß‚ ohne dessen Durchführung die Sicherheit der Bun-

desrepublik Deutschland in Bälde nicht mehr gewährleistet

- 2 _
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werden könnte.

Die außengolitische Widersgrüchlichkeit der SPD ergibt

sich aus der Tatsache, daß die alte Regierung Schmidt

den Amerikanern vorgeschlagen hat, als Ergebnis der

Verhandlungen mit den Sowjets in Genf die Zerstörung

aller bereits aufgebauten 250 Raketensxsteme vom Txg

SS 20 zu erreichen, damit als Gegenleistung die NATO

nicht das verlorengegangene Gleichgewicht durch Nach-

rüstung wiederherstellen muß.

Dieses wäre ein ideales Ergebnis, das von jedem, der den

0 Frieden ernsthaft will, gewünscht werden muB. Die Sowjet-

union hat aber bis jetzt,wie jüngst Gromyko in Bonn,klar

zu erkennen gegeben, daß sie zu dieser Null-Lösung nicht

bereit ist. wenn die Sowjetunion bereit ist, einen Teil

ihrer bereits aufgebauten 250 Raketensysteme vom Typ SS 20

zu vernichten, kann der Westen - das ist die Auffassung ’

aller Bündnispartner gemäß dem NATO-Doppelbeschluß - den

Umfang seiner Planung zur Wiederherstellung des Gleichge— 1

wichts entsprechend vermindern. ‘

Der sozialdemokratische Kanzlerkandidat hat dagegen bei

seinen dilletantischen Gesprächen in Moskau diesen damals

0 von Helmut Schmidt selbst gemachten Vorschlag aufgegeben

und vertritt nun eine völlig entgegengesetzte und den Inter-

essen des Bündnisses widersprechende Linie. Er verkündete ,

nach seinem Besuch in Moskau, es gehe nicht um die Herstel-

lung des Gleichgewichts, sondern ausschließlich darum, je-

de westliche Nachrüstung unmöglich zu machen, wenn die Sowjets

auch nur einen geringen Teil ihrer bereits aufgestellten Mit-

telstreckenraketensysteme vom Typ SS 20 vernichten oder nach

dem fernen Osten verlegen würden. Das ist Andropows Falle, in

die Herr Vogel sowohl aus Unerfahrenheit als auch zur Tar-

nung der Spaltung der SPD in dieser Frage bereitwillig hinein-

gelaufen ist. So ist Herr Vogel der Befürworter der sowjeti- ‚

schen Null-Lösung geworden, die in Wirklichkeit eine Fest-

schreibung des sowjetischen Mittelstreckenraketen—Monopols

in Europa bedeutet, und er hat dadurch wohlwollend die An-
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zur Vorstellung der sPD—Regierungsmannschaft erklärt

der Sprecher der CDU, Wolter v. Tiesenhausen:

Den am Freitag in Dortmund verabschiedeten alten Parolen

. folgt jetzt die Präsentation der gescheiterten Männer. Die

von Vogel angebotene Mannschaft steht für Schulden, Arbeits-

O losigkeit und zweife 1 an der außenpolitischen Orientierung

der Bundesrepublik Deutschland. Sie hat ihre Chance ge-

. habt, sie hat sie in den vergangenen 13 Jahren vertan.

Um die von ihr hinterlassenen Probleme zu lösen, mußten

unter der Führung von Helmut Kohl neue Männer die Regierungs-

verantwortung übernehmen. Für sie bittet die CDU um das Ver-

trauen der Bürger, damit die Politik der Konsolidierung nach

dem 6. März fortgesetzt werden kann.

O
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Der Sprecher der CDU, Wolter v. Tiesenhausen‚ teilt mit:

Die unterschiedliche Bedeutung der beiden Stimmen, über

die bei der Bundestagswahl jeder Wähler verfügt, wird _

die CDU in ihrer Wahlkampfinformation besonders hervor-

heben. Die Union wirbt um beide Stimmen. Um die Zweit-

. stimme, die über die Stärke der Parteien im Bundestag ent-

scheidet, ebenso wie urn die Erststimme, die festlegt, wel-

che Kandidaten direkt in den Bundestag einziehen. Die CDU

wird jeden versuch von Parteien oder wählerinitiativen,

für eine Stimmenteilung zu werben, als eine gegen sie ge-

richtete Aktion bewerten und politisch bekämpfen. Sollten

hierbei Namen oder Zeichen der CDU mißbraucht werden, wird

die CDU entsprechende juristische Schritte einleiten.

O
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Die Pressestelle der CDU teilt mit

Auf der Zielgruppenveranstaltung "Frauen" der CDU in Nolfsburg

führte der Generalsekretär der CDU, Dr‚ Heiner Geißler, u.a. aus:

Politik für die Frau ist für die CDU eine der wichtigsten gesell-

schaftspolitischen Aufgaben, um die moderne Industriegesellschaft

‘ mit einem menschengerechten Leben zu verbinden. .

Die Familien— und Frauenpolitik ist in einer Sackgasse gelandet.

Statt mehr Gleichberechtigung, wie es die SPD l969 versprochen

hat, haben Frauen heute weniger Chancen. Das gilt für die erwerbs-

tätige Frau und das gilt für die Hausfrau. Hier rächt sich eine

Politik, die die Frau mit der Elle der Industriegesellschaft ge-

messen hat und vor allem danach trachtete. die Frauen dem Pro-

duktionsprozeß anzupassen, so wie dies schon Marx und Engels

gefordert hatten,

Der Kampf um die Gleichberechtigung der Frau ist verloren, wenn

sie nur gleichberechtigt sein sollte unter den Bedingungen und

0 Lebensverhäl tnissen einer von Männer bestimmten Produktions-

gesellschaft. Die Gleichberechtigung der Frau setzt vielmehr

zwingend voraus, nicht die Frauen an die bestehenden gesellschaft-

lichen Verhältnisse anzupassen, sondern umgekehrt, die Gesellschaft,

den Staat und die Wirtschaft an die Interessen und Bedürfnisse

und die Rechte der Frauen anzupassen. Deswegen dient die Politik

der CDU für die Gleichberechtigung allen Frauen, nicht nur der

erwerbstätigen Frau, sondern auch den Frauen. die ihre Aufgabe in

der Familie sehen und die Staat und Gesellschaft nicht leichtfertig 1

links liegen lassen dürfen.

_ 2 _
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Frauen müssen in unserer Gesellschaft endlich Wahlfreiheit haben,

sie müssen frei von wirtschaftlichen und sozialen Zwängen ent-

scheiden können, was sie persönlich für richtig halten, wie sie

ihr Leben gestalten wollen. Um dies zu erreichen, ist wichtigste

Voraussetzung, daß wir Familie und Arbeitswelt besser aufeinander

abstinmen, sie wechselseitig durchlässige!‘ machen; dies aber nicht ‘

nur ir Frauen, sondern auch jr Männer. Das bedeutet: Familie und

Arbeitswelt können nicht isoliert betrachtet, sondern müssen im i

Zusanlnenhang gestaltet werden. 1

Es ist kein Naturgesetz, daß sich die Arbeitswelt und die Familien-

. welt unvereinbar gegenüberstehen, daß Tugenden, die in der Familie

erworben werden, wie Menschlichkeit, Rücksichtnahme, Partnerschaft,

Verantwortungsbereitschaft nicht auch entsprechend in der Arbeitswelt

Geltung haben. In Zukunft müssen die Rahmenbedingungen der industriellen

Gesellschaft, der industriellen Arbeitsform, auch an der Familie

orientiert werden. ‘

Dazu ist eine qualitative Arbeitsmarktpolitik notwendig, die familien-

politische Aspekte mehr berücksichtigt: Teilzeitarbeitsplätze,

flexiblere Gestaltung der Lebensarbeitszeit sowie die Arbeitsplatz-

teilung sind Möglichkeiten, Familie und Arbeitswelt miteinander

zu verbinden. Arbeitnehmer und Arbeitgeber müssen gemeinsam diese

. Aufgabe übernehmen und der Deutsche Bundestag muß die gesetzgeberische

Voraussetzung schaffen. Daneben bleiben Erziehungsgeld‚ Partnerrente.

die Anrechnung von Erziehungsjahren in der Rentenversicherung und ‘

die Gleichberechtigung beim Mutterschaftsgeld, sowie eine familien-

freundlichere Ausgestaltung des Steuerrechts durch die Einführung

eines Familiensplittings, in dem Familien mit Kindern weniger

Steuern zahlen als Familien ohne Kinder, auch in schwierigen Zeiten

Ziele unserer Politik. So wird die CDU die Grundbedingungen für die

Wahlfreiheit von Mann und Frau in dieser Gesellschaft schaffen.

- 3 -
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Dienst für Frauen in der Bundeswehr lehnt die CDU ab und ein ent-

sprechendes Pflichtjahr in anderer Form ist solange gegenstandslos.

solange die Gleichberechtigung der Frau in der Sozial- und Wirt-

schaftspolitik noch nicht durchgesetzt ist. Wichtig ist vor allem,

daß die Benachteiligungen für Frauen in der Arbeitswelt abgebaut

werden durch gleichen Lohn für gleiche Arbeit, eine gerechtere

Arbeitsplatzbewertung‚ bessere Aufstiegschancen und die Ausbildungs-

situation für junge Mädchen weiter verbessert wird.

Die Christlich Demokratische Union wird aber auch dafür sorgen,

daß die Chancen der Frauen in der Politik verbessert werden. Das

‘ gilt für die Wählerin‚ und das gilt für die Frau, die als Politikerin

tätig werden will. Die Christlich Demokratische Union wird eine

Änderung des Wahlrechts zum Deutschen Bundestag anstreben, damit

dem Wähler größere Wahlmöglichkeiten innerhalb einer Landesliste

eröffnet werden. Nach dem Vorbild des Wahlrechts zum bayerischen

Landtag sollen die Wähler in Zukunft die Möglichkeit erhalten,

durch Panaschieren und Kumulieren die Reihenfolge der Kandidaten

auf der Liste zu ändern. Dadurch ergibt sich die Möglichkeit

- wie die Landtagswahlen in Bayern zeigen -‚ Frauen nach vorne zu

wählen und dafür zu sorgen, daß Frauen in der Politik bessere

Chancen haben als bisher.

O
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Der Sprecher der CDU, Wolter v. Tiesenhausen‚ teilt mit:

Der SPD-eigene PPP ist wieder einmal bei einer Falsch— i

‘ meldung ertappt worden. Nachdem PPP in den vergangenen

Tagen bereits zweimal mit Gegendarstellungen seine fal-

sche Berichterstattung korrigieren mußte, ist dies inner-

halb kurzer Zeit ein weiterer Versuch, durch unrichtige

Darstellungen die CDU in Mißkredit zu bringen.

Völlig aus der Luft gegriffen und eine eindeutige Ver-

drehung der Tatsachen, ist die PPP-Behauptung vom 21.1.83,

die CDU plane eine Erhöhung der Fünf-Prozent-Hürde auf

10 - 15 Prozent. Richtig ist, daß der CDU-Abgeordnete

Heinz Schwarz eine türkische Delegation unter der Lei-

tung von Professor Aldikacti dringend davor gewarnt hat, '

eine Zehn-Prozent-Sperrklausel in ein zukünftiges türki- ‘

‘ sches Wahlrecht einzufügen. ‘

schwarz tat das Gegenteil von dem, was ihm PPP unter- l

stellte. Auch andere CDU-Politiker, die mit der türki-

schen Delegaticn sprachen, haben mit keinem Wort für eine

Anhebung der Fünf-Prozent-Klausel im deutschen Wahlrecht

plädiert.

wenn da nicht böser Wille im Spiel war, so ist es zu-

mindest ein grober Verstoß gegen die journalistische

Sorgfaltspflicht, die auch ein SPD-Pressedienst nicht

ganz links liegen lassen sollte.
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Der Bundesgeschäftsführer der CDU, Peter Radunski,

teilt mit:

Die CDU gewinnt immer mehr Mitglieder. Der seit mehr

als zehn Jahren anhaltende Aufwärtstrend setzte sich

0 auch im Jahre 1982 fort. Per 31. Dezember 1982 verzeich-

net die CDU 718.889 Mitglieder. Allein seit dem Antritt

der Regierung Helmut Kohl im Oktober 1982 sind mehr als

6.000 Mitglieder hinzugekommen. Insgesamt hat sich die

Mitgliederzahl innerhalb von elf Jahren mehr als ver-

doppelt.

Es wächst auch der Anteil der weiblichen Mitglieder. y

Bei der CDU-Zielgruppenveranstaltung Frauen in Wolfs-

burg konnte der CDU—Vorsitzende‚ Bundeskanzler Helmut Kohl,

das 150.000ste weibliche Mitglied begrüßen. Insgesamt

stieg der Anteil der Frauen unter den Mitgliedern auf

0 21,4 Prozent. Zusammen mit den Mitgliedern der CDU und

den Vereinigungen erreicht die Union eine Mitglieder-

stärke von mehr als einer Million.
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Der stellvertretende Sprecher der CDU, Walter Brückmann,

teilt mit:

ä
x

Mehr als 7.000 Teilnehmer werden zur CDU-Zielqruppenveran- 1

W
staltung Jugend am kommenden Sonntag, 3o. Januar, in Köln \

erwartet. Im Mittelpunkt dieser ganztägigen Veranstaltung

im Kölner Congress-Centrum West (Halle 8) steht die Rede

0 von Bundeskanzler Helmut Kohl. Ferner sprechen auf den

beiden zentralen Plenarveranstaltungen der Generalsekretär

der CDU, Bundesminister Heiner Geißler, der Vorsitzende

der Jungen Union, Matthias Wissmann, und der Vorsitzende ‘

der CDU Rheinland, Bernhard Worms. An den insgesamt 13 Dis-

kussionsforenbeteiligen sich unter anderem: der niedersächsische

Ministerpräsident Ernst Albrecht, die Bundesminister Rainer

Barzel, Norbert Blüm, Heinz Riesenhuber, Dorothee Wilms und

Manfred Wörner, der Vorsitzende der CDU-Landtagsfraktion in

Nordrhein-Westfalen, Kurt H. Biedenkopf, das CDU-Präsidiums-

mitglied, Walther Leisler Kiep, sowie die Berliner Senatoren

Elmar Pieroth und Ulf Fink.

Q In der Anlage finden Sie das Programm.
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PROGRAMM l

Zielgruppenveranstaltung JUGEND ‘

am Sonntag, 30. Januar 1983

Congress-Centrum West in Köln, Halle 8

 

9.00 Uhr Einlaß und Öffnung der lnformationsstände

“J azz-Frühschoppen‘

11.00 - 13.00 Uhr Plenarveranstaltung

in Halle E! — Obergeschoß

1. Eröffnung und Begrüßung

Matthias Wiesmann, Mdß,

Bundesvorsitzender der Jungen Union Deutschlands

. 2, Rede des Generalsekretärs der CDU Deutschlands,

Bundesminister Dr. Helner Geißler, MdB

3. Plenumsdiskussion mitDrGeißler

Moderation: Matthias Wiesmann

13.00 -14.00 Uhr Mittagspause

14.00 - 15.45 Uhr Diskussionsforen ‚

Es werden 13 Diskussionsforen im gesamten

Hallenbereich veranstaltet.

(Die Themen sind rückseitig aufgeführt)

‘ 16.00 Uhr Öffentliche Kundgebung

in Halle 8 — Obergeschoß

Grußwort:

Dr. Bernhard Worms,

Vorsitzender derCDU Rheinland

Kurzbericht über Diskussionsforen:

Matthias Wissmann

Rede

des Bundeskanzlers Dr. Helmut Kohl,

Vorsitzender der CDU Deutschlands

— Veranstaltungsende gegen 18.00 Uhr —

Pro-nhamwn: Wolierv Yresenhausen Oflnllntiono- Karlichumacher

Walter Bruckmann lalhv Hauprablellungslelier

KunradJxdenauerNaus — Organisation —

5300 Bonn 1 KonracrAoenauer Haus

Tel 10228) 544522/54415 i? 5300Bonn1

Tel lOZ 28i 5A 45 27



Forum 1

Bundesrepublik Sozialstation der Welt?

Asylanten in Deutschland

Gesprachspartner Dr. Ernst Albrecht, MdL

Ministerpräsident des Landes Niedersachsen

FORUM 2

Gegen Radikatisrnus von rechts und links

Zum 50 Jahrestag der Machtergreilung.

Gesprächspartner Dr. Rainer Bartel. MdB

Biindaeminister für innerdeutsche ßeLiehungen

FORUM 3

Wer hat unsere Zukunft vertrunstuckt?

Vorn Schuldenberg zum Konjunkturtal

Gesprächspartner: Prof. Dr. Kurt H. Biedermann MdL

Vorsitzender der CDU WesitaIemLippe.

Vorsitzender der CDU-Landtagslraktion NRW

FORUM 4

Aut die Plätze A fertig — arbeitslos?

Gesprächspartner‘ Dr. Norbert Blüm

Bundesminister lür Arbeit und Sozialordnung

Vorsitzender der Sozialausschusse der

Christlich-Demokratischen Arbeitnehmerschatt Deutschlands 0

FORUM 5

Alternative Bewegung: Spinner oder Propheten?

Gesprächspartner IJIf Fink

Senator lüi Gesundheit. Soziales und Familie (Berlin)

FORUM 6

Gewissensentscheid oder Druckeberger?

wie gestalten wir den Zivildienst?

Gesprächspartner: Dr. Helner GolBler, MdB

Bundesminister für Jugend. Familie und Gesundheit

Generalsekretär der CDU Deutschlands

FORUM 7 '

Die Grünen. Bewegung nach ruckwärts?

Gesprächspartner: Walther Lelnler Klep, MdHB

FORUM I

Solidarität mit der Dritten Welt,

Gesprächspartner: Eimer Florett», MdA

Senator lur Wirtschall und Verkehr (Berlin)

FORUM 9

AKW — nee?

Gesprächspartner Dr. Heinz Riesenhuber, MdB

Bundesminister für Forschung und Technologie

FORUM 10

Auslander raus?

Gesprächspartner Staatsmlriinor a. D. Heinz Schwarz, MdB

(angefragt)

FORUM 11

BAFog — Fall ohne Boden?

Gesprächspartner: Dr. Dorothee Wilms. MdB

Bundesminister lur Bildung und Wissenschaft

FORUM 12

Null Bock aul gar nichts?

Jugendprctest irn demokratischen Staat

Gesprachspartner Matthias Wissmann, MdE

Vorsitzenden derJungen Union Deutschlands

FORUM 13

Frieden schalten ohne Waffen, Wir sichern den Frieden in Freiheit ‘

Gesprächspartner Dr. Manfrnd Wörnor

Bundesminister der Verteidigung l
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Bonn, 27. Januar 1983 undfrel

Die Pressestelle der CDU teilt mit:

Der Generalsekretär der CDU, Dr. Heiner Geißler,

veröffentlicht in der neuesten Ausgabe des "Rhei-

nischer Merkur/Christ und Welt" nachfolgenden Bei-

trag:

Der Kandidat der SPD, der stets beteuert, er formu-

0 liere seine Politik in der Kontinuität von Helmut '

Schmidt, hat diese Kontinuität —nicht nur — in der

Abrüstungs- und Sicherheitspolitik aufgegeben. Wäh- ‘

rend Helmut Schmidt in Europa für ein Kräftegleichge- ‘

‘ wicht eintrat‚ und hierbei auch immer die Zustimmung ‘

der CDU/CSU fand, favorisiert der Kandidat der SPD nun

eindeutig den sowjetischen Vorschlag, bei einer teil-

weisen Reduzierung der sowjetischen Mittelstreckenrake- ‘

ten von den Vereinigten Staaten von Amerika den Verzicht ‘

auf die gesamte Nachrüstung zu verlangen. Der zweifel- l

v hafte Erfolg einer solchen Politik liegt auf der Hand: j

Amerika als Schutzmacht des freien Westens würde von l

. Europa abgekoppelt und die Sowjetunion erhielte in Euro- ‘

pa das Monopol auf moderne Raketen; ein weiteres mili-

tärisches Übergewicht der Sowjetunion in Europa könnte

nicht ausbleiben.

Eine solche Politik muß die Bundesrepublik Deutschland

zwangsläufig wieder ins Zwielicht bringen. Der Sozialist

Mihterrand hat erst kürzlich in seiner Rede vor dem Deut-

schen Bundestag klar gemacht, daß eine Schaukelpolitik in

der Abrüstungsfrage nicht den europäischen Sicherheitsin-

teressen dient. Die Befürchtungen der Franzosen und Eng-

länder, die Politik der Sozialdemokraten führe zu neu-

tralistischen Tendenzen und zu einem außenpolitischen

‚ _ 2 _

Herausgeber: CDU-Bundesgeschäftsstelle, Verantwortlich: Woher v. Tiasenhausen, Stelivenn: Walter Bmckmann - 5300 Bonn, KonraaAdenauunHaus, l

Telefon: Prsssestelle 022a 1 544521/22 (v. Tiasenhausen) 5445:1512 (Brückmann) A Fevnschreiber: a 35304



.. 2 _

\

Alleingang der Bundesrepublik Deutschland, sind nicht

unbegründet.

Die Probleme der Abrüstung und einer eventuellen Nach-

rüstung durch die NATO erweisen sich als Scheideweg für

die Politik der Sozialdemokraten, denn es geht um den

künftigen außen— und sicherheitspolitischen Kurs unseres

Landes. Der NATO-Doppelbeschluß wirkt hier eher als

Katalysator zur Verdeutlichung der unterschiedlichen

Standpunkte.

0 Vogel muß, bevor er seinen "Raketenwahlkampf" fortsetzt,

wissen, daß er der Bundesrepublik Deutschland einen

schlechten Dienst erweist. Er bringt unsere Verläßlich-

keit in Verruf, er schafft Mißtrauen bei den westeuropäi-

- sehen Ländern und den Vereinigten Staaten von Amerika

und er kündigt eine Politik auf, die seit Konrad Adenauer

zu den Aktivposten Deutschlands gehört: das eindeutige

und unzweifelhafte Bekenntnis zur westlichen Welt. Die

Entscheidung der Bundesrepublik Deutschland für die west-

liche Welt und ihr Verteidigungsbündnis, die NATO, grün-

dete sich ja nicht auf die gemeinsamen geographischen

Interessen, sondern in erster Linie auf das gemeinsame

Bekenntnis zu den Grundwerten Freiheit, Solidarität und

0 Gerechtigkeit sowie die Achtung der Menschenrechte und

der Demokratie. wir haben das moralische Recht und die po-

litische Pflicht, uns im Interesse und im Auftrag aller

Menschen, die sich einer Diktatur nicht unterwerfen wol-

len, gegen die Bedrohung des Friedens, der Menschenrechte

und der Grundwerte zu verteidigen.

Es ist eine gefährliche Selbsttäuschung, wenn die SPD

glaubt, daß die Bevölkerung der Bundesrepublik Deutsch-

land das sowjetische Raketenpotential akzeptiert, eine

Nachrüstung — wenn es zu keinem befriedigenden Ergebnis

in Genf kommt — verhindern und einen Schritt aus dem Bünd-

nis heraus tun will.

_ 3 ..
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Die Menschen wollen Abrüstung und Sicherheit. wer es

ernst meint, muß die Sicherheitsinteressen - die ganz

sicherlich auch die Sowjetunion hat - ohne Hintergedanken

anerkennen. Unser Interesse besteht in der Aufrechterhal-

tung der seit Jahrzehnten praktizierten Sicherheit im Rah-

men des Atlantischen Bündnisses. Die Mehrheit der Bürger

dieses Landes ist nicht bereit, Freiheit, Gerechtigkeit

und Demokratie zugunsten eines wankelmütigen Neutralismus

auf's Spiel zu setzen.

Im Interesse der Wahrhaftigkeit vor dem Wähler sollte

0 Vogel eindeutig erklären, was er will: Sicherheit zusam-

men mit unseren westlichen Verbündeten oder einen deut-

schen Alleingang, dessen Ausgang ungewiß ist. Seine jetzi-

ge Politik kann nur dazu führen, daß in der Sowjetunion

Illusionen über die deutsche Position genährt werden. Das

Resultat: Erfolge bei den Abrüstungsverhandlungen werden

weniger wahrscheinlich.

Unser wichtigstes aktuelles außenpolitisches Ziel ist die

allseitige Begrenzung und Verringerung der Rüstungen. Mit „

ihrer Politik untergraben die Sozialdemokraten die west-

liche Verhandlungsposition und gefährden damit letztlich

unsere Sicherheit. Einen wirklichen Erfolg in Genf wird

0 es nur dann geben, wenn die Bundesrepublik Deutschland an

der Seite der USA, Frankreichs und Englands bleibt und

die Sowjetunion auf eine geschlossene Front derer trifft,

die nicht bereit sind, ein sowjetisches Raketenmonopol in

Europa zu akzeptieren und eine Isolierung Westeuropas von

den USA hinzunehmen. ‘

1
Die Einigkeit des Westens in der Abrüstungsfrage ist die

zwingende Voraussetzung dafür, daß es überhaupt zu Abrü-

stungserfolgen in Genf kommt. Die SPD hat - zum Schaden

unseres Landes - diese gemeinsame Linie des freien Westens

verlassen.
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A. Für eine menschliche Gesellschaft freier Bürger -

Selbstverwaltung sichert Freiheit

1. Die Unionsparteien geben in ihren Programmen und im kommunal-

politischen Grundsatzprogramm der Kommunalpolitischen Vereini-

gung der CDU und CSU Deutschlands wichtige Ziele einer besseren

Politik zur Sicherung der Freiheit und zur Stärkung der Selbst-

verwaltung für die Bürger und für lebendige Gemeinden1) im

einzelnen an. Die Regierungserklärung von Bundeskanzler Helmut

Kohl vom 13.10.82 hat wesentliche Aufgaben für die kommunale

Selbstverwaltung festgelegt. Für die Unionsparteien ist

a kommunale Selbstverwaltung ein wichtiges Element der Freiheits-

sicherung und der Förderung persönlicher Einsatzbereitschaft

und Privatinitiative zur Sicherung der Zukunft unserer Bürger.

Spontanität, Risikobereitschaft und Erfindungsgeist müssen unter-

stützt werden, die Dynamik der Wirtschaft und die Vitalität der

Gesellschaft sind zu stärken. wir wollen nicht den total ver-

walteten Einwohner, sondern den verantwortlich mitgestaltenden

Bürger. Ubertriebene Bürokratisierung führt zur lautlosen System-

überwindung.

2. Der sozialistische Aberglaube, mehr Gerechtigkeit durch er-

weiterte Zuständigkeiten der öffentlichen Hand erreichen zu

’ o können, hat die Gemeinden immer wieder überfordert, z. B. durch

imm mehr kommunale Zuständigkeit bei sozialen und kulturellen

Einrichtungen.

3. Regelungen im Steuer- und Sozialsystem, die jedem Einzelfall ge-

recht werden sollen, haben für den einzelnen negative Folgen.

Dies führt insgesamt zu einem unübersichtlichen System, in dem

der einzelne sich nicht zurecht findet und dessen Vorteile ihn

nicht mehr erreichen. Das Bestreben, alle Einzelfälle von vorn-

herein zu berücksichtigen, führt in ein Labyrinth von Vorschrif-

ten, in dem sich gerade die Bedürftigen nicht mehr auskennen.

so verfehlt das Streben nach Gerechtigkeit sein eigentliches

Ziel.

1) wenn im folgenden von Gemeinden die Rede ist, so ist damit der

gesamte kommunale Bereich gemeint: Städte, Gemeinden und Kreise.
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4. Nur eine Politik, die sich vom Leitbild des selbständigen eigen-

verantwortlichen Bürgers leiten läßt‚ kann erfolgreich die not-

wendige Wende unterstützen. Das bedeutet, die Selbstverwaltung

auszubauen und den Handlungsspielraum der kommunalen Körper-

schaften auszuweiten. Die Gemeinden dürfen nicht zu blossen

Außenstellen der Bundes- und Landesverwaltung degradiert werden.

In Zukunft müssen Gesetze, Pläne, Einzelmaßnahmen so formu-

liert werden, daß dem örtlichen Träger der bürgerschaftlichen

‘ Selbstverwaltung die Möglichkeit bleibt, Entscheidungen soweit

wie möglich selbständig im Hinblick auf die örtlichen Gegeben-

heiten und Notwendigkeiten zu treffen. Im Verhältnis des Staates

zur kommunalen Selbstverwaltung und zum Bürger kann es nur

heißen: SO VIEL VERTRAUEN WIE MÖGLICH!

Vertrauen ist Voraussetzung und Ausdruck der Eigenverantwortung.!

Mißtrauen dagegen erzeugt zunehmenden Verwaltungsaufwand,

bedeutet Formularkrieg, Bevormundung und wachsende Abhängigkeit.

5. wir werden im Interesse einfacher Staatsverwaltung und freiheit-

licher Selbstverwaltung bestehende Gesetze und künftige Ini-

tiativen darauf überprüfen, ob sie so perfekt und umfassend

0 sein müssen, wie dies heute oft mit Recht beklagt werden muß. 1

Bei der Zuteilung öffentlicher Aufgaben soll die Erledigung

- soweit als möglich - nach unten in die Nähe des Bürgers ver- ‘

legt werden, um unnötig lange, komplizierte und kostenauf- ;

wendige Verwaltungswege zu sparen. wir wollen die alten und

bewährten Bürgertugenden wieder zur Geltung bringen: Gemein-

sinn, Risikobereitschaft und Verantwortung für das Ganze.

wir brauchen nicht immer neue Ämter. wir brauchen mehr Frei-

heit für die Bürger und die Kommunale Selbstverwaltung. 3

x

l

6. Der Planungs- und Entscheidungsspielraum der Kommunalen Selbst-

verwaltung muß gestärkt werden. Von vielen Mitbürgern wird der

zunehmende Trend zum Zentralismus und die Regelungsmanie beim

Gesetzgeber mit Recht beklagt. wir wollen eine dezentrale, freie
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und starke Selbstverwaltung. Die aktuelle Forderung muß lauten:

MEHR ERMESSENSSPIELRAUM WAGEN! Damit werden bürgerschaftliche

Selbstverwaltung und öffentlicher Dienst in den Gemeinden bei

deren Arbeit für die Mitbürger unterstützt und ermutigt. Für die

kommunale Selbstverwaltung müssen Gestaltungsräume gesichert

werden, die frei sina von Normierungen des Bundes und der Länder. '

Innerhalb der Zuständigkeit der öffentlichen Hand muß unsere

Losung lauten: WAS GEMEINDEN ERLEDIGEN KÖNNEN, MUß IN IHRER

ZUSTÄNDIGKEIT BLEIBEN ODER DAHIN ZUR ERLEDIGUNG GEGEBEN WERDEN.

(siehe Regierungserklärung von Bundeskanzler Helmut Kohl vom

‘ 13.10.82) .

B, SCHWERE ERELAST DER SPD-GEFÜHRTEN BUNDESREGIERUNG FÜR DIE GEMEINDEN

Die Finanzsituation der Gemeinden ist in eine äußerst kritische

Lage gekommen, die meisten kommunalen Haushalte können für 1983

nicht ausgeglichen werden. Die Ursachen für diese bedrohliche

finanzpolitische Entwicklung kommen in erster Linie aus der

Politik der früheren Bundesregierung unter Bundeskanzler Helmut

Schmidt. Die frühere Bundesregierung hat einen finanzpolitischen

Verschiebebahnhof zu Lasten der kommunalen Körperschaften ent-

wickelt. Markantes Beispiel war dafür die sog. Operation 1982.

Im Rahmen dieser Aktion wurden z. B. viele Mitbürger, die auf

O Hilfe anqewiese sind, beim Arbeitsamt abgemeldet und beim städti-

schen Sozialamt angemeldet. Außerdem werden die kommunalen Haushalte

durch die anhaltende hohe Arbeitslosigkeit in besonderem Maße

belastet, weil Steuereinnahmen zurückgehen und zugleich die

sozialen Ausgaben in den letzten Jahren stark angestiegen sind.

In dieser schwierigen Situation kommt auf die Kommunalpolitiker

vor Ort zusätzlich die Aufgabe zu, viele unpopuläre Maßnahmen

als Folge dieser Politik zu vertreten, z. B. die Kürzung von

Zuschüssen an Vereine oder die erneute Erhöhung von Gebühren

und Beiträgen. Die kommunalen Investitionen gehen auch 1983 weiter

zurück, allerdings weniger als 1982. Auch für die Gemeinden ist

die Erblast aus der Zeit der früheren Regierung und ihrer Politik

zu Lasten der Gemeinen groß: Allein in den Jahren 1981 und 1982 .
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stiegen die Soziallasten der Gemeinden, primär die Sozialhilfe-

leistungen‚ um 10,5 % bzw. 9 % im Jahr und erreichten die jährliche

Höhe von 18,5 Milliarden DM. Die Schuldenlast der Gemeinden stieg

auf über 100 Milliarden DM.

C. DIE BUNDESREGIERUNG HELMUT KOHL AUF DEM RICHTIGEN WEG

1. Die KPV begrüßt die Initiativen von Bundeskanzler Helmut Kohl

für die Gemeinden. In der gegenwärtigen Situation besonders zu

unterstützen sind vor allem folgende Vorhaben:

a) Die Bereitschaft der neuen Bundesregierung, sich der Mit-

a Verantwortung für die Finanzlage aller öffentlichen Haushalte

zu stellen. Damit wird einer Forderung entsprochen, die die

kommunalen Spitzenverbände seit langem aufgestellt haben

und die Kommunalpolitiker der Union immer wieder gegenüber

der Bundesregierung angemahnt haben.

b) Die Beschlüsse, für die Haushalte der Länder und Gemeinden

im Jahr 1983 erhebliche Verbesserungen zu erreichen.

Insgesamt beträgt das Entlastungsvolumen einschließlich der

Mittel für die Umsatzsteuerneuverteilung über 6 Mrd. DM im i

Jahre 1983 und wird sich im Jahre 1984 auf über 8 Mrd. DM

erhöhen. ‘

c) Die Bereitstellung zusätzlicher Investitionsmittel für Stadt-

sanierung, Krankenhausfinanzierung und regionale Wirtschafts-

förderung. 3

d) Die Initiativen für die Überwindung der Arbeitslosigkeit

und für die Wirtschaftsförderung, denn eine erfolgreiche

Wirtschaftspolitik ist auf Dauer eine der besten Initiativen

für die kommunale Finanzausstattung.

e) Die Initiativen zur sofortigen Ankurbelung des Wohnungsbaus -

hier werden dringende Aufgaben im kommunalen Bereich ange-

packt und zugleich die wirtschaftliche Entwicklung nachhaltig

positiv beeinflußt.
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f) Die Bildung einer Ausländerkommission der Bundesregierung 1

unter unmittelbarer Beteiligung der kommunalen Spitzenver-

bände zur weiteren Gestaltung der Politik im Ausländerbe-

reich und Asylwesen.

2. Die KPV unterstützt das Bekenntnis der neuen Bundesregierung

zur Subsidarität‚ insbesondere die eindeutige Erklärung von

Bundeskanzler Helmut Kohl:

i
" Die Aufgaben, die Länder und Gemeinden wirksamer als der ‘

. Bund erfüllen können, sollten sie selbst wahrnehmen. Wir 1

wollen mehr Selbst- und Nächstenhilfe der Bürger füreinander. 1

Das politische Strukturprinzip dafür ist die Subsidarität.

Es verlangt die Vorfahrt für die jeweilskleinere Gemeinschaft.

Was diese zu leisten vermag, soll ihr die größere nicht

abnehmen."

D. Für die nächsten Jahre sind 4 große Aufgabenbereiche für das Ver-

hältnis Bundesgolitik und Kommunale Selbstverwaltung von ent-

scheidender Bedeutung

I. Gemeim&finanzen‚ Steuerbeteiligung‚ Konjunkturgo1itik‚ 1

o Wirtschaftsförderung ‘

1. Kommunale Selbstverwaltung wird engagierte Mitbürger zur Ge-

staltung ihrer demokratischen Umwelt solange zur Mitarbeit

reizen, wie Möglichkeiten zur Verfügung stehen, eigene

Entschlüsse zu verwirklichen. Dies ist besonders eine Frage

an die Qualität und Quantität kommunaler Finanzausstattung.

. Im Interesse einer soliden Finanzpolitik wollen wir eine

konsequente Koordination von Fach- und Finanzpolitik bei

Bund, Ländern und Gemeinden.

2. Die Gemeindefinanzreform von 1969 muß fortgeführt werden.

Dies kann geschehen durch weiteren Abbau der Gewerbesteuer-

umlage‚ die die Gemeinden an Bund und Länder zahlen oder durch
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schrittweise Anhebung des Gemeindeanteils an der Einkommensteuer.

Auch andere Vorschläge sind zu prüfen.

Verwaltungsaufwendige Einzeldotationsverfahren an die Gemeinden

sind soweit wie eben möglich in Steuerbeteiligung oder allge-

meine Finanzzuwendungen zum eigenverantwortlichen Einsatz der

Gemeinden umzuwandeln. Die Qualität der kommunalen Finanzaus-

stattung ist entscheidend für die Freiheit der kommunalen Selbst-

verwaltung und auch für sparsamen Mitteleinsatz.

3. Die Gewerbesteuer ist auch in Zukunft ein wichtiges Element

der Gemeindefinanzen. Sie ist das finanzielle Bindeglied

. zwischen Gemeinde und örtlicher Wirtschaft. Die Verbindung

von örtlicher Wirtschaft mit den Gemeinden über die Gewerbe-

steuer ist auch für die Betriebe und insbesondere die Arbeits-

platzsicherung nach wie vor entscheidend wichtig, denn die

Gemeinden müssen ein Interesse an örtlicher Wirtschaftsförderung ‘

behalten.

4. Auch die Gemeinden benötigen klare finanzpolitische Zielvor-

gaben, damit über einen mittelfristigen Zeitraum die Einnahme-

seite der Gemeinden kalkulierbar ist. Nur auf der Grundlage

einer solchen mittelfristigen überschaubaren Einnahmeent-

wicklung lassen sich Investitionsentscheidungen im Hinblick

auf die zwangsläufigen Folgekosten treffen. Dies gilt auch

‚ für effektive Beiträge zur Konjunkturpolitik.

5. Die Gemeinden sind Hauptträger der öffentlichen Investitionen

und schaffen entscheidende Voraussetzungen für private Investi-

tionen. Eine aufgabengerechte Finanzausstattung der Gemeinden

hilft daher zyklische Investitionsschwankunqen zu verhindern

und trägt so zu einer stetigen Wirtschaftsentwicklung bei.

6. Entscheidender Beitrag für eine bessere kommunale Finanzaus-

stattung ist eine erfolgreiche Wirtschaftspolitik, die die

Arbeitslosigkeit überwindet und dadurch Steuereinnahmen der

Gemeinden verbessert und Entlastung bei den Sozialabgaben

herbeiführt.
-
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Die Gemeinden Sollen ihre verbliebenen Investitionsmittel

auf solche Investitionen konzentrieren, die private Inve-

stitionen ermöglichen, z. B. bei Versorgung und Entsorgung.

7. Alle Ausgaben, die Bund und Länder den Gemeinden auferlegt 3

haben‚müssen auf den Prüfstand, insbesondere Persona1- und ‘

Ausstattungsstandards, die den Gemeinden aufgegeben wurden.

Die wachsenden Lasten bei Pflegekosten und Heimunterbringung,

z. Z. rd. 6 Mrd. DM jährlich bei der Sozialhilfe, können

0 die Gemeinden nicht mehr tragen. Entlastungsinitiativen der

Bundesregierung müssen schnell verwirklicht werden.

O
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II. Bürgerbeteiligung, Bürgerinitiativen, freie Träger, Selbsthilfe-

gruppen

1. Über wichtige Entwicklungsmaßnahmen und Planungen im kommunalen

Bereich sollen die Bürger frühzeitig informiert werden. wir

treten z. B. bei der Planung von Fernstraßen für eine recht-

zeitige Bürgerinformation ein. Sie muß jedoch in Zusammenarbeit

mit den Kommunalen Körperschaften erfolgen.

wir wissen, daß gerade nach der kommunalen Gebietsreform es

eine zentrale staatspolitische Funktion der Kommunalpolitik

. sein wird, die Bürger in den Staat zu integrieren, ihr

Gesprächspartner zu sein, sie zu Gemeinschaften zu binden,

sie zu hören und zu vertreten und ihnen die politische

aktive Mitarbeit anzubieten.

2. Die wirkungsvollste Form, in der Bürger Verantwortung in ihrer

Gemeinde übernehmen können, ist die Übernahme eines Mandats.

Die repräsentative Demokratie hat sich auch in der Gemeinde

bewährt. Die notwendige Bürgerbeteiligung darf die Alleinver-

antwortlichkeit des Rates nicht beeinträchtigen.

3. Die Zustimmung des Bürgers zum Staat wird dort besonders wirk-

sam, wo er diesen Staat in seinen Gemeinden mitgestaltet. Des-

‘ halb setzen wir uns ein für eine bessere Beteiligung der

Bürger an kommunalen Entscheidungsprozessen. Die Bundes-

politik muß dies unterstützen. wir wollen nicht den total

verwalteten, wir wollen den informierten Bürger. wir bejahen

die Öffentlichkeitsarbeit mit Stetigkeit. Bürgerbeteiligung

ist eine Bringschuld. Von einer verstärkten Bürgerbeteiligung

erwarten wir eine Verbesserung vieler Entscheidungen. Die

Betroffenen haben maßgebliches wissen über ihr Gebiet und

die Wünsche der Benutzer öffentlicher Einrichtungen.

4. Bürgerbeteiligung wird auch erhebliche Mangelerscheinungen

im öffentlichen Leben beseitigen, die von unterschiedlicher

Seite heute diagnostiziert wird: Informationsmangel‚ Über-

zeugungsmangel, Vertrauensmangel, Kooperationsmangel und Enga-
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gementmangel. Bund, Länder und Gemeinden müssen hier eng zusam-

menarbeiten, insbesondere bei der Vorbereitung großer Infra-

strukturmaßnahmen.

Die Gemeinden sind aufgerufen, ihren gesamten Erfindungsreich-

tum in den Dienst dieser wesentlichen Aufgabe zu stellen, deren

Früchte nicht nur die Gemeinden, sondern auch Bund und Länder

ernten werden. Dazu sind die bisherigen Methoden der Informa-

tion der Bürgerschaft zu überdenken. Zahlreiche Gemeinden haben

erfreuliche Erfahrungen gemacht, z. B. mit Bürgerversammlungen‚

Schaubildern‚ mit erweiterten Publikumszeiten, Bürgertelefon,

Bürgerbriefen. Der Bürger darf nicht das Gefühl haben, einer

Q unbeeinflußbaren Politik ausgeliefert zu sein. Er muß die

Gewißheit haben, daß die Entwicklung in seiner Gemeinde auf

seinen Vorstellungen mit aufbaut und er die Entwicklung also

mitbeeinflußt.

5. Bürgerinitiativen, die Vorschläge für die Stadt— und Gemeinde-

entwicklung vortragen, sind Gesprächspartner für Parlamente

und Verwaltungen. Die notwendigen Entscheidungen müssen jedoch

von den nach Gesetz und Verfassung zuständigen Parlamenten

und Verwaltungen getroffen werden, da alle Einzelentscheidungen

mit dem Gesamtwohl zu verbinden sind. Eine Verbandsklage für

Bürgerinitiativen oder Naturschutzvereine wird nachdrücklich

0 abgelehnt. Da die Rechtsbeeinträchtigung des Einzelnen nicht

Voraussetzungen der Klagebefugnis wäre, kann eine Verbandsklage

nur das Ziel haben, die Gemeinwohlverträglichkeit eines Vor-

habens gerichtlich überprüfen zu lassen. Die Prüfung und Ent-

scheidung, ob ein Vorhaben mit dem Gemeinwohl vereinbar ist,

ist aber die verfassungsmäßige Aufgabe der zuständigen Volks-

vertretung oder Behörde. Auch würden durch die Verbandsklage

weitere Hemmnisse bei wichtigen Investitionen für die Zukunft

eintreten. Unsere Rathäuser dürfen nicht zu "Außenstellen" der

Gerichte werden. ‘

6. wir werden die Zusammenarbeit der Gemeinden mit freien Trägern ‘

und Selbsthilfegruppen nachhaltig unterstützen, insbesondere

zur Erfüllung sozialer und kultureller Aufgaben. Die öffentliche

Hand soll nicht an sich ziehen, was Mitbürger unmittelbar mitein-
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ander füreinander tun können. Wo immer es möglich ist, wollen *

wir lieber die finanzielle Hilfe für einen freien Träger oder

eine Bürgergemeinschaft unterstützen als eine neue öffentliche

Zuständigkeit mit entsprechendem Verwaltungsapparat begründen.

7. Besondere Unterstützung verdient die Vielzahl unserer ehrenamt-

lich tätigen Vereine, z. B. unsere Kulturvereine, unsere Sport-

vereine, unsere Freiwilligen Feuerwehren und unsere Jugendver-

bände. Sie alle leisten positive Initiativen zugunsten ihrer

Mitbürger. Sie stellen Ansprüche an sich und nicht an andere.

Dies ist das Idealbild einer Mitwirkung in unserem Staat.

w

“III. Städtebau, Umweltschutz, Raumordnung und Verkehr

1. Wir wollen die Gemeinden dabei unterstützen, daß durch Planungs- Ä

und Erschließungsmaßnahmen ausreichend Bauland für den Wohnungs-

oau bereitgestellt wird. Dies hat vorrangig Bedeutung bei

der kommunalen Finanzausstattung z. B. im Bereich der Ver-

sorgung und Entsorgung. Dies gilt aber auch bei der Gestaltung

der Pläne der Raumordnung und Landesplanung, es darf keinen

zentralen Planungsdirigismus bis in die einzelnen Gemeindeteile

geben.

2. Wir wollen die Förderung und Erhaltung vollen persönlichen

Eigentums für möglichst viele Bürger in ihren Gemeinden. Darum

0 lehnen wir mit Nachdruck alle Vorschläge zur Kommunalisierung des

Grundeigentums ab. Mit Nachdruck wenden wir uns gegen die von der

SPD diskutierten Vorschläge zur Aufspaltung des Eigentums ‘

in ein Nutzungseigentum des Einzelnen und ein Verfügungs-

eigentum der Gemeinden. Dies würde persönliches Eigentum zer-

stören.

3. Verbesserung des Wohnumfeldes‚ Stadtsanierung, Dorferneuerung

und wohnungsmodernisierung sind aktuelle entscheidende Aufgaben

der Städtebaupolitik. Sie müssen verbunden sein mit den notwen-

digen Maßnahmen für den Umweltschutz, der Erhaltung gewachsener

Bausubstanz und der Denkmalpflege. Die entsprechenden Vorhaben

und Pläne des Bundes müssen die Initiativen der Bürger und der

Gemeinden für diese Ziele fördern. Erfolgreiche wettbewerbe, wie .
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z. B. "Bürger Deine Gemeinde" und "Unser Dorf soll schöner

werden" haben in der gesamten Bundesrepublik eine starke

Einsatzbereitschaft der Bürger für diese Ziele gezeigt. Diese

Wettbewerbe sind zu unterstützen und auszubauen.

4. Die Gemeinden sollen von Eingriffsmöglichkeiten gegen private

Eigentümer nur dann Gebrauch machen, wenn das Allgemeinwohl

es erfordert, die wirtschaftliche Zumutbarkeit nachgewiesen

ist und durch freiwillige Maßnahmen der privaten Eigentümer

die städtebaulichen Ziele nicht erreicht werden können.

Pläne einer neuen Bodenwertzuwachssteuer und ähnliche Ein-

. griffe in das private Grundeigentum lehnen wir ab.

5. Umweltschutz ist ein entscheidender Schwerpunkt der Kommunal-

politik. Er ist in zahlreichen Bereichen zu verwirklichen,

insbesondere in der Städtebaupolitik durch Schaffung verkehrs-

beruhigter Wohnstraßen. Ein leistungsfähiges und zugleich

wirtschaftlich vertretbares Angebot im öffentlichen Personen-

nahverkehr ist dabei von wachsender Bedeutung. Beim Bundes-

straßenbau ist besonderer Wert auf den Bau von Ortsumgehungen

zu legen, damit die Stadtkerne und Gemeindezentren vom Durch-

gangsverkehr entlastet werden. Alle Straßenbaumaßnahmen sind

intensiv mit den notwendigen Aufgaben für den Umweltschutz zu

O verbinden, insbesondere im Bereich des Lärmschutzes und der

Landschaftsgestaltung.

Im kommunalen Bereich soll die Erprobung und Anwendung

neuer kostensparender und umweltfreundlicher Technologien

für die Versorgung und Entsorgung der Bürger gefördert und

unterstützt werden.

Dies gilt z. B. besonders im Hinblick auf die Abwasserbeseitigung

und Energieversorgung.

6. Für Bund, Länder und Gemeinden ist die Raumordungspolitik von

zunehmender Bedeutung. Für das Ziel, gleichwertige Lebensver-

hältnisse in allen Teilen der Bundesrepublik Deutschland zu

schaffen, muß der Einfluß der Raumordnung auf die Politik des

Bundes, insbesondere auf die Infrastrukturpolitik verstärkt werden.
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Der Entvölkerung der großen Städte ist entgegenzuwirken. Aber

ebenso ist es nicht verantwortbar‚ daß die ländlichen Räume

wegen fehlender Arbeitsplätze und unzureichender Infrastruktur

insbesondere im sozialen und kulturellen Bereich entleert werden.

Ballungsräume und Ballungsrandzonen und ländliche Räume brauchen

gleichwertige Entwicklungschancen. W

Im Verhältnis zu den einzelnen Gemeinden sollen die Festlegungen

der Raumordnung Rahmenpläne und Orientierungsdaten bleiben. Wir

wollen dem zunehmenden Trend entgegenwirken, über Raumordnung

U und Landesplanung mit Einzelentscheidungen in die kommunale

Selbstverwaltung der einzelnen Gemeinden einzugreifen, da

solches Vorgehen die notwendige Initiativbereitschaft der Gemeinden

in entscheidenden Bereichen lähmt.

IV. Energiegolitik

1. Eine der wichtigsten Aufgaben der Zukunft ist die Sicherung

der Energieversorgung. Dies gilt besonders für die Energie-

versorgung der Aufgaben in den Gemeinden. wir stützen alle

Bestrebungen, denen die folgenden Ziele zugrunde liegen:

. a) Begrenzung des Zuwachses des Energieverbrauchs durch spar-

same und rationelle Energieverwendung.

b) Vorrangige Nutzung der deutschen Stein- und Braunkohle. ‘

c) Ausbau der Kernenergie in dem zur Sicherung der Stromver-

sorgung notwendigen Ausmaß unter Beachtung des Vorrangs 1

der Sicherheit der Bevölkerung.

d) Konsequente Fortsetzung der Energieforschung (Programm ‘

"Energieforschung und Energietechnologien 1977 - 1980"),

um alle in unserer geographischen Lage zur Verfügung stehenden

zusätzlichen Technologien und regenerativen Energien einzu-

setzen.
‘

e) Begrenzung der Importrisiken durch Streuung der Bezugs- i

quellen, internationale Abkommen und Kooperation.

f) Bemühung um wiederaufbereitung bzw. Endlagerung abgebrannter '

BrennelementemltdennotwendlgenSE::j::j::ij:::::::::i::;___J
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2. Die Öffentlichkeitsarbeit und die Informationspolitik muß

objektiviert werden und alle Medien sowie die Träger der Infor-

mationspolitik sind aufgerufen, die Wirklichkeiten und Wahr-

heiten der energiepolitischen Lage unseren Bürgern sachgerecht

'nahezubringen. In den Gemeinden soll eine realistische Infor-

mation der Bürger zur Energiesituation unterstützt und

intensiviert werden. 1

3. wir unterstützen den Appell des Deutschen Bundestages an die

Gemeinden, örtliche Versorgungskonzepte als Basis energie-

sparender Maßnahmen auszuarbeiten. Damit wird das berechtigte

‘ Bestreben der Gemeinden anerkannt durch den Aufbau bzw. Ausbau

eigener leistungsfähiger Unternehmen und einem damit Ver-

bundenen sinnvollen Zusammenwirken von Strom,Gas und Wasser

eine möglichst optimale Verbindung der volkswirtschaftlichen

Zielsetzung der Energiepolitik, der Erfordernisse der Stadt-

planung, der betriebswirtschaftlichen Notwendigkeiten der

Versorgungsunternehmen und der wünsche der Bürger als Energie-

verbraucher herbeizuführen. |

J

4. Die Energiesparvorschläge der Kommunalen Spitzenverbände sind

nachdrücklich zu unterstützen, z. B. bei der Straßenbeleuchtung,

bei der Beheizung öffentlicher Einrichtungen und bei der Verwen-

0 dung energiesparender Technologien. ‘

E. Mit einer besseren Politik für die Gemeinden und ihre Bürger wollen

wir insbesondere folgende gesamtgolitischen Ziele erreichen:

1. Die Politik der Unionsparteien für die Gemeinden und ihre Bürger

will dazu beitragen, die Einsatzbereitschaft des Bürgers für

die Allgemeinheit und das Allgemeinwohl zu stärken. Diese

Politik soll helfen, den Abstand zwischen Staat und Bürgern,

wo immer er besteht, zu verringern. Je mehr Massengesellschaft

und bürokratische Organisationsformen um sich greifen, umso

mehr müssen die Gemeinden und die örtlichen Gemeinschaften

dazu beitragen, dem Bürger Heimat zu sein.

2. Politik für die Gemeinden und ihre Bürger erschöpft sich bei

den Unionsparteien nicht allein in der Daseinsvorsorge.
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wir wollen den mündigen Bürger ansprechen. Wir bauen auf seinen

Mut und seinenIdealismus‚ sein Verantwortungsbewußtstein und

seine Einsatzbereitschaft. wir wollen diese alten und doch

so modernen Bürgertugenden wieder neu beleben. Wir kämpfen

für den Freiheitsraum des Bürgers, für seine Bürgerrechte

und seine Bürgerpflichten.

3. Gerade im öffentlichen Bereich wollen wir jedem seine Chance

geben. Unserem Freiheitsverständis‚ das auf die Verantwortung

ung Solidarität der Mitbürger setzt, widerspricht die Einzwängung

in ein Kollektiv, wie es von der egalisierenden Politik

0 eines SPD-Kommunalsozialismus mancherorts praktiziert wird. Z.

B. kommt es darauf an, daß jeder s e i n e Wohnung erhalten

kann, d. h. nicht irgendeine Unterbringungsmöglichkeit, sondern

die seinen Lebensnotwendigkeiten und seinen Vorstellungen ent-

sprechende Gestaltung des unmittelbaren häuslichen Lebens-

reiches. wir wollen einen menschenfreundlichen wohnungs- und

Städtebau.

4. Die Politik der Unionsparteien für die Gemeinden und ihre

Bürger wird insbesondere dazu beitragen, die sozialen Lebens-

verhältnisse der Bürger im örtlichen Bereich zu sichern und

wo notwendig zu verbessern. Soziale Leistungen im örtlichen

Lebensbereich sollen von einer Vielzahl selbständiger Träger

. erbracht werden. wir messen unsere Sozialpolitik für die

Gemeinden und ihre Bürger daran, inwieweit sie den Bürger

und soziale Gruppen mit befähigt, die Gemeinschaft mitzutragen.

Wir wollen z. B. für die alten Menschen mehr Möglichkeiten

schaffen. Die offene Altenhilfe hat bei uns Vorrang vor

der geschlossenen.

5. Unsere Politik für die Gemeinden soll auch den Familien helfen,

ihre entscheidende Aufgabe für die Gesellschaft zu erfüllen‚

Dies gilt jetzt insbesondere für familienfreundlichen Wohnungs-

und Städtebau, aber auch bei der Gestaltung der Freizeitein-

richtungen. Die Familie muß ein Ort der Geborgenheit für den

einzelnen sein können. .
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6. In der kommunalen Jugendhilfe wollen wir von folgenden Grund-

sätzen ausgehen:

Familiennähe und Familienstärkung

Vorrgang freier Träger, dem Wahlrecht der Eltern und Jugendlichen

entsprechend,

flexible und vielfältige Weiterentwicklung der Jugendarbeit

(Jugendpflege)

Notwendigkeit transparenter Jugendhilfeplanung unter Beteiligung

aller freier Träger.

Das sozialistische Programm der Kcnfliktförderung ist deshalb Ä

ebenso abzulehnen wie ein reglementierendes und bürokratisches }

. Jugendhilferecht. 1

wir gehen bei der Gestaltung kommunaler Jugendpolitik immer

vom Miteinander der Generationen aus. Unser Ziel ist die gegen-

seitige Verantwortung, der Zusammenhalt von Jugend, Familie ä

und Gesellschaft. 1

7. Unsere Politik für die Gemeinden und ihre Bürger sieht ein

wichtiges Ziel darin, die örtlichen Lebensbereiche kinderfreund-

lichefzu gestalten. Kindern und Jugendlichen muß Gelegenheit

gegeben werden, sich altersmäßig zu entwickeln und ihre ‘

Fähigkeiten zum Zusammenleben in partnerschaftlichem Miteinander

auszubilden. Auch für diese Ziele muß die Zusammenarbeit zwischen

. Gemeinden und freien gesellschaftlichen Gruppen verstärkt werden.

Für Jugendliche will diese Politik der Unionsparteien gerade

im öffentlichen Bereich dazu beitragen, daß sie freie und

verantwortungsbewußte Persönlichkeiten werden können. Für dieses

Ziel ist die Überwindung der Jugendarbeitslosigkeit eine der

wichtigsten Aufgaben. Bei der Bereitstellung zusätzlicher

Ausbildungsmöglichkeiten und bei der Schaffung gesicherter

Arbeitsplätze mugää: Zusammenarbeit aller Verantwortlichen

im örtlichen Bereich in besonderer Weise bewähren. 4

z s
8. Im Rahmen unserer Gesamtpolitik wollen wir als Unionsparteien

erreichen, daß in den Gemeinden Ku1tur— und Bildungspolitik

jedem einzelnen die Chance geben, in freier Wahl seine Fähigkeiten

zu entwickeln. Unterschiedliche Anlagen und Neigungen verbieten

es, schematisch vorzugehen und in blinder Gleiohmacherei das Ziel



_ _

der Bildungs- und Kulturpolitik zu suchen. Unser Ziel bleibt,

daß vielfältige Möglichkeiten, Wissen und Bildung zu erwerben,

angeboten werden. Auch dabei wollen wir nicht nur kommunale

' Ausbildungsstätten ausbauen, sondern die Bemühungen freier Träger ,

für Ausbildung und Weiterbildung in gleichem Maße unterstützen.

9. Unsere kommunale Wirtschaftsförderungspolitik dient der Sicherung

der Arbeitsplätze und einer breiten möglichst vielfältigen

Wirtschafts— und Finanzbasis der einzelnen Gemeinden. Sie soll

die Politik zur Vermögensbildung für möglichst viele Mitbürger

O im örtlichen Bereich nachhaltig unterstützen.

i

\

i

Januar 1983  
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Bonn, 27. Januar 1983 unde’

Bei der Vorlage des Kommunalpolitischen Aktionsprogrammes für

die 10. Wahlperiode des Deutschen Bundestages erklärt der

Bundesvorsitzende der Kommunalpolitischen Vereinigung der CDU

und CSU Deutschlands, Dr. Horst waffenschmidt, MdB‚

A Für die nächsten Jahre sind folgende Aufgabenbereiche für das

Verhältnis Bundespolitik und Kommunale Selbstverwaltung von ent-

0 scheidender Bedeutung: ‚

1. Der Planungs- und Entscheidungsspielraum der Kommunalen

Selbstverwaltung muß gestärkt werden. Von vielen Mitbürgern ‚

wird der zunehmende Trend zum Zentralismus und die Regelungs- 3

manie beim Gesetzgeber mit Recht beklagt. wir wollen eine

dezentrale, freie und starke Selbstverwaltung. Die aktuelle 1

Forderung muß lauten: MEHR ERMESSUNGSSPIELRAUM WAGEN! ‘

1

2. Die Gemeindefinanzreform von 1969 muß fortgeführt werden.

Dies kann geschehen durch weiteren Abbau der Gewerbesteuer-

umlage‚ die die Gemeinden an Bund und Länder zahlen oder

0 durch schrittweise Anhebung des Gemeindeanteils an der

Einkommensteuer. Auch andere Vorschläge sind zu prüfen.

Verwaltungsaufwendige Einzeldotationsverfahren an die Gemein-

den sind soweit wie eben möglich in Steuerbeteiligung oder

allgemeine Finanzuwendungen zum eigenverantwortlichen Ein-

satz der Gemeinden umzuwandeln. Die Qualität der kommunalen

Finanzausstattung ist entscheidend für die Freiheit der

kommunalen Selbstverwaltung und auch für sparsamen Mittel-

einsatz.

3. Auch die Gemeinden benötigen klare finanzpolitische Zielvor-

gaben, damit über einen mittelfristigen Zeitraum die Einnahme-

seite der Gemeinden kalkulierbar ist. Nur auf der Grundlage

einer solchen mittelfristigen überschaubaren Einnahmeent-

wicklung lassen sich Investitionsentscheidungen im Hinblick

Herausgeber: CDU-Bundesgeschäftsstelle, Vcrantworllich: woher v. Tiesenhausan, Stallvertn: Walter Brückmann - 5300 Bonn, KonrmAdanauar-Häuä, '

Telefon: Pressestelle 022a / 544521122 (v. Tiesenhausan) 544511/512 (Bvückmann) - Frrnwhraibar: s 35304
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auf die zwangsläufigen Folgekosten treffen. Dies gilt auch „

für effektive Beiträge zur Konjunkturpolitik. ?

w
\

4. Entscheidender Beitrag für eine bessere kommunale Finanz-

ausstattung ist eine erfolgreiche Wirtschaftspolitik, die

die Arbeitslosigkeit überwindet und dadurch Steuereinnahmen

der Gemeinden verbessert und Entlastung bei den Sozialab-

gaben herbeiführt.

Deshalb sind z. B; die Initiativen der Bundesregierung Helmut

. Kohl für die Bauwirtschaft von entscheidender Bedeutung für q

die Gemeinoen. Erste Erfolge zeigen sich:

In vielen Gemeinden hat sich nachweislich die Zahl der

Bauanträge von Dezember 1981 bis Dezember 1982 verdoppelt.

S. Umweltschutz ist ein entscheidender Schwerpunkt der Kommunal-

politik. Er ist in zahlreichen Bereichen zu Verwirklichen,

insbesondere in der Städtebaupolitik‚ 2- 8- durch Schaffung Ver'

kehrsberuhigter Wohnstraßen. Ein leistungsfähiges und

zugleich wirtschaftlich vertretbares Angebot im öffentlichen

Personennahverkehr ist dabei von wachsender Bedeutung. Beim

Bundesstraßenbau ist besonderer wert auf den Bau von Orts-

umgehungen zu legen, damit die Stadtkerne und Gemeindezentren 4

0 vom Durchgangsverkehr entlastet werden. Alle Straßenbau- j

maßnahmen sind intensiv mit den notwendigen Aufgaben für den

Umweltschutz zu verbinden, insbesondere im Bereich des

Lärmschutzes und der Landschaftsgestaltung.

Im kommunalen Bereich soll die Erprobung und Anwendung neuer ‘

kostensparender und umweltfreundlicher Technologien für die ‘

Versorgung und Entsorgung der Bürger gefördert und unter- ‘

stützt werden. l

Dies gilt z. B. besonders im Hinblick auf die Abwasserbe- 1

seitigung und oie Bnergierversorgung. g
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B SCHWERE ERBLAST DER SPD-GEFÜHRTEN BUNDESREGIERUNG FÜR DIE GEMEIN-

E

Die Finanzsituation der Gemeinden ist in eine kritische Lage

gekommen, die meisten kommunalen Haushalte können für 1983

nicht ausgeglichen werden. Die Ursachen für diese bedrohliche

finanzpolitische Entwicklung kommen in erster Linie aus der

Politik der früheren Bundesregierung unter Bundeskanzler

O Helmut Schmidt. Die frühere Bundesregierung hat einen finanz-

politischen Verschiebebahnhof zu Lasten der kommunalen Kör-

perschaften entwickelt. Markantes Beispiel war dafür die sog.

Operation 1982. Im Rahmen dieser Aktion wurden z. B. viele

Mitbürger, die auf Hilfe angewiesen sind, beim Arbeits-

amt abgemeldet und beim städtischen Sozialamt angemeldet.

Außerdem werden die kommunalen Haushalte durch die anhaltende

hohe Arbeitslosigkeit in besonderem Maß belastet, weil Steuer-

einnahmen zurückgehen und zugleich die sozialen Ausgaben in

den letzten Jahren stark angestiegen sind. In dieser

schwierigen Situation kommt auf die Kommunalpdütiker vor

Ort zusätzlich die Aufgabe zu, viele unpopuläre Maßnahmen

0 als Folge dieser Politik zu vertreten, z. B. die Kürzung

von Zuschüssen an Vereine oder die erneute Erhöhung von

Gebühren und Beiträgen. Die kommunalen Investitionen

gehen auch 1983 weiter zurück, allerdings weniger als

1982. Auch für die Gemeinden ist die Erblast aus der Zeit

der früheren Bundesregierung unter Führung der SPD und

ihrer Politik zu Lasten der Gemeinden groß: Allein in den

Jahren 1981 und 1982 stiegen die Soziallasten der Gemeinden,

primär die Sozialhilfeleistungen‚ um 10,5 % bzw. 9 % und erreich-

ten die jährliche Höhe von 18,5 Milliarden DM, im Jahr 1982

alleine Mehrausgaben von über 800 Mio. DM. Die Schuldenlast

der Gemeinden stieg auf über 100 Milliarden DM.

Die Folgen dieser Politik zu Lasten der Gemeinden blieben nicht

aus:
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1. Rückgang der kommunalen Investitionen

1980 betrugen die für die Konjunkturentwicklung und die Bau-

wirtschaft besonders bedeutsamen Investitionen noch 41,32 Mrd. DM.

Sie gingen in der Folgezeit erheblich zurück:

1981 39,53 Mrd. DM - 4,1 %

1982 34,60 Mro. DM - 12,5 %.

Hinter diesen Zahlen verbirgt sich die Zerstörung vieler Arbeits-

plätze.

2. Rückgang des kommunalen Steueranteils

Der Anteil der Kommunen an den gesamten Steuereinnahmen ging

erheblich zurück:

1980 14,0 %

1981 13,4 %

1982 13,2 %.

C. LEISTUNGEN DER NEUEN BUNDESREGIERUNG FÜR DIE KOMMUNEN

Bundeskanzler Helmut Kohl hat in seiner Regierungserklärung am

‚ 13. Oktober 1982 bei der Erläuterung der ersten Maßnahmen

. zur Haushaltskonsolidierung ausdrücklich erklärt:

- "Die Bundesregierung stellt sich damit ihrer Mitverantwortung

für die Finanzlage aller öffentlichen Haushalte".

In Anerkennung der positiven Grundhaltung der neuen Bundesregierung

gegenüber den Kommunen heißt es in einer Stellungnahme des Präsidiums

QSS Deutschen Lanokreistages vom 26. November 1982:

"Der Deutsche Landkreistag begrüßt, daß die Bundesregierung

sich ausdrücklich zu einer Mitverantwortung für die Finanzlage

aller Gebietskörperschaften bekennt.“



l

w

_ 5 _

Zu den Maßnahmen der neuen Bundesregierung für die Gemeinden

im einzelnen:

1. Haushaltsbegleitgesetz 1983

wie bereits in der Regierungserklärung angekündigt, ent-

hält das Haushaltsbegleitgesetz eine Reihe von Maßnahmen,

die auch zurEntlastung der Kommunen beitragen.

Insgesamt beträgt das Entlastungsvolumen nach den Berechnungen

0 des Bundesfinanzministeriums einschließlich der Mittel für

die Umsatzsteuerneuverteilung über 6 Mrd. DM im Jahre 1983

und wird sich im Jahre 1984 auf über 8 Mrd. DM erhöhen.

Besonders ist auf folgendes hinzuweisen:

E).-599€52ESASEESEQELJSEESEEE

Ab 01.01.1983 werden die Unternehmen durch eine Kürzung der

Hinzurechnungsvorschriften beim Gewerbeertrag und beim

Gewerbekapital von der Gewerbesteuer entlastet. Ziel dieser

Maßnahme ist es, durch Entlastung der Wirtschaft Investi-

tionen zu fördern und dadurch Arbeitsplätze zu sichern bzw.

. neue zu schaffen. Auch die Kommunen müssen an einer

besseren Wirtschaftsgolitik interessiert sein, denn sie ist

auf Dauer eine der wirksamsten Initiativen für die kommunale

Einanzausstattung; Anhaltend hohe Arbeitslosigkeit belastet

die Gemeinden doppelt: nämlich durch sinkende Steuereinnahmen

und steigende Soziallasten.

Der unmittelbare Ausgleich für die Gemeinden erfolgt durch

die Absenkung der Gewerbesteuerumlage. In den Jahren 1983 bis

1985 werden den Kommunen in ihrer Gesamtheit durch die

Senkung der Gewerbesteuerumlage mehr Mittel zufließen als

die Kürzung der Gewerbesteuer ausmacht, nach den Berechnungen

des Bundesministeriums für Finanzen allein 1983 rd. 500 Mio. DM.

Viele Kommunen werden daher in diesem Jahr über mehr Ge-

werbesteuereinnahmen verfügen als ursgrünglich angenommen.
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Ab 01.01.1983 Verzichtet der Bund auf die sogenannte Kinder-

geld—Mi1liarue von den Ländern. Gleichzeitig verzichtet der

Bund zugunsten der Länder auf einen Punkt in der Verteilung

der Umsatzsteuer. Hierdurch verfügen die Länder künftig über

ein jährliches Mehraufkommen von rd. 2 Mrd. DM. Nach den

bisherigen Erfahrungen werden davon über den kommunalen

‘ Finanzausgleich in den Ländern, den Städten und den Gemeinden

jährlich rd. 400 Mio. DM zufließen. V

Diese Beispiele zeigen, daß die neue Bundesregierung trotz

der angespannten Finanzlage des Bundes erste bedeutsame

Schritte zur Verbesserung der Finanzlage der Kommunen einge-

leitet hat.

Es wird deutlich, daß die neue Bundesregierung ihre Mitver-

antwortung für die Haushalte von Städten, Gemeinden und

Kreisen ernst nimmt.

2. Belastungen der Kommunen durch das Haushaltsbegleitgesetz 1983

. werden durch Entlastungen in anderen Bereichen z. B. durch

die Initiativen der Bundesregierung zur Begrenzung der Aus-

gaben im Persona1- und Sozialbereich ausgeglichen. Außerdem

erreichen diese Belastungen bei weitem nicht die Höhe wie

bei der “opclation 1982". Ein Anzeichen dafür ist folgender

Tatbestand:

Aus der gemeinsamen Haushaltsprognose 83 der Kommunalen

ggitzonverbänue ist zu entnehmen, daß die Steigerungsrate

der kommunalen Sgzialaufwendungen von 9 v. H. in 82 auf

4.3 v. H. in 83 mehr als halbiert wird. 5

1

3. Ein besseres Ergebnis als 1982 zeichnet sich für 1983 auch

bei den Zinsen ab. während der Ausgabenzuwachs 1982 noch 16,3 %

betrug, beläuft er sich 1983 nur auf 1,7 %. Dies ist im
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wesentlichen eine Folge der Zinssenkungen durch die Bundes-

bank, die in entscheidender weise durch die Politik der

neuen Bundesregierung mitverursacht wurde.

4. Alles dies sind Schritte in die richtige Richtung. Sie ‘

beheben noch nicht die Finanznot der Gemeinden. Sie

müssen konsequent fortgesetzt werden!

i
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Die Pressestelle der CDU teilt mit:

Der Generalsekretär der CDU, Dr. Heiner Geißler,

veröffentlicht in der neuesten Ausgabe des “Rhei-

nischer Merkur/Christ und Welt" nachfolgenden Bei-

trag:

0 Der Kandidat der SPD, der stets beteuert, er formu-

>_ liere seine Politik in der Kontinuität von Helmut

Schmidt, hat diese Kontinuität -nicht nur - in der

Abrüstungs- und Sicherheitspolitik aufgegeben. Wäh-

rend Helmut Schmidt in Europa für ein Kräftegleichge-

I wicht eintrat‚ und hierbei auch immer die Zustimmung

der CDU/CSU fand, favorisiert der Kandidat der SPD nun

eindeutig den sowjetischen Vorschlag, bei einer teil-

weisen Reduzierung der sowjetischen Mittelstreckenrake-

ten von den Vereinigten Staaten von Amerika den Verzicht

auf die gesamte Nachrüstung zu verlangen. Der zweifel-

hafte Erfolg einer solchen Politik liegt auf der Hand:

Amerika als Schutzmacht des freien Westens würde von

0 Europa abgekoppelt und die Sowjetunion erhielte in Euro-

pa das Monopol auf moderne Raketen; ein weiteres mili-

tärisches Ubergewicht der Sowjetunion in Europa könnte ‘

nicht ausbleiben.

Eine solche Politik muß die Bundesrepublik Deutschland

zwangsläufig wieder ins Zwielicht bringen. Der Sozialist l

Mitterrand hat erst kürzlich in seiner Rede vor dem Deut-

schen Bundestag klar gemacht, daß eine Schaukelpolitik in

der Abrüstungsfrage nicht den europäischen Sicherheitsin-

teressen dient. Die Befürchtungen der Franzosen und Eng-

länder, die Politik der Sozialdemokraten führe zu neu-

tralistischen Tendenzen und zu einem außenpolitischen

_ 2 _
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Alleingang der Bundesrepublik Deutschland, sind nicht |

unbegründet.

x

Die Probleme der Abrüstung und einer eventuellen Nach- 1

rüstung durch die NATO erweisen sich als Scheideweg für ä

die Politik der Sozialdemokraten, denn es geht um den j

künftigen außen- und sicherheitspolitischen Kurs unseres 3

Landes. Der NATO—DoppelbeschluB wirkt hier eher als ä

Katalysator zur Verdeutlichung der unterschiedlichen Ä

Standpunkte.

O Vogel muß‚ bevor er seinen "Raketenwahlkampf" fortsetzt,

wissen, daß er der Bundesrepublik Deutschland einen 5

schlechten Dienst erweist. Er bringt unsere Verläßlich-

keit in Verruf, er schafft Mißtrauen bei den westeuropäi-

i schen Ländern und den Vereinigten Staaten von Amerika

und er kündigt eine Politik auf, die seit Konrad Adenauer

zu den Aktivposten Deutschlands gehört: das eindeutige

und unzweifelhafte Bekenntnis zur westlichen Welt. Die

Entscheidung der Bundesrepublik Deutschland für die west-

liche Welt und ihr Verteidigungsbündnis, die NATO, grün-

dete sich ja nicht auf die gemeinsamen geographischen

Interessen, sondern in erster Linie auf das gemeinsame

0 Bekenntnis zu den Grundwerten Freiheit, Solidarität und

Gerechtigkeit sowie die Achtung der Menschenrechte und

der Demokratie. wir haben das moralische Recht und die po-

litische Pflicht, uns im Interesse und im Auftrag aller

Menschen, die sich einer Diktatur nicht unterwerfen wol-

len‚ gegen die Bedrohung des Friedens, der Menschenrechte

und der Grundwerte zu verteidigen. Ä

l

Es ist eine gefährliche Selbsttäuschung‚ wenn die SPD

glaubt, daß die Bevölkerung der Bundesrepublik Deutsch-

land das sowjetische Raketenpotential akzeptiert, eine

Nachrüstung — wenn es zu keinem befriedigenden Ergebnis

in Genf kommt — verhindern und einen Schritt aus dem Bünd-

nis heraus tun will.

.. 3 _
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Die Menschen wollen Abrüstung und Sicherheit. Wer es

ernst meint, muß die Sicherheitsinteressen - die ganz

sicherlich auch die Sowjetunion hat - ohne Hintergedanken

anerkennen. Unser Interesse besteht in der Aufrechterhal-

tung der seit Jahrzehnten praktizierten Sicherheit im Rah-

men des Atlantischen Bündnisses. Die Mehrheit der Bürger

dieses Landes ist nicht bereit, Freiheit, Gerechtigkeit

und Demokratie zugunsten eines wankelmütigen Neutralismus

auf's Spiel zu setzen.

Im Interesse der Wahrhaftigkeit vor dem Wähler sollte

0 Vogel eindeutig erklären, was er will: Sicherheit zusam-

men mit unseren westlichen Verbündeten oder einen deut-

schen Alleingang, dessen Ausgang ungewiß ist. Seine jetzi-

ge Politik kann nur dazu führen, daß in der Sowjetunion

' Illusionen über die deutsche Position genährt werden. Das

Resultat: Erfolge bei den Abrüstungsverhandlungen werden

weniger wahrscheinlich.

Unser wichtigstes aktuelles außenpolitisches Ziel ist die

allseitige Begrenzung und Verringerung der Rüstungen. Mit

ihrer Politik untergraben die Sozialdemokraten die west-

liche Verhandlungsposition und gefährden damit letztlich

0 unsere Sicherheit. Einen wirklichen Erfolg in Genf wird

es nur dann gehen, wenn die Bundesrepublik Deutschland an

der Seite der USA, Frankreichs und Englands bleibt und

die Sowjetunion auf eine geschlossene Front derer trifft,

die nicht bereit sind, ein sowjetisches Raketenmonopol in

Europa zu akzeptieren und eine Isolierung Westeuropas von

den USA hinzunehmen.

Die Einigkeit des Westens in der Abrüstungsfrage ist die

zwingende Voraussetzung dafür, daß es überhaupt zu Abrü-

stungserfolgen in Genf kommt. Die SPD hat - zum Schaden

unseres Landes - diese gemeinsame Linie des freien Westens

verlassen.
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Bonn, 28. Januar 1983

Der stellvertretende Sprecher der CDU, Walter Brückmann‚

teilt mit:

Großer Andrang zur CDU—Jugendveransta1tung in Köln.

Nach den bisher vorliegenden Anmeldungen werden zur

zielgruppenveranstaltung Jugend am kommenden Sonntag

o im Kölner Congress-Centrum, Halle 8, rund 10.000 Teil-

nehmer erwartet. Im Mittelpunkt des ganztägigen Kongresses,

der um 9.00 Uhr beginnt, stehen Reden von Bundeskanzler

Helmut Kohl, Generalsekretär Heiner Geißler und dem Vor-

sitzenden der Jungen Union, Matthias Wissmann. An den

13 Diskussionsforen beteiligen sich zahlreiche Bundesmi-

nister.

Der Vorsitzende der CDU Rheinland, Bernhard Worms, wird

die Veranstaltung eröffnen. Auf Einladung von Bernhard Worms

nehmen am Vormittag auch die Fußballnationalspieler Littbarski

und Schumacher teil.

O

. 4 l
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Zur Pressekonferenz des SPD-Bundesgeschäftsführers

Glotz erklärt der Sprecher der CDU, Wolter v. Tiesenhausen:

Statt auf die Fragen von Heute wirklichkeitsnahe Antworten

zu geben, flüchtet sich die SPD in das Schimpfvokabular von

Gestern. Das Gerede des SPD-Bundesgeschäftsführers Glotz

O von einem "Weimarer Wahlkampf", von "Klassenkampf von oben"

oder von "Wählererpressung aus der Besitzerperspektive". hat

einzig und allein den Sinn, die Bevölkerung zu verunsichern

und von der eigenen Ratlosigkeit abzulenken. Das von der

SPD schon oft erprobte Rezept der Angstmacherei hilft dort

nicht weiter, wo es um einen neuen Wirtschaftsaufschwung,

um die Bekämpfung der Arbeitslosigkeit und die Sicherung

unseres Sozialsystems geht. Statt sich in wehleidiger Stil-

kritik zu ergehen, sollte die SPD endlich sagen, wie sie die

von ihrem Spitzenkandidaten Vogel mitverschuldete Wohnungs-

misere beheben, wo sie das für eine Ausbildungsförderung

‘ nach dem Gießkannenprinzip nötige Geld einsparen‚und wie

0 sie die Wirtschaft zu mehr Investitionen anregen will.

l
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Der Generalsekretär der CDU, Bundesminister Dr. Heiner

Geißler, erklärte am 31. Januar vor der Presse in Bonn

unter anderem:

Der CDU-Bundesvorstand, der heute in Bonn tagte, hat

den wahlkampfslogan für die letzten fünf Wochen bis

zum 6. März verabschiedet.

. Er lautet:

"Aufwärts mit Deutschland

Jetzt den Aufschwung wählen"

Mit dieser Aussage stellt die CDU ihren begründeten

Optimismus für eine bessere Zukunft unseres Landes

an die Spitze ihrer Argumentation. Bei der Wahl geht

es um die wesentliche Entscheidungi":

Für den Aufschwung mit der CDU oder den Rückfall

in die Wirtschaftskrise mit der SPD, ‘
 

O Für den Aufschwung mit der CDU:_ l

1
Täglich mehren sich in der Bundesrepublik die Zeichen

für eine positive wirtschaftliche Entwicklung: w

- Die Preise sind stabiler. Im Januar liegt nach ’

ersten statistischen Vorausberechnungen der Preis-

anstieg erstmals nach langer Zeit wieder unter ‘

vier Prozent.

- Zum ersten Mal seit über zwei Jahren wird die Wachs- l
w

tumsrate in der zweiten Jahreshälfte wieder positiv

' sein und ca. 2,5 Prozent betragen.
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- Die Zinsen sinken. Mit der Sanierung des Haushalts

hat die Regierung Helmut Kohl die Voraussetzungen

dafür geschaffen, daß die Bundesbank die Zinsen sen-

ken konnte. Zinssenkungen sind auf die Dauer das be-

ste Investiticns- und Beschäftigungsprogramm.

Durch die Maßnahmen der Bundesregierung sind insgesamt

die Voraussetzungen für eine Wirtschaftsbelebung gün-

stiger geworden. Die Fakten belegen, daß die Menschen

wieder Vertrauen fassen: Die Auftragseingänge im ver-

O arbeitenden Gewerbe sind im November 1982 deutlich ge-

Mqen. Sie waren um rund 6 S höher als im Durchschnitt

der Monate September/Oktober. Auch der private Verbrauch

nimmt zu. Davon profitieren vor allem die Automobil-

hersteller.

- Es wird wieder gebaut. schon nach drei Monaten Regierungs-

zeit unter Führung der CDU ist es gelungen, den Wohnungs-

bau wieder anzukurbeln.

Nach den Eingängen der Bauanträge zeichnet sich in vielen

Städten und Gemeinden bereits jetzt ein Bauboom ab, der

0 auf viele andere wirtschaftliche Bereiche seine Auswirkun-

gen haben wird und einen ersten Erfolg in der Bekämpfung

der Arbeitslosigkeit darstellt. Insgesamt hat sich die

Zahl der Bauanträge mehr als verdoppelt seit Antritt der

Regierung Helmut Kohl.

l
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Wirtschaftskrise mit derl):

Nach dreizehn Jahren SPD-Regierung war die Bundesrepublik

in ihrer wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit stark herabgesun-

ken. Das Land geriet in die größte Wirtschaftskrise der

Nachkriegszeit.

Die SPD hat den Staat

- mit über 300 Milliarden Mark verschuldet,

0 - über 100.000 Unternehmen in den Bankrott getrieben,

- über zwei Millionen Menschen arbeitslos gemacht,

- Angst und Unsicherheit gebracht.

Die Ankündigungen des SPD-Kandidaten

Hans-Jochen Vogel machen jedermann deutlich, daß eine

SPD-Regierung diese Politik der Schulden, Pleiten und

der Arbeitslosigkeit fortsetzen würde. Allein die Absicht

Vogels, die neuen wohnungsgesetze der Regierung Helmut

Kohls wieder rückgängig zu machen, würden auf einen Schlag

eine Vermehrung der Arbeitslosigkeit bedeuten. Ein Bündnis

der SPD mit den Grünen würde diese wirtschaftliche SPD-

. Talfahrt zu einer Schußfahrt ins wirtschaftliche und

finanzielle Chaos machen: Eine Verdoppelung der Arbeits-

losenzahl wäre sicher.
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Bonn, 31. Januar 1983

Zu den Behauptungen der Rundfunk-Fernsehen-Film-Union (RFFU)

und der Deutschen Journalisten Union (DJU) erklärt der

Sprecher der CDU, Wolter iiesenhausen:

Die Journalistenorganisationen des DGB unterstellen dem

Generalsekretär der CDU, Dr. Heiner Geißler, Äußerungen,

O die dieser niemals getan hat. Geißler will niemanden an

den Pranger stellen, sondern hat auf die besondere Ver-

antwortung der elektronischen Medien im Wahlkampf hinge-

wiesen und sie zur fairen Berichterstattung aufgefordert.

Wer Aufforderungen zur Fairness bereits als "Gleichschal-

tung" bezeichnet, hat ein gebrochenes Verhältnis zu den

Aufgaben der öffentlich-rechtlichen Medien.

x
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Bonn, 1. Februar 1983

zu den Äußerungen des SPD-Präsidiums zum Thema wahl-

kampfstil erklärt der Sprecher CDU, Wolter V. Tiesenhausen:

Die SPD macht sich mit ihrer weinerlichen Kritik am

Wahlkampfstil der CDU langsam aber sicher lächerlich.

. Da unterstellt eine Partei der CDU einen "diffamierenden

Wahlkampf", die selber keine Möglichkeit ungenutzt 1äßt‚

die CDU in die Nähe der Nazis zu rücken. wer vom "Weimarer

Wahlkampf" spricht, den Generalsekretär der CDU mit dem

Nazi—Propagandisten Goebbels gleichsetzt oder in amtlichen

Parteiverlautbarungen den Eindruck erweckt, ein Wahler-

folg der CDU werde, wie 1933 die Machtübernahme der Nazis,

zum Krieg führen, hat kein Recht anderen Stilnoten zu er-

teilen.

O
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Bonn, 2. Februar 1983

Der Sprecher der CDU, Wolter v. Tiesenhausen, teilt mit:

Die Christlich Demokratische Union Deutschlands hat V

dem vom Bundestagspräsidenten Richard Stücklen vorge-

I legten Wahlkampfabkommen zugestimmt. wie der Bundes-

geschäftsführer der CDU, Peter Radunski, dem Bundes-

tagspräsidenten mittei1te‚ hätte die CDU wie im Wahl- .

kampf 1980 die Einrichtung einer Schiedsstelle zur

0 Überwachung der Einhaltung des Abkommens begrüßt. Da

dies am Widerstand der SPD scheiterte, ergänzte der

Bundestagspräsident auf Vorschlag von CDU-Generalsekre-

tär Dr. Heiner Geißler den Text des Abkommens wie folgt

x (die Änderungen sind unterstrichen):

"Die Parteien verpflichten sich, den Wahlkampf für die

I Wahlen zum Deutschen Bundestag in fairer und sachlicher

Weise und der Wahrheit entsprechend zu führen. Diese Ver-

pflichtung gilt insbesondere für die nachfolgend aufge-

führten Tatbestände. Die Parteien

- verzichten auf jede Art von persönlicher Verunglimpfung

O und Beleidigung und die Verbreitung Egwußter Unwahrheiten

- verzichten auf die Verbreitung von Behauptungen über an-

dere Parteien, die geeignet sind, diese zu verunglimpfen

ggg_den Wähler zu täuschen."

Die CDU geht davon aus, daß diese Vereinbarung dazu beiträgt,

einen fairen, an der sachlichen und wahrheitsgemäßen Infor-

mation der Bürger orientierten Wahlkampf zu führen. Sie

fordert die SPD auf, diesem Abkommen beizutreten und damit

den Willen aller Parteien zu dokumentieren, einen sachli-

chen, fairen, der Wahrheit entsprechenden Wahlkampf zu führen.
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Bonn, 2. Februar 1983

Die CDU-Pressestelle teilt mit:

Zu den vom DGB veröffentlichten Wahlprüfsteinen schrieb

der Vorsitzende der CDU Deutschlands, Bundeskanzler

Helmut Kohl, einen Brief an den Vorsitzenden des Deutschen

Gewerkschaftsbundes‚ Ernst Breit.

0 Dieser Brief hat folgenden Wortlaut:

Sehr geehrter Herr Breit,

für Ihr Schreiben vom l7. Januar 1983 danke ich Ihnen.

Die CDU stimmt mit dem DGB darin überein, daß die Bekämpfung

der Arbeitslosigkeit und die Sicherung der finanziellen Grund-

lagen unseres sozialen Netzes die wichtigsten innenpolitischen

Aufgaben sind. „ ‘

x

Die Politik der CDU ist darauf gerichtet, Arbeitsplätze zu si- ‘

0 chern und neue zu schaffen sowie soziale Gerechtigkeit für alle 1

wiederherzustellen. Mit ihrem Dringlichkeitsprogranm hat die Bun-

desregierung Schritte in dieser Richtung uternommen. Wir wissen:

keine Politik kann die gewaltigen Hypotheken der Vergangenheit l

kurzfristig tilgen. Wir versprechen nichts, was wir nicht halten

können. Wir verschieben aber auch nichts auf morgen, was wir heu-

te leisten können. Die Bilanz kann sich sehen lassen: wir haben

einen soliden Haushalt vorgelegt, dem Wohnxmgshau neue Impulse ge-

geben und den dort Beschäftigten neue Chancen gegeben, die Renten-

versicherung und die Arbeitslosenversicherung vor der Zahlungsun-

fähigkeit bewahrt. Wir haben ferner - der Forderung in den IGE-
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Prüfsteinen entsprechend - die Talfahrt bei den öffentlichen ln-

vestitionen gestoppt und den Investitionsantei] im Bundeshaushalt

erhöht. Auch im Rahmen der nxittelfristigcn Finanzplanung des Bun-

des werden wir Zukimftsinvestitionen eine größere Chance gehen, als

dies bei der alten Bundesregierung der Fall war. Der Bekämpfung der

Jugendarbeitslosigkeit, bei der der DGB "besondere Anstrengungen"

A fordert, w-erden wir uns vorrangig annehmen. Dies gilt für unsere l

» nationalen und unsere europäischen Bemühungen gleichermaßen. Im

0 Bundeshaushalt für 1983 haben wir hierfür über 200 Millionen IN

zusätzlich eingestellt. Erste Erfolge unserer Politik werden sicht-

bar: die Geldentwertimg geht zurück, die Zinsen sinken, die Bauanträ-

ge haben sich verdoppelt. E5 gilt, diesen von der Bundesregierung be-

schrittenen Weg konsequent weiterzugeben. Es wäre gerade für Arbeit-

nehmer verhängnisvoll, wenn zu einer Politik zurückgekehrt würde, die

in Massenarbeitslosigkeit, sozialen Abstieg, Firmenzusanmenbrüche und»

zerrüttete Staatsfinanzen geführt hat. _

Der DGB will mit seinen Wahlprüfsteinen einen Beitrag zur politischen

Willensbildung leisten. Dabei erhebt der DGB den Anspruch, daß "nicht

parteipolitische Erwägtmgen, sondern einzig und allein die Interessen

0 der Arbeitnehmer Maßstab" seien. Dieser Anspruch erfordert es,

daß der DGB nicht nur zu jeder Wahl Wahlprüfsteine erstellt, sondern

die Politik der Parteien — sachlich und objektiv - an seinen Wahlprüf-

steinen mißt.

Die CDU bedauert es deshalb, daß nach 13 Jahren SPD-geführter Bundes-

regierung der DGB mit Blick auf die Prüfsteine von 1972, 1976 und 1980

bislang keine kritische Bilanz der SPD-Politik über "versprochen und

nicht gehalten" vorgelegt hat. Dies wäre eine wichtige Entscheidungs-

hilfe für die Arbeitnehmer gewesen. Den Arbeitnehmern ist nämlich nicht

mit Versprechen gedient, sondern nur mit einer arbeitnehmeroxientierten

Politik, die Arbeitsplätze schafft und sichert.

_ 3 _
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Die CDU teilt die Auffassung des DGB, dal5 "die Lasten der Wirt-

schaftskri se sozial gerecht verteilt werden müssen". Die CDU wird

sich, was die soziale Atßgewogcrieit angeht, von xiicxzvundem über-

treffen lassen. Im Gegensatz zur SPD haben wir z. B. beim Kinder-

geld Einkommensgrenzen eingeführt. \.\'ir haben dadurch sichergestellt,

- daß nur Eesscrverdienende Kürzungen beim Kindergeld hinnehmen müs-

sen. Xein Arbeiter, kein Facharbeiter, kein kleiner und mittlerer

' Angestellter und Beamter bekommt sein Kindergeld auch nur um einen

Pfennig gekürzt. Demgegenüber hat die SPD die Witwen und den Arbei-

. ter genauso belastet wie den Generaldirektor. Mit dieser unsozialen

Politik haben wir Schluß gemacht.

Aus sozialen Gründen wollen wir auch die Rückzahlbarkeit der In-

vestitionshilfe-Abgabe wieder aufheben. Die SPD war in ihrer Regie- ‚

mngszeit zu einer solchen Maßnahme nicht imstande. U

Übereinstimmung zwischen DGB und m] besteht auch in den Zielen,

Subventionsmißbrauch, ifirtschaftskriminalität und Steuerhinterzie-

hung zu bekämpfen.

Nach einem über zehnjährigen Stillstand in der Vermögenspolitik wird

. die Bundesregierung in der neuen Legislaturperiode unverzüglich einen

Gesetzentwurf zur Förderung der Vemögensbil dung vorlegen. Dadurch

kommen wir auch der Forderung des DGB nach einem "durch die Tarifver-

tragsparteien gestaltbaren" gesetzlichen Rahmen für die Vermögens-

bi] dung der Arbeitnehmer nach. Die Aussagen des DGB zur Rentenpoli-

tik stimmen mit den Zielen der Union voll überein.

Über die Gemeinsamkeiten zwischen DGB und CDU hinaus muß aber auch

auf Mdersprüche in den Wahlprüfsteinen des DGB hingewiesen werden.

Eine Reihe von Forderungen des DGB sind mit hohen Kosten verbunden.

Sie sind nicht zu vereinbaren mit den vom DGB selber als wichtigste

_ 4 -
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innenpolitisdie Aufgaben genannten Zielen der Bekämpfung der Ar-

beitslosigkeit und der Festigung der finanziellen Grundlagen un-

serer sozialen Sicherung. Die CDU wird konsequent am Prinzip fest-

halten, nicht mehr zu versprechen als sie halten kann. Die sicht-

bar werdenden wirtschafts- und sozialpolitischen Erfolge dürfen

- nicht gefährdet werden; das wachsende Vertrauen der hienschen, daß

es in Deutschland wirtschaftlich und damit auch für die Beschäfti- 1

O v gung wieder aufwärts geht, darf nicht aufs Spiel gesetzt werden.

Wir wollen die konstruktive Zusammenarbeit mit dem DGB. Der Dialog

ist besonders dort notwendig, wo Meinungsverschiedenheiten bestehen.

Zur Sicherung von Arbeitsplätzen und zur Festigung der finanziellen

Grundlagen unseres sozialen Netzes müssen von den Bürgern Einschrän-

kungen verlangt werden. Diese großen Aufgaben können Regierung und

Parlament nicht; ohne die Mitarbeit der Verbände bewältigenJVir for-

dern den DGB auf, im Interesse aller Arbeitnehmer und des Gemeinwohls

mit der Regierung zusammenzuarbeiten. An unserer Bereitschaft dazu

wird es nicht fehlen.

Mit dem DGB stinmen wir auch überein, daß "die Sicherung des Frie-

O dens das vorrangige Ziel der internationalen Politik sein" muß.

Unions-Axißenpolitik war vom ersten Tag an Friedenspolitik. \\'ir wol-

len Frieden und FreiheitfDabei wissen wir: Frieden und Freiheit kön-

nen wir in Europa und in der Welt nur gemeinsam mit unseren Freunden

im westlichen Iäindnis erhalten. Ebenso wie der DGB wollen wir Entspan-

nung und Abrüstung. lür wollen Frieden schaffen mit weniger Waffen.

Unser wichtigstes aktuelles außenpolitische: Ziel ist die allseitige

Begrenzung und Verringenmg der Rüstung und ihr Gleichgewicht auf

einem möglichst niedrigen Niveau — unter der Voraussetzung miverrnin-

derter Sicherheit.

.. 5 _
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Ich darf Ihnen und allen Arbeitnehmern versichern: Auf die CDU

ist Verlaß, wenn es um die Sicherung des inneren und äußeren

Friedens geht. Wir haben dies auch in der Rogienmgsvcrantwor-

tung unter Beweis gestellt.

- Mit freundlichen Gjßen

_ gez. Helmut Kohl
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Zu der Weigerung der SPD ein wahlkampfabkonxmen zu unter-

zeichnen, erklärt der Sprecher der CDU, Walter v. Tiesenhausggi

i

O Daß die SPD sich weigert ein Wahlkampfabkommen zu unter— \

zeichnen, das die Verpflichtung zur Wahrheit im Wahlkampf l

x

enthält, spricht für sich. Die CDU bekennt sich zur Wahr- |

heit auch im Wahlkampf. Sie wird sich auch ohne Zustimmung l

. der SPD an die Regeln halten, die der Bundestagspräsident \

vorgeschlagen hat.

Herausgebev: Cüuiundesgeschäftssulle, Virantwonlich: Woher v. Tiesenhausen, Stellvann: Walter Bruckmann » 530a Bonn, Konrad-Adanauur-Haus
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Bonn, 3. Februar 1983 undfrel

Der stellvertretende Sprecher der CDU, Walter Brückmann,

teilt mit:

Mehr als 8.000 Teilnehmer werden am kommenden Samstag,

5. Februar, zur Zielqruppenveranstaltung Arbeitnehmer

in der Dortmunder Westfalenhalle/Halle IV erwartet.

O Auch bei dieser Veranstaltung steht die Rede des CDU-

Vorsitzenden, Bundeskanzler Helmut Kohl, im Mittelpunkt.

11.30 Uhr Grußwort des Landesvorsitzenden der CDU West-

falen-Lippe, Professor Dr. K. H. Biedenkopf,

Vorsitzender der CDU-Landtagsfraktion in NRW

12.00 Uhr Rede des Bundesministers für Arbeit und Sozial-

ordnung, Dr. Norbert Blüm, Vorsitzender der ‘

Sozialausschüsse der Christlich-Demokratischen ‘

Arbeitnehmerschaft Deutschlands

12.30 Uhr Rede des Bundesministers für Jugend, Familie

O und Gesundheit, Dr. Heiner Geißler, General- l

Sekretär der Christlich Demokratischen Union ‘

Deutschlands

13.00 Uhr Rede des Bundeskanzlers Dr. Helmut Kohl, Vor—-

sitzender der Christlich Demokratischen Union l

Deutschlands .

Herausgeber: CDU-Eundcspcschäfxssxelle, Verantwortlich: Walter v. Tiesenhausan, Slallvartn: Walter Evückmann — 5300 Bonn, Kcnrad-Adcnauer-Haus,
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Zu der Diskussion über die Notwendigkeit zusätzlicher

Investitionen erklärt der Generalsekretär der CDU,

Dr. Heiner Geißler:

Der beginnende wirtschaftsaufschwung zum Beispiel im

Wohnungsbau und in der Automobilindustrie ist ein posi—

0 tives und hoffnungsvolles Zeichen für die Wiederbelebung

der gesamten Wirtschaft im Laufe dieses Jahres. Der klas-

senkämpferische Angriff der SPD gegen die deutschen Unter-

nehmen, verbunden mit dem Vorwurf eines Investitionsstreiks

ist Gift für den beginnenden Wirtschaftsaufschwung. Jedes

Unternehmen kann sich leicht ausrechnen, was ihm blühen

würde, wenn die für einen solchen Klassenkampf Verantwort-

lichen die deutsche Wirtschaftspolitik wieder in die Hände

bekommen sollten.nadas Wahlprogramm der Sozialdemokratischen

Partei nur zusammen mit den Grünen/Alternativen verwirk-

licht werden kann, würde ein Wahlsieg der SPD jede Hoff-

nung auf einen wirtschaftlichen Aufschwung zerstören. Eine

Finanzierung dieses Wahlprogramms ist nur durch eine mas-

O sive weitere Staatsverschuldung möglich. Die Folge wäre,

daß die Zinssenkungen der letzten Woche wieder rückgängig

gemacht werden müßten. Darüber hinaus will der Spitzenkan-

didat der SPD, Hans-Jochen Vogel, auch die Wohnungsbaupoli-

tik der neuen Bundesregierung ändern und damit die zur Zeit

wichtigste Antriebskraft für den wirtschaftlichen Aufschwung

lahmlegen. Die Angst der Unternehmen und Betriebsräte vor

einer rot-grünen Wirtschaftspolitik ist daher mehr als be-

rechtigt. Wir wissen aus den demoskopischen Umfragen und aus

täglich hunderten von Briefen und Telefonanrufen‚ daß die

ganz überwiegende Mehrheit der Arbeitnehmer die Sorgen der

Unternehmer in diesem Punkt teilt. Arbeitnehmer und Unter-

nehmer wollen gemeinsam aus der Wirtschaftskrise heraus und

daher Partnerschaft statt Klassenkampf. |

Herausgeber: CDU-Bundugnchähsuelle, Vsrantwonlich: Wolmr v. Tiesenhausun, Stallvenn: Walter snzckmann - 5300 BnnnTKoEvadTAdeneuer-Haus,
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Allein die Änderung der wohnungsbaupolitik durch eine

von der SPD geführte Regierung würde mindestens 200.000

Bauarbeitern ihren Arbeitsplatz zusätzlich kosten und

hätte negative Auswirkungen auf die Arbeitsplätze der

Möbelindustrie, der Textilindustrie, bei der Stahlindu-

' strie und bei den Elektrogeräteherstellern. Die Arbeit-

nehmer in diesen Bereichen müssen daher wissen, daß sie

ihre eigenen Arbeitsplätze gefährden, wenn sie am 6. März

SPD wählen sollten.

O

.

i

l
l
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Bonn, den 7. Februar 1983

Die Pressestelle der CDU teilt mit:

Die CDU wird ihre Zielgruppenveranstaltungen im Wahlkampf 1983 mit einer Tagung für

Senioren am Dienstag, den 8. Februar, in der Kongreßhalle Böblingen abschließen. Hauptr

redner bei dieser Veranstaltung, zu der sich 1.500 Teilnehmer angemeldet haben, wird auf

einer öffentlichen Abschlußkundgebung der CDUrVorsitzende, Bundeskanzler Dr. Helmut

Kohl, sein.

Im Rahmen der „ZielgruppenveranstaItung Senioren” werden außerdem sprechen:

11.00 Uhr Bürgermeister a.D‚ Alfred L ö f f l e r,

O Vorsitzender der Senioren-Union Baden-Württemberg

11.30 Uhr Dietmar Schlee ,MdL

Minister für Arbeit, Gesundheit und Sozialordnung

des Landes Baden-Württemberg

14.00 Uhr Bundesminister Dr. Norbert B I ü m ‚ MdB

Vorsitzender der Christlich-Demokratischen Arbeitnehmerschaft (CDA)

14.30 Uhr Bundesminister Dr. Heiner G e i ß I e r , MdB

Generalsekretär der CDU Deutschlands

15‚O0Uhr Erwin Teufel,MdL r

Vorsitzender der CDU-Fraktion im baden-württembergischen Landtag

Bundeskanzler Dr. Helmut K o h I , MdB

Vorsitzender der CDU Deutschlands.

O Bei den Zielgruppenveranstaltungen konnte die CDU mehr als 30.000 Teilnehmer begrüßen:

Mit t e I s t a n d (Offenburg, 22. Januar) 4.500

F r a u e n (Wolfsburg, 25. Januar) 5.000

J u g e n d (Köln, 30. Ja-‘ua ') 12.000 .

A r b e i t n e h m e r (Dortmund, 5. Februar) 8.000

S e n i o r e n (Böblingen, 8. Februar) 1.500 (angemeldet).

Herausgeber: CDU-Bundesgeschäftsstelle, Verantwortlich: Walter v. Tiesenhausan, Stellvertn: Walter Bnickmann » sann Bann, Konrsd-Adenauur-Haus,

Telefon: Pressestelle 022e / 544521122 (v. Tiesenhausen) 544511/512 (Erimkmann) - Fsrnschreiber: a aseoa
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Zur Pressekonferenz von Prof. Carl Friedrich Frhr.

v. Weizsäcker erklärt der Sprecher der CDU, wolter

V. Tiesenhausen:

Die SPD kann es nicht lassen, daß In- und Ausland .

in Sachen NATO-Doppelbeschluß zu verunsichern. Die

Pressekonferenz des SPD-Sicherheitsberaters Carl

O Friedrich v. Weizsäcker hat nicht zur notwendigen

Klarheit über die Position der deutschen Sozialde-

mokraten beigetragen. Weizsäckers Vorstoß, der auch

im Widerspruch zur bisherigen Politik des früheren

SPD-Bundeskanzlers Schmidt steht, schwächt die Posi-

tion des Westens und vermindert dadurch die Möglich-

keit, bei den Verhandlungen in Genf zu einer Abrüstungs-

Vereinbarung zu kommen. Nicht Raketenwahlkampf ist das ‘

Gebot der Stunde, sondern Raketenverhandlungen, die

dazu beitragen, Frieden mit weniger Waffen zu

schaffen.

O

w

x
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Zum Urteil des Bundesverfassungsgerichts erklärt der Generalsekretär

der CDU, Bundesminister Dr. Heiner Geißler:

Die Christlich Demokratische Union begrüßt die Entscheidung des Bundes-

verfassungsgerichts. Dadurch wurde die Entscheidung der CDU für die

Neuwahl des Deutschen Bundestages verfassungsrechtlich bestätigt. Die

CDU hatte frühzeitig Neuwahlen des Deutschen Bundestages gefordert, da

die schweren innenpolitischen Probleme der Massenarbeitslosigkeit und

O der Staatsverschuldung nicht in wenigen Monaten, sondern nur während

einer vollen Legislaturperiode gelöst werden können.

Der von der CDU unterstützte weg des Bundeskanzlers, der Mehrheit des

Deutschen Bundestages und des Bundespräsidenten zur Auflösung des Deut-

schen Bundestages hat sich als verfassungsrechtlich richtig erwiesen,

so daß nunmehr endgültig feststeht, daß die von der ganz überwiegenden

Mehrheit der deutschen Bevölkerung gewünschten Neuwahlen am 6. März 1983

auch tatsächlich stattfinden können.

Das Urteil des Bundesverfassungsgerichts widerlegt gleichzeitig die vom

Vorsitzenden der SPD und dem Kanzlerkandidaten der SPD mehrfach geäußer-

. ten Bedenken gegen den von Bundeskanzler Helmut Kohl eingeschlagenen weg

und sollte für die Führung der SPD Anlaß sein, ab dem heutigen Tage ihre i

ungerechtfertigten Vorwürfe endgültig einzustellen. i

l

l
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0 Zu den erneuten Behauptungen der SPD über einen angeblichen

Investitionsstreik erklärt der Generalsekretär der CDU,

Dr. Heiner Geißler :

Die Sozialdemokraten haben mit dem Begriff Investitionsstreik

ein Gerücht in die Welt gesetzt, das von Übertreibungen trieft.

Sicher gibt es den einen oder anderen Unternehmer, der mit sei-

nen Investitionen abwartet, bis die Wahl vorbei ist. Dafür muß

man Verständnis haben, denn die Angst in den Unternehmen vor

einer Wirtschaftspolitik der Sozialdemokraten, beeinflußt durch

Grün-Alternative, ist groß. Diese Angst haben nicht nur die

Unternehmer, sondern genauso die Betriebsräte, vor allem aber

O die Arbeitslosen. Sie wissen genau, daß eine SPD-Wirtschafts-

politik gesteuert oder beeinflußt von den Grün-Alternativen die

Wirtschaftskrise verschärfen und noch mehr Arbeitslose produ-

zieren würde.

Da die überwiegende Mehrheit der Unternehmer investieren will,

ist das von der SPD in die Welt gesetzte Gerücht des Investi- 1

tionsstreiks Gift für die Wirtschaft. Ganz besonders jetzt, ‘

da sich die Anzeichen für einen beginnenden Wirtschaftsaufschwung

mehren: Die Zinsen fallen, die Mark gewinnt an Wert, die Preise

werden stabiler, die Zahl der Bauanträge nimmt zu. Was wir jetzt

brauchen ist nicht klassenkämpferische Auseinandersetzung,

sondern Partnerschaft in den Betrieben. Denn nur gemeinsam

können wir aus der gegenwärtigen Wirtschaftskrise herauskom-

men.

'
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Die Pressestelle der CDU teilt mit:

Zu den sicherheitspolitischen Thesen von Professor Dr. Carl ‘

Friedrich Frhr v. weizsäcker erklärt der Parlamentarische i

Staatssekretär beim Bundesminister der Verteidigung und Mit-

glied des Bundesfachausschusses Sicherheitspolitik der CDU,

Peter Kurt Würzbach, MdB: 1

Im vielfältigen, vorwiegend dissonanten Chor sozialdemokrati-

scher Sicherheitspolitik fällt die Stimme des Vogel—Baraters

0 Carl Friedrich v. weizsäcker als ausnahmsweise sachlicher Bei-

trag auf.

wenn auch nicht allen Denkanstößen und Schlußfolgerungen gefolgt

werden kann, so sieht die CDU doch hilfreiche Ansätze. 1

Insbesondere begrüße ich die Feststellung, daß auch nach Prof.

von Weizsäckers Beurteilung die vollständige Beseitigung von

landgestützten Mittelstreckenraketen in Europa und gegen Europa

das Ziel der Verhandlungen in Genf sein muß. ‘

uas heißt: Vollständige Beseitigung - "Verschrottung" - (und 1

nicht nur Verlegung) des gesamten sowjetischen Bestandes an i

Mittelstreckenraketen, und dafür keine Aufstellung neuer ameri- l

O kanischer Systeme.

wenn er sodann feststellt, daß ein Vertragsabschluß, der die

beiderseitigen Mittelstreckenraketen numerisch begrenzt und

"... einen qualitativen Rüstungswettlauf in diesem Bereich aus-

schließt ..."‚ die "zweitbeste Lösung" ist, so steht er damit

der Bundesregierung näher als dem Kanzlerkandidaten und seinen

Beratern.

Interessant ist dabei die Feststellung, daß ein einheitlicher

oder mehrheitlicher Standpunkt der SPD in dieser Frage nicht

mehr zu erkennen ist.

- 2 _
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Die Forderung, westliche Mittelstreckensysteme ausschließlich

auf U-Boote zu stützen, kann aus mehreren Gründen nicht unter-

stützt werden.

Die Entscheidung für eine Stationierung zu Lande wurde in der

NATO nach sorgfältiger Abwägung einstimmig getroffen, als Helmut

Schmidt noch Bundeskanzler war.

. Der wichtigste Grund gegen eine Stützung auf U-Eooten ist:

Im sinne des Doppelbeschlusses soll jede künftige Rüstungs-

maßnahme den Ansatz für spätere Abrüstungsverhandlungen vor-

weisen können. Das bedeutet: die Systeme müssen der Art und der

Uberprüfbarkeit nach vergleichbar sein.
i

Das Problem der“Verifikation" - also der Uberprüfbarkeit des

Einhaltens der Abmachungen - ist kaum lösbar, wenn auf der einen

Seite 1andgestützte‚ auf der anderen seegestützte Raketen vorhanden

sind. x

l

Es ist auch die Behauptung unzutreffend, daß landgestützte Systeme 1

atomares Feuer auf sich ziehen. Die neuen Systeme - PERSING und

0 Marschflugkörper - wären gerade so mobil und nicht aufklärbar, i

daß sie nicht präventiv ausgeschaltet werden könnten. Übrigens

ebenso wie die SS-20.

l
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Die Pressestelle der CDU teilt mit: ‘

Der Generalsekretär der CDU, Dr. Heiner Geißler‚ hat die

"Fragen an die Parteien" des Deutschen Mieterbundes e.V.

beantwortet. Der Brief an den Direktor des Deutschen Mieter-

bundes‚ Herrn schlich, hat folgenden Wortlaut:

0 "Der Deutsche Mieterbund fordert die Parteien auf, zur künftigen „

Mieten- und Nohnungspolitik Stellung zu nehmen. Er verbindet dies 1

mit den Anspruch, für 14,5 Millionen Mieterhaushalte unseres Lan-

des zu sprechen. Anspruch und Verantwortung müssen sich decken.

Die Diskussion der zurückliegenden Nochen hat mir jedoch gezeigt,

daß es der Führung des Deutschen Mieterbundes zunehmend Schwierig-

keiten bereitet, die Interessen der Mieter zu berücksichtigen. So

sollten Sie sich im lnteresse der Mieter fragen, ob es richtig ist,

daß sich der Präsident des Deutschen Mieterbundes‚ der zugleich

parlamentarischer Geschäftsführer der SPD—Bundestagsfraktion ist,

und der Direktor des Mieterbundes vor den Nahlkampfkarren der SPD

. spannen lassen.

Die Stellungnahmen des Deutschen Mieterbundes zu den neuen Mietge-

setzen der Koalition der Mitte geben weder die Ziele noch den tat-

sächlichen Inhalt der Gesetze angemessen und wahrheitsgemäß wie-

der. Unterstellungen ‚ Unterlassungen und unwahre Tatsachen-

MMwmwmsMdhMemHe
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Negatives Paradebeispiel dieser Politik des Mieterbundes ist i

das im Dezember i982 veröffentlichte Flugblatt über die neuen

Mietgesetze. Anstatt objektiv zu informieren, haben Sie mit die-

sem Flugblatt vielen Menschen unnötig Angst gemacht. So ist z.B.

lhre Behauptung falsch, daß das neue lklietrecht Willkür bei Miet-

erhöhungen und Kündigungen zulasse. Auch wird kein Mieter durch

die Einführung von Zeitmietverträgen "vogelfrei". Das sind je-

doch nicht die einzigen falschen Behauptungen in diesem Flugblatt.

Die vorliegenden Fragen lassen bedauerlicherweise keine Änderung

in der Informationspolitik des Deutschen Mieterbundes erkennen.

O Sie sind tendenziös und nach wie vor voll von falschen Tatsachen-

behauptungen. So erwecken Sie z.E. in Frage 2 den Eindruck, als ob

die Einführung von Zeitmietverträgen den Mieter rechtlos mache.

In Frage 3 unterstellen Sie, daß alle Mieten um bis zu lo % steigen

werden. Dies ist um so bedenklicher‚ als Sie als Repräsentant des

Mieterbundes die Wahrheit kennen müßten. Ich muß die Führung des

Deutschen Mieterbundes im lnteresse der Mieter daher auffordern,

von einer Informationspolitik abzulassen, die die Mieter unnötig

verunsichert und die inzwischen zusammengebrochene Mietenlüge der

SPD fortsetzt.

I Sie, Herr Schlich, fordereich persönlich auf, bei den Projekten,

. bei denen Sie, Ihre Familienangehörigen oder der Mieterbund über

Abschreibungsgesellschaften beteiligt sind, dafür Sorge zu tragen,

daß die Mieten dort nicht erhöht werden.

Die CDU wird auch in Zukunft die Interessen der Mieter wahrnehmen.

Die Regierung Helmut Kohl hat unverzüglich gehandelt, damit Wohungs- . -

suchenden mehr Wohnungen zur Verfügung stehen. Das ist der beste

Mieterschutz.

Durch unsere Entscheidungeninder Wohnungsbaupolitik haben wir Schluß

gemacht mit der unsozialen Wohnungsbaupolitik der SPD, die bewirkt

hat, daß Jahr für Jahr immer weniger Wohnungen gebaut wurden und 1982

. 3 _
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die Zahl der fertiggestellten Wohnungen auf den niedrigsten Stand

nach dem Krieg abgesunken ist. Dies trifft vor allem junge und

kinderreiche Familien sowie die sozial Schwächeren unseres Landes.

Auch dies gehört zur Wahrheit, und die Mitglieder, die mit ihren

Beiträgen den Mieterbund unterstützen, haben Anspruch auf die ganze

Wahrheit.

_ Ihre Fragen beantworte ich wie folgt:

E

Das Mietrecht ist entscheidend verbessert worden, und zwar durch

g die Begrenzung der Mieterhöhung von 3o 73 innerhalb von 3 Jahren,

durch die Absicherung gegen das Hinausmodernisieren und durch i

die Verzinsung von Mietkautionen. Im freifinanzierten Mietwoh-

nungsbau wurden die rechtlichen Rahmenbedingungen für Mieter und

Vermieter verbessert.

113L

Der Schutz des Mieters vor einer willkürlichen Vermieterkündigung

bleibt ohne Einschränkungen bestehen. Wegen der besonderen Situa-

tion von Mieter und Vermieter wird bei Einliegerwohnungen eine

Sonderregelung notwendig, das gilt auch bei Vermietung in Jugend-

und Studentenwohnheimen. Die neue Ausnahmeregelung bei Zeitmiet-

vertragen ist notwendig, weil dadurch vermieden wird, daß Wohnungen

. ungenutzt leerstehen.

ZLL

Wohnen soll nicht teurer werden, allerdings unterliegen auch Mieten

der allgemeinen Preisentwicklung. Die 30 %—Grenze ist ein Damm ‘

gegen sprunghafte Mieterhöhungen, so wie sie vor der neuen Regelung

möglich waren. V

Ei

Durch die Verbesserung des Vergleichsmietenverfahrens und der

Zulassung von Staffelmieten werden Investitionen in den Wohnungs-

bau wiederlohnender. Das ist gelungen, denn diese Investitionen

nehmen zu. Ich sehe im übrigen in einem ausreichenden Wohnungsan-

gebot den besten Mieterschutz.

- 4 _
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‚Zwei

Der preiswerte Bestand an Sozialwohnungen ist für die Ver-

sorgung derer, die mit ihrem Geld knapp kalkulieren müssen,

ganz wichtig. wir sorgen dafür, daß dieser Bestand erhalten

bleibt und daß insbesondere auch die preiswerten älteren woh-

nungen der gemeinnützigen wohnungswirtschaft für diese Auf-

gaben zur Verfügung stehen.

’ ZLÖL

Die neue Bundesregierung hat für den sozialen Mietwohnungsbau

in Ballungsgebieten zusätzlich 5oo Millionen DM bereitgestellt. ‘

0 Dies zeigt, welche Bedeutung diese Frage für uns hat. i

ALL .

wir werden die Förderung von Modernisierungs- und Energiespar-

investition fortsetzen und sie so ausgestalten, daß sie diejenigen

erreichen, die ohne Förderung das nicht machen könnten. Solche

Steuervorteile kommen auch den Mietern zugute, direkt und indirekt.

Q 4
Probleme bei der Nohnungsversorgung können nur gelöst werden, wenn

in ausreichender Zahl Wohnungen gebaut werden. Der Soziale Wohnungs-

bau allein reicht dazu nicht aus und steuerliche Anreize sind not-

O wendig. Auswüchse, die nicht erwünscht sind, werden wir beseitigen.‘

2&3 l

Ja

51.12:

Der Soziale Wohnungsbau muß verstärkt fortgeführt werden und die

’ Investitionen in Mietwohnungen müssen sich wieder lohnen. Ein

großes Nohnungsangebot sorgt auch für kostengünstiges wohnen. "

P.S. Die Fragen des Deutschen Mieterbundes e.V. finden

Sie angehängt.
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59392-11

Sind Sie bereit, die zum 1. Januar 1983 in Kraft getretenen Ver-

schlechterungen der Mieterrechte aufzuheben und das bewährte

soziale Mietrecht, wie es 1974 von allen Bundestagsparteien ge-

schaffen wurde‚ wiederherzustellen?

“ E1I€9€_Zi

„Soll der Schutz‚des Mieters vor willkürlicher Vermieterkündigung

ohne Einschränkung bestehen bleiben, und sind Sie bereit, diesen

0 Kündigungsschutz ‘auf die Mieter von scg. Einliegerwohnungen und

von Jugend- und Studentenwohnheimen auszudehnen sowie den Kündi-

gungsschutz bei allen Zeitmietverträgen wieder einzuführen?

E2592}:

Halten Sie trotz der vielerorts schon untragbar hohen Wohnkosten-

belastungen der Mieter jährliche Mietsteigerungen von bis zu 10 %

für gerechtfertigt? S011 Wohnen noch teurer werden?

25992-25

0 Wie wollen Sie sicherstellen, daß die Vermieter mit den höheren

Mieten auch tatsächlich wieder Neubauwohnungen bauen?

5599231

Halten Sie es für gerechtfertigt, daß trotz wachsenden Wohnungs-

mangels immer mehr preiswerte Sozialwohnungen in den teuren Markt

für freifinanzierte Wohnungen überführt werden? Sollten nicht ge-

rade jetzt die Preis— und Belegungsbindungen für Sozialwohnungen

verschärft werden? * _
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Sind Sie dafür, daß die öffentliche Wohnungsbauförderung so lange auf Ä

den sozialen Mietwohnungsbau in Großstädten und Ballungsräumen konzen-

triert wird, wie es dort Mangel an Wohnungen gibt, die für den "kleinen

Mann" noch erschwinglich sind?

n

55599-25

Soll auch die öffentliche Förderung der Wohnungsmodernisierung yerstärk

_ fortgeführt werden, damit preiswerte Altbauwohnungen erhalten bleiben?

Sind Sie dafür, daß künftig auch Steuervorteile in Form niedrigerer

Mieten an die Mieter weitergegeben werden üssen?

Ü 55299-95

Halten sie es für sozial gerechtfertigt, das Spitzenverdiener durch

sog. Bauherren—Mode1le und andere Abschreibungsmöglichkeiten auf Kosten

aller Steueräahler Grundvermögen bilden können, während auf der anderen

Seite Gelder für den sozialen Mietwohnungsbau fehlen? V

E:e9e_2:

sind sie bereit, die Ungleichbehandlung bei der Besteuerung von Grund

und Boden abzubauen, damit

a) preiswertes Bauland für den Wohnungsbau geschaffen und

.

O b) die steuerliche Gerechtigkeit hergestellt wird?

25299-19:

Welche Maßnahmen werden Sie ergreifen, um sicherzustellen, daß in Zu? '

kunft der Bau preisgünstiger Mietwohnungen ausreichend gefördert wird?
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Bonn, 11. Februar 1983

Die Pressestelle der CDU teilt mit:

In der neuesten Ausgabe der Zeitschrift "Die Familie"

des Deutschen Familienverbandes e.V. nimmt der Bundes-

vorsitzende der CDU, Bundeskanzler Dr. Helmut Kohl,

zur Familienpolitik Stellung:

"Die Familie muß erhalten und gestärkt werden. Dies

ist ein gesellschaftspolitisches Hauptanliegen der

von der CDU, CSU und FDP getragenen Bundesregierung.

In meiner Regierungserklärung vom 13. Oktober 1982

habe ich dargelegt, weshalb wir der Familienpolitik

0 Priorität geben: “In der Familie lernen die Menschen

Tugenden und Verhaltensweisen, die unserer Gesell-

schaft ein menschliches Gesicht geben: Liebe, Ver-

trauen, Rücksichtnahme auf andere, Opferbereitschaft‚

Mitverantwortung." Es darf nicht dazu kommen, daß

familiäre Aufgaben wie Kindererziehung und -betreuung‚

aber auch zum Beispiel die Pflege kranker und alter

Familienangehöriger aus Not allein auf öffentliche

Einrichtungen abgeschoben werden.

Es darf auch nicht dazu kommen, daß Frauen und Männer

nicht mehr nach ihren eigenen wünschen und Begabungen

D wählen können, ob sie Aufgaben in der Familie oder eine

Erwerbstätigkeit übernehmen. Beide Bereiche müssen

ihnen offenstehen. Aufgabenerfüllung in der Familie

hat einen gleichen wert wie Erwerbsarbeit. Eine frei-

heitliche Gesellschaft kann hier kein Leitbild vor-

schreiben. Das bedeutet insbesondere, daß Mütter nicht

daran gehindert sein dürfen — auch nicht durch Meinungs-

druck —, zu Hause bei den Kindern zu bleiben und das

gemeinsame Heim zu gestalten. wer die Mutter herab-

setzt, die ihre Erfüllung in der Familie sucht und als

Hausfrau ihr Lebensglück findet, handelt nicht als An-

walt der Gleichberechtigung, sondern als Eelehrer seiner

Mitbürger.

_ 2 _
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Unsere Gesellschaft muß wieder kinderfreundlich werden. Ä

Wirtschaftliche Gesichtspunkte sollen nicht.verhindern‚

daß Kinder tagsüber von einem Elternteil betreut werden. L

Die Familie muß imstande bleiben, ihre natürlichen g

Aufgaben wahrzunehmen. Deshalb verdient die Reform des 3

Familienlastenausgleichs Vorrang in der Gesel1schafts- |

politik.
t

0 Ich weiß, dal3 die neue Bundesregierung hier noch keinen l‘

großen Schritt nach vorn hat machen können. Sie mußte 1

zunächst die zerrütnagn Staatsfinanzen in Ordnung bringen ‘

und damit auch überhaupt erst finanziellen Spielraum 1

zurückgewinnen. Deshalb haben wir Opfer von allen Schichten

der Bevölkerung fordern müssen. Die Eindämmung der

Staatsverschuldung ist übrigens auch ein Stück Familien-

politik im Sinne von mehr Solidarität zwischen den

Generationen: 300 Milliarden Mark Staatsschulden werden

sich zu einer unerträglichen Belastung unserer Kinder

und Enkel auswachsen‚ wenn jetzt nichts geschieht. Wir

haben nicht das Recht, die kommende Generation auszu-

. beuten: Das ist der eigentliche Grund für solide und

sparsame Haushaltspolitik.

\

‚
i

Die notwendigen Einschränkungen sind für manchen

nicht leicht, und sie verursachen natürlicherweise

Diskussionen und vielleicht auch Enttäuschung. Auch

x

1

3 
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staatliche Leistungen, die den Familien zugute kommen,

sind nicht unberührt geblieben. Ich weiß, daß dies

manchen Unmut verursacht hat. Ich glaube aber, daß

sich die soziale Gerechtigkeit in einer Zeit der

Engpässe beispielsweise auch dadurch bewähren muß,

daß Bezieher hoher Einkommen mit weniger Kindergeld

zufrieden sind.

o Ungeachtet solcher Neuregelungen behalten wir das

Ziel eines gerechten Familienlastenausgleichs fest

im Auge. Vor allem wollen wir das Steuerrecht familien-

freundlicher gestalten. Familien müssen die Möglichkeit

haben, die Mehrbelastungen, die Kinder nun einmal mit ‘

sich bringen, insbesondere auch steuerlich geltend

zu machen. Nach der Umwandlung des Kinderbetreuungs-

betrages in einen Kinderfreibetrag werden wir in der

nächsten Wahlperiode das Sogenannte Ehegatten-Splitting

durch ein Familien-Splitting ersetzen. Diese Änderung,

die uns besonders am Herzen liegt, ist tiefgreifend.

Sie wird das deutliche Kennzeichen einer Politik sein,

‘ die unbeirrt und unbeirrbar darauf abzielt, die Kraft

der Lebensgemeinschaft Familie zu stärken." ä
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Bonn, 15. Februar 1983

Der stellvertretende Sprecher der CDU, Walter Brückmann,

teilt mit:

Nach dem positiven Jahresabschluß der Mitgliederzahlen

für 1982 geht es auch 1983 bei der CDU weiter aufwärts.

’ Die Mitgliederkurve zeigt nach oben. Für den Monat Januar

' wird ein Zuwachs von 1.000 Mitgliedern gemeldet. Damit

erhöht sich die Gesamtmitgliederzahl jetzt auf 719.838.

Rund 22 Prozent davon sind Frauen, deren Anteil an der

Mitgliederzahl gerade in den letzten Jahren stark gestie-

gen ist.
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Bonn, 16. Februar 1983

Der stellvertretende Sprecher der CDU, Walter Brückmang‚

teilt mit:

Die Wahlkampftournee des Parteivorsitzenden, Bundeskanzler

Dr. Helmut Kohl, die in diesen Tagen beginnt, wird musika-

lisch begleitet. In den Vorprogrammen zu allen Veranstal-

tungen spielt die Berlin-Big-Band unter Leitung von Milo

0 Pavlovic . Die aus Musikern der ehemaligen SFB-Big-Band

und des Orchesters Kurt Edelhagen neu zusammengestellte

Ä Formation hatte schon nach ihrem ersten Auftreten große

V Begeisterung ausgelöst. Milo Pavlovic — viele Jahre erster

l Trompeter bei Kurt Edelhagen und dann in der SFB-Band -

hat in privater Initiative einen erfolgreichen Weg zur

Wiederbelebung der Big-Band-Musik in ihrer ganzen Breite

. beschritten. Milo Pavlovic zu seinem Engagement bei der

4 wahlkampftournee des Bundeskanzlers: "Die Berlin-Big-Band

3 begleitet nicht zuletzt deshalb gern Helmut Kohl, weil er

: sehr viel für Berlin tut."

1 . Die Berlin-Big-Band probt am Donnerstag und Freitag, 17 . /18 .

5 Februar im Großen Saal des Bonner Konrad-Adenauer-Hauses.v

< Am Freitag können ab 16.00 Uhr Aufnahmen gemacht werden, „

i dann steht auch Milo Pavlovic für Interviews zur Verfügung. 3

1

i 1

i Der erste Auftritt ist am Samstag, 19. Februar, ab 10.00 Uhr

. bei der Wahlkampfkundgebung in der Rhein-Mosel-Halle in Kob- ‘

lenz ‚ der zweite am Sonntag in der Berliner Deutschlandhalle

um 15.00 Uhr.
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Bonn, den 16. Februar 1983

zur Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts erklärt der

Vorsitzende des Bundesarbeitskreises Christlich-Demokratischer

Juristen, Staatsminister Friedrich Vogel:

Das Urteil des Bundesverfassungsgerichts, mit dem endgültig

die Wahl zum 10. Deutschen Bundestag am 6. März 1983 ermög-

0 licht wird, verdient es, in eine Reihe mit den schon histo-

rischen Entscheidungen des Gerichts gestellt zu werden. Der

Urteilsspruch beweist einmal mehr die Souveränität der Ver-

fassungsgerichter. Sie haben allen Spekulationen mit über-

zeugender 6 : 2-Mehrheit ein Ende gesetzt. Sie haben dem un-

geheuren Meinungsdruck standgehalten, mit dem in den letzten

Wochen und Tagen unangemessen Einfluß genommen werden sollte.

Jeder Zweifel an der Verfassungsmäßigkeit des Weges, den Bun-

deskanzler Helmut Kohl und die Koalitionsfraktionen beschritten

haben, ist ausgeräumt. Die Entscheidungen des Bundespräsidenten

sind rechtmäßig. Der Bundesarbeitskreis Christlich-Demokratischer

Juristen sieht sich in seiner von Anfang an sorgfältig geprüf-

0 ten Überzeugung bestätigt, daß der Bundeskanzler, die Mehrheit

des Bundestages und der Bundespräsident den weg strenger Be-

achtung des Rechts gegangen sind.

wenn sich der Kanzlerkandidat der SPD auch jetzt nörgelnde

Bemerkungen nicht versagen kann, so ist das lediglich ein

Zeichen mangelnder Unabhängigkeit im Denken. Die Opposition

muß sich damit abfinden: Am 6. März wird rechtens gewählt.
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Zum Urteil des Bundesverfassungsgerichts erklärt der Generalsekretär

der CDU, Bundesminister Dr. Heiner Geißler:

Die Christlich Demokratische Union begrüßt die Entscheidung des Bundes-

verfassungsgerichts. Dadurch wurde die Entscheidung der CDU für die

Neuwahl des Deutschen Bundestages verfassungsrechtlich bestätigt. Die

CDU hatte frühzeitig Neuwahlen des Deutschen Bundestages gefordert, da

die schweren innenpolitischen Probleme der Massenarbeitslosigkeit und

0 der Staatsverschuldung nicht in wenigen Monaten, sondern nur während

einer vollen Legislaturperiode gelöst werden können.

Der von der CDU unterstützte weg des Bundeskanzlers, der Mehrheit des

Deutschen Bundestages und des Bundespräsidenten zur Auflösung des Deut-

schen Bundestages hat sich als verfassungsrechtlich richtig erwiesen,

so daß nunmehr endgültig feststeht, daß die von der ganz überwiegenden

Mehrheit der deutschen Bevölkerung gewünschten Neuwahlen am 6. März 1983

auch tatsächlich stattfinden können.

Das Urteil des Bundesverfassungsgerichts widerlegt gleichzeitig die vom

Vorsitzenden der SPD und dem Kanzlerkandidaten der SPD mehrfach geäußer-

O ten Bedenken gegen den von Bundeskanzler Helmut Kohl eingeschlagenen weg

und sollte für die Führung der SPD Anlaß sein, ab dem heutigen Tage ihre

ungerechtfertigten Vorwürfe endgültig einzustellen.

l

l

Herausgeber: CDU-Bundesgeschäftsstelle, Verantwortlich: Walter v. Tiesenhausen, Stellverm: Walter Bruckmann - 5300 Bonn, Konrad-Adenauer-Hnus,

Teleian: Pressestelle 0228 I 544-521/22 (v‚ Tiesenhausen) 54L51 115l? (Erückmann) - Farnschrsiber: B 85804



\ - ‚
.)

Ä

Pressemitteil n i 1u g _ _ 1
sicher

sozIaI_

undfre/

Bonn, 16. Februar 1983

Die Pressestelle der CDU teilt mit:

In der neuesten Ausgabe der "Deutschen Richter Zeitung"

wird das folgende Interview mit dem Bundesvorsitzenden

der CDU, Bundeskanzler Dr. Helmut Kohl, veröffentlicht:

Frage: Welche werden die nach Ihrer Auffassung wichtig-

sten rechtspolitischen Aufgaben des 10. Deutschen Bundes-

Ü tages sein?

Antwort: Zur Rechtspolitik gehört nach Auffassung der

Christlich Demokratischen Union vor allem die Aufgabe,

den Rechtsfrieden zu wahren, Freiheit und Rechtsgleich-

heit aller Bürger zu sichern, den Schutz von Minder-

heiten zu garantieren und soziale Gerechtigkeit zu ver-

wirklichen.

Die CDU sieht es ferner als wichtige Aufgabe der Rechts-

politik an, überzeugend für ein Rechtsbewußtsein zu wir-

ken, das der wertordnung unseres Grundgesetzes verpflich-

tet ist.

0 Grundlage für die Rechtspolitik der CDU ist das am

.

5. November 1982 beschlossene "Rechts- und justizpolitische

Programm der Union - Kieler Grundsätze zur Rechtspolitik".

Hierauf wird vorab Bezug genommen.

Die CDU tritt dafür ein, daß die Gesetzgebung in der

10. Wahlperiode zurückhaltend und maßvoll ist. Doch 1

sind auch unter Anlegung dieses Maßstabes Änderungen x

dort geboten, wo veränderten Verhältnissen Rechnung zu

tragen ist und Fehlentwicklungen zu korrigieren sind.

Im Bereich des Familienrechts hält die CDU Korrekturen

im Scheidungs— und Scheidungsfolgenrecht sowie im Unter-

haltsrecht für dringlich. Objektiv hat sich seit dem

Inkrafttreten des 1. Eherechtsreformgesetzes eine Fülle

- 2 -
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von Fehlern, Unzuträglichkeiten und Ungerechtigkeiten 1

im Einzelfall ergeben. Deshalb ist die Zeit reif für

eine unvoreingenommene Bestandsaufnahme und Bewertung. ‘

Die CDU wird vor allem auf Verbesserungen des Eherechts 1

hinwirken, durch die mehr Einzelfallgerechtigkeit erreicht \

wird.

Im allgemeinen Zivil- und Wirtschaftsrecht sind im Insolvenz—i

recht vermehrt auch Möglichkeiten zu schaffen, daß sanie- ‘

rungsfähige Unternehmen und damit Arbeitsplätze erhalten 1

bleiben. Das Maklerrecht ist gesetzlich so zu verankern, ‘

I daß die Rechtssicherheit erhöht und ein fairer Interessen-

. ausgleich zwischen Maklern und Auftraggebern gewährleistet

wird. Daneben gilt es, den Schutz des Verbrauchers zu ver- }

bessern und den lauteren Wettbewerb zu stärken. Im Urhe-

' berrecht ist die Gesetzeslage der modernen technischen Ent-

wicklung anzupassen, um einer Auszehrung des geistigen Eigen-

tums Einhalt zu gebieten.

Im Strafrecht muß sich die Fähigkeit des Rechtsstaates zur ‘

Sicherung des Rechtsfriedens im besonderen Maße erweisen.

Das Gewaltmonopol des Staates darf nicht angetastet werden.

Es muß vermehrt dafür Sorge getragen werden, daß die Ver-

sammlungsfreiheit nicht zu Gewalthandlungen mißbraucht

wird. Die CDU hält in diesem Zusammenhang zum Beispiel

0 eine Verbesserung des Strafrechtsschutzes bei Landfrie-

densbruch für wesentlich. - Neue Formen der Kriminalität,

z.B. Computer-Mißbrauch, sind gegebenenfalls durch Ergän-

zungen des Strafgesetzbuches zu bekämpfen. ‘

Die CDU fordert seit langem, daß der Bürger schneller zu

seinem Recht kommt. Von der Funktionsfähigkeit der Gerichte

hängt die Befriedungswirkung der staatlichen Rechtsgewäh—

rung ab. Deshalb ist die Effektivität der Rechtspflege

durch Straffung und Beschleunigung des gerichtlichen Ver-

fahrens und durch eine Entlastung der Justiz zu steigern.

Die Rechtsgarantie des Grundgesetzes darf hierbei nicht

beeinträchtigt werden. Eine erhebliche Entlastung ver-

spricht sich die CDU auch davon, daß der Gesetzgeber -

im Unterschied zu den vergangenen Jahren - weder ihm ob-

_ 3 _
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liegende Entscheidungen auf die Gerichte abwälzt noch

ständig neue Ansprüche schafft. Die Qualität der Rechts-

pflege hängt ferner von einer soliden Juristenausbildung

ab; ihre Neuordnung ist eine wichtige Aufgabe der Rechts-

politik.

Frage: Die Inanspruchnahme aller Bereiche der Justiz nimmt

seit Jahren kontinuierlich zu. Wiederholt - zuletzt in

einer anläßlich des Regierungswechsels im Oktober dieses

Jahres verabschiedeten Entschließung - hat der Deutsche

Richterbund warnend auf diese Entwicklung hingewiesen.

O Mehrfach auch hat er aus diesem Grund an die rechtsuchen-

den Bürger appelliert, verantwortungsbewußt mit dem knap-

pen Gut Rechtsgewährung zu verfahren und nicht um jede

- auch noch so geringfügige Rechtsposition zu prozessieren.

Den Gesetzgeber hat der DRB aufgerufen, bei der Schaffung ‘

neuer Rechtsansprüche Zurückhaltung zu üben und nicht

leichthin ungerechtfertigte Begehrlichkeiten und vermeint- j

liche Erwartungshaltungen durch Einräumung - unter Umstän- i

den nicht einmal tatsächlich erfüllbarer - Ansprüche zu

befriedigen versuchen. wo immer möglich, sollten die In-

strumente vor- und außergerichtlicher Konfliktbeilegung ver-

stärkt ausgeschöpft werden. Daneben bleibt es auch erforder-

lich, durch Anpassung des jeweiligen prozeßrechtlichen In-

. strumentariums zu einer Vereinfachung und Beschleunigung

der gerichtlichen Verfahren zu kommen. ‘

Welche Maßnahmen halten Sie für vordringlich und geeignet,

um der wachsenden Inanspruchnahme der Justiz gegenzusteuern?

welchen Stellenwert messen Sie in diesem Zusammenhang einer

Erweiterung des Personalbestandes der Gerichte und Staats-

anwaltschaften bei?

Antwort: Die CDU teilt die Auffassung des Deutschen Rich-

terbundes‚ daß mit dem knappen Gut der Rechtsgewährung ver-

antwortungsbewußt umgegangen werden muß.

Im zivilrechtlichen Verfahren muß eine Verbesserung des

Rechtsschutzes in erster Linie innerhalb des Systems staat-

_ 4 _
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licher Gerichtsbarkeit gesucht werden. Eine Entstaat-

lichung der Rechtsprechung ist grundsätzlich abzuleh-

nen. Denn nur unabhängige Richter, die strengen Verfah-

rensregeln unterworfen sind, garantieren ein unparteiisches

und faires Verfahren für die Betroffenen. Allerdings sollte

geprüft werden, welche Formen vor- und außergerichtlicher

Streitbereinigung die Tätigkeit der staatlichen Gerichte

ergänzen können.

Auch im Strafverfahrensrecht setzt sich die CDU für eine

Straffung des Verfahrens und eine Entlastung der Gerichte

O ein. Je rascher die Ahndung der Tat folgt, desto größer

ist die präventive Wirkung. Die rechtsstaatliche Ausprä-

gung unseres Strafverfahrens darf hierbei allerdings nicht

' angetastet werden.

Im Verwa1tungs- und Einanzprozeßrecht müssen die Bemühun-

gen um eine Beschleunigung, Straffung und Vereinfachung

intensiv fortgesetzt werden. Im Verwaltungsstreitverfahren

gilt das insbesondere in bezug auf Großvorhaben. Dabei

ist auch eine Vereinheitlichung der Prozeßordnungen in

den öffentlich-rechtlichen Gerichtsbarkeiten anzustreben.

Eine Erweiterung des gegenwärtigen Personalbestandes der ‘

Gerichte und Staatsanwaltschaften erscheint der CDU nicht 1

O möglich. Einer Vermehrung der Stellen steht nicht nur die

schwierige Haushaltslage entgegen, sondern vor allem die

Überzeugung, daß die Rechtsgewährung ein dem Umfang nach

nicht unbeschränktes Gut ist. Ergänzend ist darauf hinzu-

weisen, daß es die Bundesregierung für den Bundeshaushalt 1

1983 erreicht hat, daß die Richterstellen von der allge-

meinen Personalkürzung um 1 Prozent ausgenommen worden

sind.

Frage: Die Belastung der Gerichte insbesondere mit Ver-

fahren nach dem Ordnungswidrigkeitengesetz wegen Ver-

stößen gegen das Straßenverkehrsrecht ist nach wie vor

besorgniserregend. Der Deutsche Richterbund tritt daher

dafür ein, das 0wiG unter Wahrung rechtsstaatlicher Be-
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lange so zu ändern, daß das verhältnismäßig geringe Ge-

wicht der den Betroffenen vorgeworfenen Zuwiderhandlungen

und der verhängten Rechtsfolgen nicht weiterhin außer Ver-

hältnis zu dem Aufwand der Gerichte steht. Begrüßenswerte

Ansätze dazu enthielt insbesondere der vom Bundesminister

der Justiz im Dezember 1980 vorgelegte Referentenentwurf

eines Gesetzes zur Änderung des Gesetzes über Ordnungs-

widrigkeiten, des Straßenverkehrsgesetzes und anderer Ge-

setze, dem der Deutsche Richterbund weitgehend hat zustim-

men können.

Teilen Sie die Einschätzung, daß entsprechende Änderungen

0 des OwiG erforderlich sind? Beabsichtigen Sie, dazu kon-

krete Vorschläge vorzulegen?

- Antwort: Die CDU teilt die Auffassung des Deutschen Rich-

terbundes‚ daß eine Änderung des Bußgeldverfahrens vordring-

lich ist. Bei Bagatellen darf unter Wahrung rechtsstaat-

licher Belange kein unangemessener Verfahrensaufwand ge-

trieben werden. Es ist eine ausgesprochene Schieflage und

Verschwendung des knappen Gutes Rechtsgewährung‚ wenn im

Jahre 1981 38,5 Prozent der Staf- und Bußgeldverfahren

auf Bußgeldsachen entfielen. Schnelle Abhilfe sollte auf

der Grundlage des bereits vorliegenden Entwurfs eines Ge-

seztes zur Änderung des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten,

0 des Straßenverkehrsgesetzes und andere Gesetze unter Ein-

beziehung der hierzu abgegebenen Stellungnahme des Bundes-

rates und der Entschließung des Deutschen Bundestages

anläßlich der Novellierung des Straßenverkehrsgesetzes

gesucht werden.

Frage: Die Neuordnung der Juristenausbildung und die Wie-

derherstellung einheitlicher und vergleichbarer Ausbil-

dungsgänge in allen Bundesländern duldet in Anbetracht

der im September 1984 auslaufenden Frist für die Erpro-

bungsphase nach 5 5 b des Deutschen Richtergesetzes kei-

nen Aufschub. Der Deutsche Richterbund drängt seit Jahren

darauf, daß rechtzeitig dazu die gesetzlichen Voraussetzun-

gen für eine reformierte, einheitliche Ausbildung, die

- 6 ..
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Theorie und Praxis miteinander verbindet, geschaffen wer-

den. Das Ausbildungsmodell des DRB‚ dem sich insbesondere

auch die Anwaltschaft angeschlossen hat, liegt seit länge-

rem vor.

wie beurteilen Sie die Notwendigkeit einer Neuordnung der

Juristenausbildungz Inwieweit sind Sie bereit, den vom

Deutschen Richterbund entwickelten Vorschlägen beizutre-

ten?

Antwort: Die CDU tritt dafür ein, daß die Neuordnung der

0 Juristenausbildung bis zum Ablauf der Experimentierphase

erfolgt. Die Union hat hierzu einen Vorschlag vorgelegt,

der die Vorzüge der herkömmlichen Juristenausbildung mit

‚ den positiven Erfahrungen aus Versuchen mit einstufigen

Ausbildungsvorgängen verbindet. Hierauf wird verwiesen.

Die CDU greift dessenungeachtet den gemeinsamen Appell

des Deutschen Richterbundes, des Deutschen Anwaltvereins

und des Juristischen Fakultätentages auf und wird sich

- wie bisher um eine konsensfähige Lösung bemühen. Dabei

ist es selbstverständlich, daß in die erneute Prüfung

auch das Ausbildungsmodell des Deutschen Richterbundes

einbezogen wird. Ferner ist die CDU der Überzeugung, daß

die Neuordnung nur in enger Kooperation von Bund und

O Ländern gelingen kann.

Frage: Die Rechtsstellung der Richter, die seit Inkraft-

treten des Grundgesetzes nicht mehr Beamte, sondern Amts-

träger mit eigenständigem Status und als einzelne unmit-

telbare Träger der rechtsprechenden Gewalt sind, verlangt

nach Überzeugung des Deutschen Richterbundes eine eigene

Ordnung, ohne daß dabei in wesentlichen Punkten auf die

für Beamte geltenden Regelungen verwiesen werden darf.

Insbesondere ist das Richteramtsrecht entsprechend den

seit dem Inkrafttreten des Deutschen Richtergesetzes im

Personalvertretungsrecht und in anderen Bereichen des öf-

fentlichen Dienstrechts erfolgten Gesetzesänderungen wei-

terzuentwickeln. Einen seit Herbst 1978 fertiggestellten

. _ 7 _
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Referentenentwurf zur Änderung des DRiG‚ der einen ersten

Schritt auf dieses Ziel hin bedeuten würde, hat der Bundes-

minister der Justiz trotz wiederholter Aufforderungen des

DRB bisher ruhen lassen.

Auch das Amtsrecht der Staatsanwälte muß mehr als bisher

dem Umstand Rechnung tragen, daß sich das Amt des Staats-

anwalts wesentlich von dem des Exekutivbeamten unterschei-

det; insbesondere bedarf das staatsanwaltschaftliche wei-

sungsrecht der gesetzlichen Neuregelung. Auch für diesen

Bereich existiert - seit Dezember 1976 - ein Referenten-

0 entwurf‚ dem der Deutsche Richterbund ungeachtet der Kri-

tik zur Einzelpunkten grundsätzlich hat zustimmen können.

_ Wie beurteilen Sie das Bedürfnis für Reformen im Bereich

des Richteramtsrechts und des Amtsrechts der Staatsanwälte?

Kann Ihrerseits in der nächsten Legislaturperiode mit

einer Unterstützung dieser Anliegen der Richter und Staats-

anwälte gerechnet werden?

Antwort: Die CDU wird prüfen, ob und gegebenenfalls welche

Änderungen im Amtsrecht der Richter und Staatsanwälte er-

forderlich sind. Da von Regelungen in diesem Bereich vor

allem die Länder betroffen sind, kommt ihrer Stellungnahme

0 zu etwaigen Änderungen des Amtsrechts besondere Bedeutung

zu.



Pressemitteilung _

sicher

sozial _

undfrei

Bonn, 17. Februar 1983

zu dem Wahlslogan der SPD erklärt der Sprecher der CDU,

Wolter v. Tiesenhausen:

Sozialdemokraten können offensichtlich nur noch in Schaukel-

bildern denken. Die SPD kann sicher sein: Deutschland wird

nicht noch einmal links auf die Nase fallen. Seit dem 1. Okto-

O ber steht unser Land wieder fest auf beiden Beinen und hat

einen sicheren Platz in der Mitte gefunden. Das Kippen auf

Wippeibleibt auch in Zukunft eine sozialdemokratische Spezia-

lität.

Herangehen CDU»Eundesge|ch:|nelle‚ Vurnntworllich: Walter v. Tvesenhausen, Stellvenn: Walter Bruckmann - 5300 Bonn, Konrad-Adenauer-Haus.

Telefon: Prassastell- O22B/544—52|/21(v. Tiasnnhausin) 544-511/512 (Eruckmann) A Fernschreiber: E E6804
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Bonn, 17. Februar 1983

Die Pressestelle der CDU teilt mit:

In der am 18. Februar erscheinenden Ausgabe der "Deutschen

Handwerkszeitung" erscheint das nachfolgende Interview

mit dem Vorsitzenden der CDU, Bundeskanzler Dr. Helmut

Lh

Der Text ist frei.

Frage 1:

Die wirtschaftliche Situation unseres Landes ist nach wie vor

O durch Wachstums- und Nachfrageschwäche gekennzeichnet. Anderer- ‘

seits haben wir eine hohe Steuerbelastung und trotzdem eine

zu starke Neuverschuldung des Staates. Wie sollte vor diesem

Hintergrund nach Ihrer Ansicht der wirtschaftspolitische Kurs

der nächsten Jahre aussehen?

\

i

Antwort:

Unsere Wirtschaftsprobleme gehen zum Teil auf weltweite Struk-

turverwerfungenuggne weltweite wachstumsschwäche zurück. Die Bun-

desregierung setzt sich daher mit Nachdruck für eine wirksame

Zusammenarbeit in der EG und auf internationaler Ebene ein. Kein

Land kann seine Wirtschaftsprobleme im Alleingang lösen.
w

Das Zusammentreffen von Wachstums- und Nachfrageschwächen mit

0 hoher Steuerbelastung und hoher öffentlicher Verschuldung läßt

aber auch schwerwiegende Fehlentwicklungen im eigenen Land er-

kennen. Zu lange wurde der einfache Tatbestand verdrängt, daß

ausufernde Staatstätigkeit die Leistungsfähigkeit der Wirtschaft

schwächt. Herkömmliche Nachfrageprogramme können nicht aus der

Wirtschaftskrise herausführen.

Die Bundesregierung hat daher sofort nach ihrem Amtsantritt eine

Wende in der Wirtschaftspolitik eingeleitet und den Kampf gegen

die Arbeitslosigkeit aufgenommen. Wir brauchen wieder ein Klima,

in dem sich persönliche Initiative, Leistungswille und Selbst-

verantwortung lohnen. Investoren und Verbraucher, ältere Menschen

und Jugendliche müssen wieder Vertrauen in die Zukunft gewinnen.

_ 2 _
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Die ersten wichtigen Schritte in diese Richtung sind mit dem

Dringlichkeitsprogramm und dem Bundeshaushalt 1983 getan worden.

wir haben alle verfügbaren Mittel zur Belebung der privaten und

öffentlichen Investitionstätigkeit mobilisiert. Viele der neuen

Maßnahmen konzentrieren sich auf die mittelständische Wirtschaft.

Gleichzeitig ist die öffentliche Kreditaufnahme streng begrenzt

worden. Dazu war es notwendig, die öffentlichenKonsumausgaben

zu kürzen und zusätzliche Einnahmen bereitzustellen. wir haben

dieses Maßnahmenpaket sozial ausgewogen gestaltet, ohne zu ver-

tuschen, daß die Gesundunq der Wirtschaft harte Arbeit und auch

0 manche Einschränkung Verlangt. Nach unserer festen Überzeugung

zahlt sich diese Aufrichtigkeit aus. Nur so lassen sich Arbeits-

plätze sichern und neue Arbeitsplätze schaffen. Diesen Kurs werden

die Unionsparteien in der kommenden Legislaturperiode konsequent j

fortsetzen.

i

x

‘‚

\

\
\
\

x
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Frage 2:

Aus der Sicht des selbständigen Mittelstandes ist eines der

gravierendsten Probleme - und Mitursache für die anhaltende

Insolvenzwelle - die zu geringe Eigenkapitalausstattung der

Betriebe. Sehen Sie Möglichkeiten zur Korrektur dieser Ent-

wicklung, z. B. über steuerliche Entlastungen in den nächsten

Jahren?

Antwort:

Die geringe Eigenkapitalausstattung der Betriebe ist ein weiteres

konkretes Zeichen für langjährige Fehlentwicklungen im eigenen

Land. Unsere Politik zur Belebung der Investitionstätigkeit und

0 des Wirtschaftswachstums zielt darauf ab, die Ertragskraft der

Unternehmen und damit auch ihre Eigenkapitalbasis dauerhaft zu.

stärken. wir werden daher in den nächsten Jahren die Konsoli-

dierung der öffentlichen Haushalte Schritt für Schritt fort-

setzen, damit sich private Initiative besser entfalten kann

und der Kapitalmarkt entlastet wird. Dabei bleiben öffentliche

Ausgaben mitinvestitions- und heschäftigungsfördernden Effekten

vorrangig. wir wollen über das Dringlichkeitsprogramm hinaus

die Investoren von ertragsunabhängigen Steuern entlasten.

In einer dritten Stufe wird der Lohn- und Einkommenscleuertarif

leistungsfreundlich umgestaltet. wir werden aber auch den

Subventionswald durchforsten. Hilfen des Staates können nur

in extremen Notfällen erwartet werden.

0 Aus wirtschaftlichen und sozialen Gründen werden wir dafür sorgen,

daß breiteschichten der Bevölkerung an der Vermögensbildung in

der Wirtschaft beteiligt werden. Damit verbessern wir einerseits

die Lage der Arbeitnehmer und die Chancen für beschäftigungs— 1

orientierte Lohnabschlüsse. Gleichzeitig dient dieses neue Eigen-

tum in Arbeitnehmerhand der Finanzierung von Investitionen.

Das ist soziale Marktwirtschaft, die auf Selbstverantwortung

setzt, wirtschaftliche Leistungsfähigkeit stärktlvor allem

Arbeitsplätze schafft und zugleich soziale Ausgewogenheit ge-

währleistet. ‘

_ 4 _
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Frage 3:

Das soziale Netz steht am Rande einer Zerreißprobe. Alle

Parteien beabsichtigen aber, Initiativen zur Verkürzung

der Arbeitszeit in der einen oder anderen Form zu ergrei-

fen. Allen diesen Formen ist gemeinsam, daß sie die Unter-

nehmen mit Sicherheit, daneben aber auch Träger der Sozial-

versicherung (z. B. Bundesanstalt für Arbeit) belasten würden,

während andererseits ihre arbeitsplatzschaffenden Wirkungen

höchst umstritten sind. Treten Sie für eine Arbeitszeitver-

kürzung ein? welche Form bevorzugen Sie und an welche Fi—

nanzierung denken Sie?

Antwort:

Nach allen Erfahrungen können Arbeitszeitverkürzungen das

0 Beschäftigungsproblem lediglich flankierend mildern, nicht

aber lösen. Der Kampf gegen die Arbeitslosigkeit läßt sich

nur gewinnen, wenn wieder mehr investiert und die Wachstums-

schwäche überwunden wird.

Soweit Arbeitzeitverkürzungen angestrebt werden, sind alle 1

Probleme, die bereits in der Fragestellung enthalten sind, ‚

, W
sorgfältig zu beachten. Dabei wäre es aus meiner Sicht Jetzt

nicht angebracht, Bestrebungen nach einer forcierten Ver-

kürzung der Wochenarbeitszeit zu unterstützen. Dadurch könn-

ten besonders die Kleinbetriebe in Schwierigkeiten kommen.

Ich bin aber dafür, die Lebensarbeitszeit flexibler zu ge-

stalten. Wer freiwillig früher aus dem Erwerbsleben aus-

. scheiden will, soll dazu die Möglichkeit erhalten. Ebenso

muß es möglich sein, länger zu arbeiten. Bei allen Überle-

gungen muß großer Wert darauf gelegt werden, daß sich die

Gesamtbelastung der solidargemeinschaft und der Wirtschaft

nicht erhöht. Deshalb werden wir die denkbaren Auswirkungen

aller Modelle und Vorschläge gründlich und bis ins letzte

Detail prüfen.

_ 5 _
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Frage 4:

Eine erhebliche finanzielle Belastung stellt für die Unter-

nehmen nach wie vor die Lohnfortzahlung dar. Vor einiger Zeit

wurde sehr intensiv über den Abbau von Mißbrauchsmöglichkeiten

für diesen Bereich gesprochen, in den Wahlprogrammen der Par-

teien taucht das Problem allerdings nicht mehr auf. Sollte man

nach Ihrer Ansicht an dieser "teuersten sozialpolitischen

Wohltat" (Graf Lamhsdorff) in der jetzigen Form festhalten

oder Änderungen im Sinne eines Gegensteuerns gegen Mißbrauch

herbeiführen?

Antwort:

In meiner Regierungserklärung vom 13. Oktober 1982 habe ich

mich zur Stärkung des vertrauensärztlichen Dienstes bekannt,

damit Mißbrauch wirksam verhindert werden kann. wer krank feiert,

0 ohne krank zu sein, handelt unsolidarisch und unsozial. Wer einen

anderen krank schreibt, obwohl dieser nicht krank ist, der betei-

ligt sich an der Ausbeutung des Versicherungssystems. Mit der

Erhöhung des Bußgeldes für Ärzte, die Gefälligkeitsatteste aus-

stellen, wurde auch auf dieser Seite ein Zeichen gesetzt. In der

Mißbrauchsbekämpfung sind wir nicht dem Vorschlag gefolgt, wieder?

Karenztage in die Lohnfortzahlung einzuführen. Dies könnte man Ä

nur befürworten, und hier folge ich der Argumentation von

Norbert B1üm‚ wenn man einen kollektiven Verdacht des Mißbrauchs i

gegen alle Arbeitnehmer aussprechen wollte. Kollektivverdacht ä

hilft nicht bei den Versicherten und nicht bei den Ärzten weiter.;

Der Krankenstand ist jetzt so niedrig wie nie zuvor, sicher auch ‘

0 eine Folge der Angst um den Arbeitsplatz, so daß beim Kampf gegen;

den Mißbrauch sorgsam und mit Augenmaß vorgegangen werden sollte.\

Ich glaube, daß der stärkere Einsatz des Vertrauensarztes hier %

der richtige weg ist.
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Bonn, 17. Februar 1983

Der Generalsekretär der CDU, Bundesminister Dr. Heiner Geißler, erklärte an-

läßlich der Vorlage einer Dokumentation zum wirtschaftlichen Aufschwung u. a.:

I. Am 6. März steht die wirtschaftliche Entwicklung des drittgrößten Industrie-

staates der westlichen Welt und das Schicksal von Millionen von Arbeitneh-

mern und die Sicherung ihrer Arbeitsplätze auf dem Spiel.

Deshalb wird die CDU bis zum 6. März die größte und intensivste Informations-

0 offensive ihrer wahlkampfgeschichte durchführen. Die CDU wird den beginnenden

wirtschaftlichen und politischen Aufschwung in der Bundesrepublik Deutsch-

land zum zentralen Thema der Hählerentscheidung machen. Wegen der Tragweite

und Bedeutung dieser Entscheidung für unser Land, wird die CDU in den näch-

sten 2 1/2 Nochen in einem bisher noch nicht dagewesenen Unfang um das Ja der

Bürger für diese Politik des Aufschwungs kämpfen. Bis zum 6. März wird die

CDU 10 Millionen Exemplare der Zeitung "CDU extra" verteilen, zusätzlich

werden allen deutschen Zeitungen 11 Millionen Informationsbroschüren über

dieses zentrale Thema des wahlkampfes beigelegt werden. Diese Information

wird durch Hörfunk- und Fernsehspots und eine breit angelegte Anzeigenserie

ergänzt und verstärkt.

O Darüber hinaus werden die rund 1 Million Mitglieder der Union und ihrer Ver-

einigungen durch eine 23seitige aktuelle Dokumentation übe?‘ die Wlchtlgsten A?‘-

gumente für den wirtschaftlichen und politischen Aufschwung informiert, um

in Tausenden von Informationsveranstaltungen und Informationsgesprächen die

Mehrheit der Bevölkerung für die Politik des Aufschwungs mit der CDU zu ge-

winnen.

Der ungewöhnliche Umfang der Schlußkampagne dieses Nahlkampfes entspricht

der Notwendigkeit, die Wahlkampfauseinandersetzung mit der Sozialdemokrati-

schen Partei auf die seit 1949 wichtigste innenpolitische Frage zu konzen-

trieren, ob nach dem 6. ilärz der beginnende wirtschaftliche Auf-
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schwung mit der CDU fortgesetzt werden kann oder ob die Bundesrepublik

Deutschland mit der QPD in die Wirtschaftskrise zurückfällt. Der Kern des

Regierungsauftrages der neuen Regierung unter Helmut Kohl besteht in der

Aufgabe, Deutschland aus der schwersten wirtschaftlichen Krise seit 1949 zu

führen.

l

Die Arbeitslosigkeit ist ein menschlich schwerwiegendes‚ aber auch ein poli-

tisch gefährliches Problem der 80er Jahre, das den sozialen Frieden und die 1

politische Stabilität unseres Landes erschüttern kann. Die CDU ist der Auf-

fassung, daß die deutsche Demokratie auf die Dauer mit Millionen-Arbeitslo-

sigkeit nicht leben kann.
i

g 1
Um eine Gefährdung unserer Demokratie durch Massenarbeitslosigkeit zu ver- ‘

hindern und die Arbeitslosigkeit in den nächsten Jahren wirksam zu bekämpfen, i

bietet der wirtschaftliche Aufschwung nicht die alleinige, aber die ent- 1

scheidende Grundlage. Die neue Regierung hat dafür in wenigen Nochen die l

entscheidenden Voraussetzungen geschaffen. Der wirtschaftliche Aufschwung

hat bereits begonnen.

Il. Der beginnende wirtschaftliche Aufschwung wird in der Dokumentation anhand

von über 30 Beispielen belegt und erläutert.

Die Haushaltskonsolidierung der Bundesregierung hat ihre ersten Früchte ge-

. tragen. Durch die Senkung der Leitzinsen durch die Deutsche Bundesbank im

November/Dezember des letzten Jahres stehen der deutschen Wirtschaft 14 - 16

Milliarden DM für den Aufschwung zusätzlich zur Verfügung.

Die Mark hat weiter an Nert gewonnen. Die deutsche Leistungsbilanz mit dem

Ausland ist seit Monaten wieder positiv. Die Ölpreise sind nicht zuletzt

aufgrund dieser Entwicklung gesunken.
1

Der Preisindex für die Lebenshaltung aller deutschen Haushalte ist seit dem

Regierungsantritt um 1 % auf 3,9 % und damit seit langen Jahren wieder unter

4 % gesunken.
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Nach dem Jahreswirtschaftsbericht 1983 der Bundesregierung wird sich in

der zweiten Hälfte des Jahres 1983 das reale Bruttosozialprodukt um ca. 2,5 76

erhöhen. Nach Auffassung der Deutschen Bundesbank kann der wirtschaftliche

Aufschwung sogar noch stärker ausfallen.

Sowohl die Maschinenbauer wie die Büro- und Datentechnik und die Hersteller

von Lastkraftwagen rechnen mit einer Verbesserung der Auftragslage. Z. B.

meldet das Statistische Landesamt Baden-Württemberg für den Straßenfahrzeug-

bau im Dezember 1982 gegenüber dem Vorjahr einen Anstieg der Nachfrage un

63,5 %.

Im Gebrauchsgüterbereich gehen neue Impulse von den Herstellern elektro-

. technischer Gebrauchsgüter und von Personenkraftwagen aus. Auch im Verbrauchs-

güterbereich scheint die Talfahrt beendet zu sein. Dies gilt vor allem für

die Textil- und die Bekleidungsindustrie.

Auch im Großhandel wie im Einzelhandel hat sich die Absatzsituation verbessert.

Die Maßnahmen der neuen Bundesregierung für den Wohnungsbau haben voll ge-

griffen. Banken, Sparkassen und Bausparkassen melden eine stürmische Nach-

frage nach der staatlichen Zinsverbilligung für Bausparzwischenkredite.

Seit Anfang Dezember wurden Anträge für 55 000 Wohnungen gestellt. In vie-

len Bundesländern hat sich die Zahl der Bauanträge zwischen 50 - 120 76 erhöht.

. Auch die Versicherer wollen wieder mehr in den Mietwohnungsbau investieren.

Die Lebensversicherungsgesellschaften wollen ca. 1 Milliarde DM für rund

6000 neue Mietwohnungen ausgeben.

Zum wirtschaftlichen Aufschwung tragen auch die Rekordinvestitionen bei der

Deutschen Bundespost bei. Dies gilt ebenso für die verstärkte ABM-Förde-

rung, durch die rund 26 000 neue Arbeitsplätze geschaffen werden sollen.

III. Die CDU bestreitet der SPD nicht den willen, wohl aber die Fähigkeit zur Be-

kämpfung der Arbeitslosigkeit. Die schwere wirtschaftliche Krise in der Bun-

desrepublik Deutschland hat als eigentliche Ursache die Überschuldungskrise
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der Öffentlichen Haushalte, für die die Finanz- und Haushaltspolitik der So- '

zialdemokraten ab Mitte der 70er Jahre die Verantwortung trägt. Die Vorschlä-

ge der SPD sind lediglich eine Neuauflage bisher gescheiterter Investitions-

programme, die‚mit Schulden und Steuererhöhungen finanziert‚die Uberschuldungs-

krise und damit die Ursachen für die Wirtschaftskrise weiter verschärfen wür-

den. Die SPD hat aus ihren Fehlern nichts gelernt. Sie setzt auf mehr Staat,

auf Erhöhung der Staatsausgaben und will dies durch eine weitere Staatsver-

schulung finanzieren. Die SPD will die Krise mit Rezepten heilen, die die

Krise verursacht haben. Wer am 6. März SPD wählt, macht den Bock zum Gärtner.

Die CDU schlägt einen grundsätzlich anderen Weg vor, mit dem sie in der

neuen Regierung bereits erfolgreich begonnen hat. Die CDU will die Ursache der

O Wirtschaftskrise, nämlich die Staatsverschuldung bekämpfen und sie befindet

sich damit in Übereinstimmung mit der Deutschen Bundesbank, mit dem Sachver-

ständigenrat und mit den wirtschaftswissenschaftlichen Instituten.

Die CDU ruft alle Bürger auf, den beginnenden Aufschwung durch ein entspre-

chendes wirtschaftliches Verhalten und die richtige Wahlentscheidung am 6.

März zu stärken. Dieser wirtschaftliche Aufschwung kann nicht durch Klassen-

kampf und Verschärfung der Konfrontation zwischen den Tarifpartnern ermög-

licht werden, sondern nur durch Partnerschaft in den Unternehmen und zwischen

Gewerkschaften und Arbeitgebern. Wir rufen Unternehmer und Gewerkschaften auf,

gemeinsam und nicht gegeneinander den beginnenden Aufschwung jetzt zu einer

dauerhaften wirtschaftlichen Blüte unseres Landes werden zu lassen.

. Die Kampagne der CDU für den Aufschwung ist ein Kampf für die Hoffnung und

gegen die Mutlosigkeit in unserem Volk.
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Bonn, 17. Februar 1983

Zu den Äußerungen des SPD-Kandidaten Hans Jochen Vogel vor der Presse in Bonn

erklärt der Generalsekretär der CDU, Bundesminister Dr. Heiner Geißler:

 

Der Kandidat der SPD, Hans-Jochen Vogel, hat die Beherrschung verloren. Offen-

sichtlich nervös geworden durch die schlechten Aussichten seiner Partei für

den 6. März greift Herr Vogel jetzt zum Mittel der Beschimpfung und Verleum-

' dung. Schon einmal hatte er das im Zusammenhang mit der Mietenlüge der SPD

von mir benutzte Zitat von Brecht in die Behauptung verfälscht, ich hätte

die Sozialdemokraten als "Verbrecher" bezeichnet. Daraufhin habe ich am 20.

Januar 1983 an Herrn Vogel geschrieben:

"Ich mache Sie darauf aufmerksam, daß Sie mit dieser Aussage die Unwahrheit

sagen. Ich teile Ihnen im folgenden den Tonbandauszug meiner Rede von Ludwigs-

hafen mit:

Die SPD in Hamburg hat diese, von ihr beschlossenen Mieterhöhungen aber erst

im Dezember des vergangenen Jahres kurz vor der Hamburg-Wahl den 280 000

Bürgern zur Kenntnis gegeben und der neuen Regierung, uns, in die Schuhe

' geschoben, obwohl sie genau wußte, daß das neue Mietrecht mit den Sozialwoh-

nungen überhaupt nichts zu tun hatte. Meine sehr verehrten Damen und Herren,

auf diese Leute, die so handeln, trifft das Wort von Bertolt Brecht zu, der

einmal gesagt hat: "wer die Wahrheit nicht weiß, ist bloß ein Dummkopf. Aber

wer die Wahrheit weiß und sie eine Lüge nennt, ist ein Verbrecher."

Aus dieser Passage geht eindeutig hervor, daß ich das Zitat weder auf die SPD-

Mitglieder noch auf die SPD-wähler, sondern ausschließlich auf die angewandt

habe, die für diese Mietenlüge verantwortlich sind. Ich habe selbstverständ-

lich nichts dagegen einzuwenden, wenn Sie diese Passage meiner Rede, so wie

ich sie tatsächlich gehalten habe, auch in der Zukunft in Ihren Presseerklä-

rungen und Reden verwenden.

Im übrigen betone ich noch einmal, dal3 ich bereit bin, diese Vorwürfe nur so-

lange aufrecht zu erhalten, bis, wie im Präsidiumsbeschluß der CDU vorn 1D. Ja-

nuar 1983 bereits erklärt, die SPD diese Mietenlüge aus dem Nahlkampf zurück-

Herausgebev: coueunaesseschäassxeile, Verantwortlich: Wolter v. Tiesenhauwn, Stellvertn: Walter Brückmann - 530a Bonn, Konrad-Adenauer-Haus

Telefon: Pressestelle 022a / 544521/22 (v. Tiesenhausen) 544—5| H512 (Brückmann) - Femschreibey: s E6804 V



- 2 -

nimmt und die vom Präsidium der CDU am 10. Januar formulierte Erklärung ab-

gibt.

Ich bin fest davon überzeugt, daß die überwiegende Mehrheit der SPD-Mitglieder

und der SPD-Wähler. wenn sie über die Vorgänge in Hamburg objektiv informiert

wären, die Nahlkampfmethoden der SPD im Zusammenhang mit der Mietenlüge nicht

billigen würden." Soweit mein Brief.

Bis heute ist mir Herr Vogel eine Antwort schuldig geblieben. Statt dessen wie-

derholte er heute in der Öffentlichkeit diese wahrheitswidrige Unterstellung

und stilisierte zugleich eine harte politische Auseinandersetzung im Wahlkampf ’

zu einer Art "Verfolgungskampagne". Mit dieser scheinheiligen Methode der ge-

spielten Empörung will der SPD-Kandidat von der Unfähigkeit seiner Partei zur

Lösung der schwerwiegenden Probleme unseres Landes ablenken.

Ich fordere Herrn Vogel noch eimnal auf, seine wahrheitswidrigen Behauptungen

im Sinne einer fairen politischen Auseinandersetzung einzustellen und meinen

Brief vom 20. Januar endlich zu beantworten.
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Bonn, 18.2.1983

Der stellv. Sprecher der CDU‚Walter Erückmann teilt mit:

Unter der Schlagzeile "Der Aufschwung hilft den Mietern" I

schreibt die neueste Ausgabe der Wahlkampfzeitung "CDU extra": ‘

0 "Die Sozialmieten sind vom neuen Mietrecht überhaupt nicht be-

troffen. Im Gegenteil, die Regierung Helmut Kohl hat Zins-

senkungen ermöglicht, so daß 400 O00 Sozialmieten gesenkt wer-

den konnten."

Der Hinweis auf die Mieten ist eines von vielen Beispielen, an 1

denen "CDU extra" den beginnenden wirtschaftlichen Aufschwung

erläutert. Diese Ausgabe von "CDU extra" wird von diesem Wochen- ‘

ende an in 10 Millionen Exemplaren verteilt. In derselben Aus-

gabe der Zeitung macht CDU-Generalsekretär Heiner Geißler in

einem offenen Erief an die Wähler auf die historische Bedeutung

der Wahl aufmerksam, die "so wichtig wie die Wahl im Jahre 1949

ist". Geißler schreibt: "Die Wähler entscheiden über Wirtschafts-

0 aufschwung und soziale Sicherheit mit der CDU oder Wirtschafts-

krise und Hassenarbeitslosigkeit mit der SPD". Über den SPD-Kan-

diaaten Vogel heißt es in "CDU extra“: "Ob München Bonn oder ‘

Berlin - ein Mann mit Vielen Fragezeichen". Unter den Beispie-

len für das Versaaen Vogels wird besonders seine kurze Amtszeit

in Berlin hervorgehoben, in der die Zahl der besetzten Häuser

von 26 auf 167 stieg, was das Blatt der Grün/Alternativen. die

"Tageszeitung" zu der Bemerkung veranlaßte: "In der Amtszeit

Vogel war es leichter, ein Haus zu besetzen als im Supermarkt

eine Flasche Sekt zu klauen".
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Bonn, 21. Februar 1983

Sehr verehrte Damen,

sehr geehrte Herren,

Präsidium und Bundesvorstand der CDU treten am

heutigen Montag zur letzten Sitzung vor den Bundes-

tagswahlen zusammen. Der Generalsekretär der CDU,

Dr. Heiner Geißler, wird auf einer

PRESSEKONFERENZ

am Montag, den 21. Februar 1983 um 13.00 Uhr

im Großen Saal des Konrad-Adenauer-Hauses über den

Verlauf beider Sitzungen berichten.

0 Ich würde mich freuen, wenn Sie diesen Termin wahr-

nehmen könnten.

Mit freundlichen Grüssen

M 0- 1 und/n.

( Wolter v. Tiesenhausen )
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Bonn, 21. Februar 1983 l

Der Generalsekretär der CDU, Bundesminister Dr. Heiner Geißler, erklärte I ‘

heute in Bonn: l

Der Bundesvorstand der CDU hat sich heute zu einem ungewöhnlichen Schritt

entschlossen. Er appelliert an die Mitglieder und Anhänger der Sozialdemo-

’ kratischen Partei, am 6. März CDU zu wählen.

Der Bundesvorstand macht die Mitglieder und Anhänger der Sozialdemokrati-

schen Partei darauf aufmerksam, daß der SPD-Kanzlerkandidat Vogel in der ‘

‘ Außenplitik wie in der Wirtschaftspolitik den Kurs des früheren Bundes-

kanzlers Helmut Schmidt verlassen hat. Die Vogel-SPD ist nicht mehr die

Schmidt-SPD. Vogel führt die Sozialdemokratische Partei in die außenpoli- ‘

tische Isolierung. Das sozialistische Frankreich, das konservative England

und Amerika lehnen den Vogel-Kurs ab und wünschen, daß die Bundesrepublik

Deutschland unter der Führung der Union und Bundeskanzler Helmut Kohl ein

berechenbarer und zuverlässiger Partner des Westens bleibt.

Eine Regierung mit einem Außenminister Bahr wäre in den Augen der westli- 1

. chen Bündnispartner nicht nur ein Sicherheitsrisiko für das westliche

Bündnis, sondern vor allem ein Sicherheitsrisiko für jeden Bürger.

Vogel hat seine Bereitschaft erklärt, nach der Bundestagswahl punktuell

mit den Grünen und Alternativen zusanmenzuarbeiten und sich notfalls von

ihnen auch zum Kanzler wählen zu lassen. Diese Anbiederung von Vogel an

die Grünen und die neutralistische Bewegung schafft in der SPD wach-

sendes Unbehagen und es scheint im Moment nur einer froh zu sein über den

Vogel-Kurs, der Generalsekretär der KPdSU Andropow, dessen Ausführungen

beim Vogel-Besuch nun verständlich werden:"wir hoffen, daß Sie an die Re-

gierung kommen‘! wir appellieren an die SPD-Wähler und SPD-Anhänger, dieser

Hoffnung der Sowjetunion bei der Uahl am 6. März eine Abfuhr zu erteilen.
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So wichtig Wahlen sind, so sollte die SPD-Führung doch aufhören, für Wähler‘-

prozente den westlichen Freunden in den Rücken zu fallen und in der Bun- ‘

desrepublik Deutschland eine Angstpsychose zu erzeugen. In Wirklichkeit

ist der Friede nicht gefährdet und die Sorge vor einem Atomkrieg unbegrün- 5

det, solange das westliche Bündnis zusamnenhält. 1

' i

Der Friede in Europa in den vergangenen 30 Jahren ist nicht das Ergebnis l

einer neutralistischen einseitigen Abrüstungskampagne, sondern das Ergeb-

nis der Verteidigungsbereitschaft und der Verteidigungsfähigkeit der Län-

dendes Freien Westens und des Gleichgewichts der Kräfte zwischen Ost und

West. Nur durch eine geradlinige und vertragstreue Politik kann die Bundes-

.— republik Deutschland dazu beitragen, daß es bei den Genfer Abrüstungsver-

handlungen zu Abrüstungserfolgen kommt. Ohne NATO-Doppelbeschluß hätte es d

diese Genfer Verhandlungen überhaupt nicht gegeben und ohne das Festhalten l

der Bündnispartner an diesem Beschluß hätte es nicht zu ersten Angeboten

der Sowjetunion kommen können, ihre Überrüstung zu verringern. 1

' Bundeskanzler Helmut Kohl und die CDU erinnern die SPD-Mitglieder und ins-

besondere die DGB-Mitglieder unter ihnen daran: Die westlichen Truppen l

stehen bei uns und in Nestberlin, damit es freie Gewerkschaften gibt. Die !

sowjetischen Truppen stehen in Warschau und Ostberlin, damit es t: freien Ge-

werkschaften gibt. Meinungsfreiheit, Gewerkschaftsfreiheit und soziale Ge-

rechtigkeit gibt es nicht zum Null-Tarif

O

2. Der Bundesvorstand der CDU wendet sich an die Arbeiter und Angestellten, ‘

aber vor allem auch an die Arbeitslosen, mit ihrer Stimme den beginnenden

Aufschwung zu unterstützen. Auch in der Wirtschaftspolitik verläßt die

Vogel-SPD den Kurs von Helmut Schmidt und macht mit den rotgrünen Maschi-

nenstürmern gemeinsame Sache. Jede Aufschwungprognose, ob sie nun vom Han-

del, den Banken oder den Gewerkschaften kommt, wird von der SPD zerredet,

obwohl doch klar sein müßte, daß der beginnende Aufschwung die Unterstützung

aller braucht: ein ÄUfSChWUüüEEEGh alle.

Nir appellieren an die Arbeitslosen und an die Arbeitnehmer, sich genau zu

überlegen, wem sie in der nächsten Legislaturperiode zutrauen, daß Hirt- I

schaft und Finanzen wieder in Ordnung kommen.
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Die SPD, die ehemalige deutsche Arbeiterpartei, ist zur deutschen Angst-

partei geworden. Angst schafft keine neuen Arbeitspiätze, Angst schafft 1

keinen neuen wohistand, Angst schafft keine Sicherheit. 1

. l

Vogel und seine Führung woHen die Spargesetze und die Nohnungspolitik ‘

wieder beseitigen und noch höhere Schulden machen. Damit würde wieder die I

Talfahrt beginnen.
‘

Der Bundesvorstand der CDU warnt aus diesen Gründen die deutschen Arbeit- ‘

nehmer: Ner am 6. März SPD wählt, gefährdet seinen eigenen Arbeitspiatz.

O

3. Der Bundesvorstand der CDU fordert die Bürger auf, beide Stimmen der CDU zu

geben. Er erinnert daran, daß die zweite Stinune die wichtigste Stimme ist.

Die Zweitstimme entscheidet die Wahl. Von ihr hängt die Zusammensetzung ‘

des Deutschen Bundestages ab. Die CDU fordert a11e Nähier auf, mit der zwei-

ten Stimme keine Experimente zu machen, sondern beide Stimmen der CDU zu 1

geben.

.
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Bonn, 21. Februar 1983

Auf einer Großkundgebung der CDU in Köln am Montag,

dem Zl. Februar l983‚ appellierte der CDU—Vorsitzende.

Bundeskanzler Dr. Helmut Kohl, an die SPD im Interesse

unseres Landes zur Gemeinsamkeit der Demokraten in lebens-

wichtigen Fragen zurückzukehren und forderte die SPD auf,

ihre Angstkampagne zu beenden.

Bundeskanzler Helmut Kohl sagte in diesem Zusammenhang

u.a. I

Sperrfrist: Beginn der Rede

Die von der SPD in wichtigen innen- und aussenpolitischen

Fragen geführte Angstkampagne schadet unserem Land.

Trotz meiner verständlichen Verärgerung über die Verdrehungen,

mit denen die SPD ihren Wahlkampf führt, erinnere ich heute an

die notwendige Gemeinsamkeit der Demokraten in lebenswichtigen

Fragen.

Ich appelliere an die SPD. ihren Kurs zu korrigieren. Auch

0 für die Opposition gilt die Verpflichtung, Schaden vom deutschen

Volk abzuwenden.

Es liegt nicht im deutschen Interesse, Raketenmärchen zu erfinden

und den politischen Gegner zur "Raketenpartei" zu stempeln. Die

Sicherheits- und Aussenpolitik eignet sich nicht zu leichtfertigen

wahlgeschäften.

Ich zitiere hier einen Zeugen. der nicht in Verdacht steht, die

CDU zu unterstützen. Der Sozialdemokrat Prof. Richard Löwenthal

sagt: "Es ist nicht wahr, daß die Regierung Kohl die Stationierung

'von Raketen um ihrer selbst willen wolle".

Herausgeber: CDU-Bundalgeschähsslells, Verantwortlich: Woher v. Tiesenhaussn, Srnllvcrtn: Walter Bvuckmann - 5300 Bonn, Kunrad-AdenauorvHauL

Tulnlun: Fnssustelle U228 I 544521/77 (v. Tlosenhausunl 544611512 (Bruckmnnn) - Fcrntchraibor: 8 85804



. ‚ - 2 _

Es liegt nicht im deutschen Interesse, Sachverhalte zu ver-

fälschen. Nicht die Raketen, die es noch gar nicht gibt und

die uns schützen sollen, bedrohen unser Land, sondern die

sowjetischen Raketen, die bereits aufgestellt sind und auf

unsere Städte zielen.

Es liegt nicht im deutschen Interesse, sich an dem sowjetischen

Verwirrspiel zu beteiligen. Wer das tut, schwächt das westliche

Bündnis, gefährdet den Erfolg der Abrüstungsverhandlungen in Genf

und leistet den Sowjets billige Hilfsdienste.

Es liegt nicht im deutschen Interesse, unsere Mitbürger über ihre

Arbeitsplätze, ihre Zukunft und den Frieden zu ängstigen. Der Ver-

such, mit der Angst Stimmen zu fangen, ist unverantwortlich und un-

0 entschuldbar. Die Angst hilft den Feinden der Demokratie und den

Feinden dieser Republik. .

Statt den beginnenden wirtschaftlichen Aufschwung zu unterstützen

und zur Sicherung des Friedens nach innen und außen konstruktiv bei-

zutragen, hat sich die Vogel-SPD für eine Politik des Klassenkampfes

und der Unberechenbarkeit entschieden. Dies ist ein Weg, der unser

Land in die Isolation und unsere Wirtschaft in den Zusammenbruch

treiben würde.

- Die Arbeitslosigkeit zu bekämpfen,

— die Wirtschaft zu beleben,

— die Finanzen zu ordnen,

O — unserenJugendlichen eine vernünftige Ausbildung

zu verschaffen,

— die Freundschaft mit dem Westen zu stärken,

— Frieden zu schaffen mit weniger Waffen '

da_s liegt im deutschen Interesse.

Diesen Weg geht die von mir geführte Regierung. Das ist die Politik

der CDU. Erste Erfolge sind deutlich sichtbar. Wir werden uns nicht

beirren lassen. Aber es geht nicht nur um uns und unseren Sieg, es

geht auch um die innere Verfassung der Opposition.

Die Verdrossenheit in der SPD über die Anpassung ihrer Führer

nach links und die Anbiederei an die Grünen wächst. Ich hoffe,

daß sich die besonnenen Kräfte in der SPD wieder durchsetzen

werden. Die Angstmacherei muß beendet werden, denn sie schadet

unserem Lande mehr, als sie der SPD nutzen könnte.
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Bonn, 22. Februar 1983

Die Pressestelle der CDU teilt mit:

Der Bundesvorstand der CDU hat sich i.n seiner Sitzung van 21. 2. 1983 eingehend

mit der bevorstehenden Llrrstmkttxrienmg der deutschen Stahlindustrie befaßt

und dam festgestellt: ‘

Die Stahlindustrie befindet sich schon seit Mitte der 70er Jahre in der Krise.

Die sozialdemokratisch geführte Bundesregierung und die sozialdemokratische

0 Landesregierung des Stahllandes Nordrhein-Westfalen haben bis zuletzt nichts

Entscheidendes unternommen, die strukturelle Anpassung der deutschen Stahl-

lndustriean die dramatisch sich verschärfenden Wettbewerbsbedingungen in Europa 1

und auf dem Weltmarkt zu unterstützen. Erst unter dem Druck der Bundestagswahl ‘

fordert die SPD "die Entwicklung eines nationalen Stahlprogramms". Die sozial-

demokratische Landesregienmg von Nordrhein-Westfalen hält an der Forderung

nach einer "Rohr-stahl AG" fest, obwohl sie weiß, daß ein solcher Zusamnenschluß

nicht stattfinden kann. Sie blockiert damit den Weg zu schnellen und tragfähigen

Lösxmgen. :

Der neuen Bundesregierung ist es mit dem persönlichen Engagement -von Bundeskanzler

Helmut Kohl gelungen, die Entwicklung einer tragfähigen Lösung in letzter Stunde

einzuleiten. Die Arbeitsplätze von 180.000 Stahlarbeitem, das Wirtschaftsleben

O ganzer Regionen und vieler Städte steht auf dem Spiel. Die Bundesregienmg hat

deshalb die volle Unterstützung der Union für ihr beherztes und zügiges Vorgehen,

um die Unternehmen zu einer baldigen Einigimg über die Umstrukturierung und

Gesundung der deutschen Stahlindustrie zu bringen und der Kommission der Euro-

päischen Gemeinschaft in der gesetzten Frist bis 31. März 1983 die Genehmigungs-

anträge mit den Stellungnahmen von Bund und Ländern vorzulegen. Sie geht dabei

wie die Stahlmoderatoren davon aus, "daß die wesentlichen Stahlstandorte in der

Blmdesrepublik einschließlich der sog. Randlagen aus regional- und sozialpoli-

tischen Gründen für die überschaubare Zukunft im Kern erhalten bleiben“.
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Die bisherigen Leistungen der Arbeiter in der Stahlindustrie sind der Bmides-

regierung eine besondere Verpflichtung.

Die Bundesregierung hat bereits finanzielle Hilfen zur Ilmstrukturiemng der Stahl-

industrie bereitgestellt. Sie hat Leistungen im Rahmen des Art. S6 des Montan-

Union-Vertrages für Arbeitnehmer der Eisen- und Stahlindustrie, die von unvemeid»

baren Produktionseinschränkungen betroffen werden, für Abfindungen und Übergangs-

beihilfen bereits erheblich verbessert und aufgestockt. Sie hat den Kreis derer,

denen damit geholfen werden kann, erweitert. Die Kurzarbeitsregelung für Stahl- -

arbeiter ist verbessert worden, um die kritisdiste Phase der Stahlindustrie ohne

. zusätzlichen großen Verlust von Arbeitsplätzen zu überwinden. Die Union wird

auch die zügige Verwirklichung des Prograrmns des Bundes und der Länder mit Stahl—

Standorten zur Schaffung von Ersatzarbeitsplätzen herbeiführen.

Alle verantwortlichen Kräfte in der Stahlindustrie — Unternehmensleitungen, i

Eigentümer, Banken, Gewerkschaften und Bundesländer — sind jetzt aufgerufen, ‘

rasch alles in ihren Kräften Stehende daran zu setzen, daß die Unternehmen

unverzüglich der Bundesregienmg ihre Beschlüsse und Konzepte vorlegen und

damit die Btmdesregienmg in die Lage versetzen, in Verhandlungen mit der Konmission i

der Europäischen Gemeinschaft und durch eigene Maßnahmen die Umstrukturierung der 1

deutschen Stahlindustrie zu verwirklichen und damit die Arbeitsplätze von Hundert- i

tausenden deutscher Arbeitnehmer und selbständiger Gewerbetreibender in den Stahl- ‚

O regionen zu sichern.

Die Union unterstützt die Bundesregierung Helmut Kohl bei ihren Anstrengungen, i

auf europäischer Ebene auf ein Ende des Subventionswettbewerbs hinzuwirken. i

Sie ist entschlossen, alles dazu beizutragen, um sicherzustellen, daß die deutsche i

Stahlindustrie nicht aus Gründen notleidend wird, die außerhalb ihrer Einfluß- l

und Gestaltungsmöglichkeiten liegen. Die Idee des Europäischen Marktes darf nicht

durch Subventionswettbewerb und das Wiederaufleben einzelstaatlicher Interessen

gefährdet werden.
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Bonn, 22.02.83

Zu der Zurückweisung eines Antrags auf einstweilige Ver-

fügung gegen den Generalsekretär der CDU, ggndesminister

Heiner Geißler, durch die Zweite Zivilkammer des Landgerichts

. Landau/Pfalz erklärt der stellvertretende Sprecher der CDU,

Wal ter Brückmanni

Gescheitert ist der Versuch, mit Hilfe einer Gerichtsentschei-

dung die Bemühungen von CDU-Generalsekretär Heiner Geißler um

einen Wahlkampf der Ehrlichkeit und Wahrhaftigkeit zu stoppen.

Wie aus dem mündlich verkündeten Urteil der Zweiten Zivilkammer

des Landgerichts Landau vom 21. Februar hervorgeht, sind Äußerun-

gen wie "Sozialdemokraten fügen dem Rentenbetrug und dem Finanz-

betrug von 1980 nun die Mietenlüge hinzu" rechtens. Die CDU nimmt

mit Befriedigung zur Kenntnis, daß unabhängige Richter der. Be-

mühungen um Wahrheit in der politischen Auseinandersetzung keinen

u . Stein in den Weg gelegt haben. Mit der Wahl am 6. März geht es

entscheidend auch um die Frage der politischen Kultur in unserem

Land. Wenn die SPD mit Hilfe von Lügen und Unterstellungen ver-

sucht, Stimmen zu fangen und so zur Vergiftung der demokratischen

Atmosphäre beiträgt, fühlt sich die CDU verpflichtet, darauf in

aller Deutlichkeit hinzuweisen. Der Generalsekretär der CDU hat

dies getan.
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Der Sprecher der CDU, Wolter v. Tiesenhausen, teilt mit:

SPD-Kandidat Jochen Vogel hält im Verhältnis zu den Grünen

an der Börner-Taktik fest: verbale Distanzierung vor der

Wahl und die feste Absicht, nach der Wahl ein Rotgrünes Ä

Bündnis zu bilden. Damit auch nichts schief geht, hat Vogel- ‘

Berater Meyer-Abich die Rolle übernommen, den Grünen Ver-

0 ständnis und noch etwas mehr zu signalisieren. In einem

Interview mit dem Frankfurter Alternativblättchen "Pflaster-

strand" lobte Meyer-Abich die Arbeit der Grünen in den Land-

tagen als "sehr fruchtbar". Er plädierte für die Umwandlung

der SPD in eine ökologische Bewegung und dachte laut über

ein Stimmensplitting zwischen SPD und Grünen nach. Die Fol-

gen dieses von Vogel und seinen engsten Beratern offensicht-

lich angestrebten Rotgrünen Bündnisses wären fatal: Friedens-

gefährdende Unsicherheiten in der Außenpolitik, noch mehr

Arbeitslosigkeit, noch mehr Schulden, weniger Wohnungen, Ge-

fahr für die soziale Sicherheit und keine Aussicht mehr auf

ein Ende der Wirtschaftskrise.

O
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Bonn, 23. Februar 1983

Zu dem Lamento des SPD-Sprechers über eine wahlbroschüre

der CDU erklärt der Sprecher der CDU, wolter v. Tiesenhausen:

0 Es muß schlimm stehen um die Argumentat ionskraft der SPD,

wenn sie jetzt schon auf CDU—Broschüren mit Verfassungs-

klagen reagiert. Das weinerliche Lamento über Stilfragen

soll offensichtlich die Tatsache verdecken, daß Sozial-

demokraten zur Sache nichts mehr zu sagen haben. Im übri-

gen hat sich Bundeskanzler Dr. Helmut Kohl bei der Ver-

wendung seines Briefkopfes genauso verhalten, wie dies

seine Amtsvorgänger Willy Brandt und Helmut Schmidt in

ähnlichen Situationen auch getan haben.

O
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Zu den Äußerungen der Vorsitzenden der Arbeitsgemeinschaft

sozialdemokratischer Frauen, Inge Nettig-Danielmeier, heute

in Bonn erklärt der stellvertretende Sprecher der CDU,

Halter Brückmann:

Die Bemerkungen der sozialdemokratischen Frauenvorsitzenden‚

Frau Hettig-Danielmeier‚ über angebliche Absichten der CDU

. sind nichts als Stimmungsmache im Stil einer giftigen Klatsch-

tante. Für ihre Behauptungen hat Frau Nettig-Danielmeier nicht

die Spur eines Beweises. Sie muß sich deshalb vorwerfen lassen.

ebenfalls in die täglich länger werdende Reihe der sozialdemo-

kratischen Lügen- und Gerüchtemacher eingetreten zu sein.

O
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Bonn, den 23‚2,1983
Sperrfrist: Beginn der Rede: 20.00 Uhr T

Der CDU-Vorsitzende, Bundeskanzler Helmut Kohhforderte heute auf
T _

einer CDU-Nahlkundgebung in Hamburg den DGB auf, ihn bei seiner
'-

Initiative für Ausbildungsplätze zu unterstützen, statt seine
.3

Zusicherungen zu bezweifeln. Der Bundeskanzler sagte u.a.:
i

Jetzt schaltet sich auch der DGB in die Angst- und Miesmacher-
=

kampagne der SPD ein. Da veranstaltet der DGB l2 Tage vor der

s Nahl ein Forum "Jugendarbeitslosigkeit" und was kommt dabei her-

aus: Der Zweifel an meiner Zusicherung für 30.000 zusätzliche Aus- i
-.

bildungsplätze. Die zu erwartende Zahl von Jugendarbeitslosen wird ;

hochgerechnet und damit wird ein Pessimismus erzeugt, der nur dann 5‘

berechtigt wäre, wenn SPD und Grüne am 6. März an die Regierung
i

kämen. Aber dazu wird es nicht kommen.

wenn die Stimmungsmache gegen meine Initiative für Ausbildungs-
' “

plätze das einzige Ergebnis des DGB-Forums war, dann ist es schade

um jeden Gewerkschaftsgroschen, der für dieses Forum ausgegeben

wurde.

>

Der DGB sollte lieber dafür sorgen, daß auch die gewerkschaftsei-
i

‘ genen Betriebe mehr Ausbildungsplätze zur Verfügung stellen.
L .
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Berichtigung

In der Pressemitteilung von heute zum Thema Mieterbund i

sind in der 4. Zeile des 2. Absatzes zwei Buchstaben 1

ausgefallen. Richtig muß es heißen: _

O " . . ‚der Firma "Mieterwohnungsbau schlich K.G. " ‚ die . . . . "

Herausgeber: Cüuundesgeschaftsstella, Verantwortlich: Weiter v. Tiasenhausen, Stallvsrtn: Walter Brückmann - 5300 Bonn, KonradAdenauer-Haus,
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Der Sprecher der CDU, Wglter v._Iiesenhausen‚ teilt mit:

Die Kurzformel Mietenlüge für die Doppelzüngigkeit führender

Sozialdemokraten in Sachen Mietrecht ist zu blaß‚ um die

Unverfrorenheit zu kennzeichnen, mit der SPD—Wahlkämpfer

politische und geschäftliche Interessen verquicken. Da

gibt es zum Beispiel in Köln den Direktor des Deutschen

. Mieterbundes e.V., Helmut schlich, der zusammen mit seinem

Präsidenten, dem SPD-Bundestagsabgeordneten Gerhard Jahn,

keine Gelegenheit ausläßt, die Wohnungspolitik der Union

zu verteufeln. Bevorzugtes Ziel der Schlich-Kritik ist die

angebliche Absicht des Bundes, Wohnungen aus seinem Besitz

zu verkaufen. Dies sei - so Schlich - unerträglich, treibe

die Mieten nach oben und verknappe den Bestand an preiswerten

Wohnungen.

Doch Schlich ist nicht nur Mieterdirektor‚ er ist auch Ver-

mieter. Der Mann, der vorgibt, einzig und allein die Interessen

der Mieter im Auge zu haben, ist persönlich haftender Gesell-

schafter und Geschäftsführer der Firma "Mietwohnungsbau schlich

0 K.G.", die unter der Adresse des Deutschen Mieterbundes resi-

diert. Und eben diese von Schlich geführte Gesellschaft bemüht

sich, ihre Mietwohnungen in Köln gegen den Willen eines Teils

der Mieter zu verkaufen. So belegt in einem Brief Schlichs

an seinen sozialdemokratischen Parteifreund Christoph Zöpel‚

Minister für Landes- und Stadtentwicklung in Nordrhein-Westfalen.

Mit anderen Worten: Schlich tut genau das, was er der Bundesre-

gierung als unerträglich und preistreibend vorwirft. So viel

Scheinheiligkeit und eine so doppelbödige Moral sollte man selbst

der SPD im Wahlkampf nicht durchgehen lassen. Es ist höchste Zeit,

daß sich die deutschen Sozialdemokraten von ihrem Wahlhilfeverein

Mieterbund und dem inzwischen reichlich ramponierten Führungsduo

„Jahn und Schlich trennen.
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Der stellvertretende Sprecher der CDU, Walter Brückmann‚

teilt mit:

i
Zum zweiten Mal hat die CDU heute morgen nach einer Fern- ‘

sehdiskussion vom Vorabend ein aktuelles Flugblatt über-

all in der Bundesrepublik Deutschland verteilt. Unter

0 der Überschrift ‘

i

Lahnstein mal so und mal so ....________________.____________ ‘

In gunkto Geld und Wirtschaft

kann man der SPD nicht trauen

setzt sich dieses von der CDU-Bundesgeschäftsstelle pro-

duzierte Flugblatt mit der Vernebelunqstaktik der SPD

‘ vor Wahlen auseinander.

In der Anlage das Flugblatt.

Herauxgaber: CDU-Bundesgeschäftsstelle, Verantwonlich: Walter v. Tiesenhausen, Slellvsrln: Walter Bruckmann - 5300 Bonn, KonrawAdanauar-Haus,
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Lahnstein mal so und mal so...

In punkto Geld und Wirtschaft

kann man der SPD nicht trauen
Immer wieder der alte Trick der Bei Gerhard Stoltenberg und

S_PD: Vorder Wahl vernebelt Norbert Blüm gab es kein Hin

qle, WaS S19 nach der Wahl Wirk- und Her. Jeder wußte, woran er
ich vorhat. So Lahnstein in der ist:

Fernsehdiskussion: _ _ _
Keine Quellensteuer, behaup- SO bei der Jugendarbeitslosig-

tet er - dabei will er den Sparern keit. Gerhard Stoltenberg:

ans SQarbuch. __ “Jeder bekommt einen
_ Keine Steuererhohungen, er- Ausbildungsplan. ”

klärt er — dabe1 mußte er SlCh ‚

gleich mehrere Steuererhöhun- S0 bel den Rente?-

gen verrechnen lassen (z.B. Er- Norbert Blüm: “Keine Rente

gänzungsabgabe und Abbau des wird auch nur um einen Pfennig

Ehegattensplittings). gekürzt. ”

Er redet vom Sparen und ver- .

Qhweigt dabei die Milliarden, so be“n„Spa‘fn-_ _
die uns die Wahlversprechen des NOTÖCT‘ Blum W1’ d"9h_9"{9d9
SPD-Kandidaten Vogel kosten Mark dretmal um. ehe wir ste
würden. ausgeben. ”

Gerhard Stoltenberg und Norbert Blum -

zwei Männer aus Helmut Kohls Regie-

rungsmannschaft, die ihr Fach verstehen.

Solche Männer schaffen den Aufschwung.

Aufwärts mit Deutschland

Jetzt den Aufschwung Wahlen 3335:

„...„....‚.. undfrei
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Die Pressestelle der CDU teilt mit:

Der stellvertretende Bundesvorsitzende der CDU, Minister-

Eräsident Dr. Ernst Albrecht, hat am Freitag der Presse

in Bonn folgende Vorschläge der CDU zur Förderung von ‘

Arbeitnehmerbeteiligungen am Produktivvermögen unter-

breitet:

Ziel des Gesetzentwurfes ist es, die Arbeitnehmer stärker als

bisher am Produktivvermögen der Wirtschaft zu beteiligen. Da-

. durch wird die Eigenkapitalausstattung der Unternehmen gestärkt, 1

der Verteilungskampf entschärft, die Produktivität erhöht und

zur Sicherung und Schaffung von Arbeitsplätzen beigetragen.

1. Durch die Aufnahme von GmbH-Anteilen, Genossenschaftsantei-

len (Geschäftsanteilen), stillen Beteiligungen und Genuß-

scheinen sowie von Anteilen an Beteiligungs-Sondervermögen

(= Aktienfonds mit stillen Beteiligungen) in den Anlagekata-

log des 624-DM-Gesetzes werden die förderfähigen Beteili-

. gungsmöglichkeiten der Arbeitnehmer am Produktivvermögen um-

fassend erweitert. Dabei ist sichergestellt, daß die Arbeit-

nehmer die völle Wahlfreiheit zwischen den verschiedenen

O Anlageformen haben, ebenso wie für die Unternehmer das Prin- l

' zip der Freiwilligkeit nicht angetastet wird; d.h.‚ sie

allein entscheiden, ob sie den Mitarbeitern eine Beteiligung

an ihrem Betrieb einräumen oder nicht. Die Aufwendung für

den Erwerb von festverzinslichen Schuldverschreibungen, Ren-

tenschuldverschreibungen und Anleiheforderungen sowie für

den Erwerb von wandel- und Gewinnschuldverschreibungen und

Arbeitnehmerdarlehen sollen nicht mehr gefördert werden.

2. Für die betriebliche Beteiligung der Arbeitnehmer ist eine

Sicherung gegen das Risiko eines Konkurses für die Zeit der

Sperrfrist von 6 Jahren vorgesehen, und zwar in Höhe der

Hälfte des Beteiligungswertes. Der Gesetzentwurf geht davon

aus, daß die Kosten für die Insolvenzsicherung Bestandteil

der Arbeitnehmersparzulage sind.

Herausgeber: CDU-Eundesgeschässxalle, Veramwßrllich: Walter v, Tiesenhausen, Slellverm: Wallev Eruckmann - 5300 Bann, Kanrad-AdanauarHaui.
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3. Die drei bewährten Säulen der Vermögensbildung - Kontensparen‚

Bausparen (und Lebensversicherungssparen) sowie Beteiligungs-

sparen - werden beibehalten. Allerdings wird die Arbeitnehmer-

Sparzulage der ökonomischen Bedeutung der Anlageform entspre-

chend gestaffelt. Für das Kontensparen und das Bausparen ist

eine geringere Sparzulage vorgesehen als für das Beteiligungs-

sparen. ‘

Eine völlige Herausnahme der Sparförderung hätte zwar eine

noch stärkere Konzentration der staatlich geförderten Vermö-

gensbildung auf das Beteiligungssparen bewirkt, andererseits

wäre damit aber eine unkomplizierte, risikofreie Form der

Vermögensbildung entfallen, die vielfach als Einstieg und

0 Vorstufe zu einer späteren Beteiligung am Produktivvermögen

gewählt wird. Deshalb soll die Förderung des Kontensparens

- neben dem Bausparen und dem Beteiligungssparen - beibehal-

ten werden. Insbesondere junge Menschen und Familien, die

gerade erst beginnen, sich ein finanzielles "Polster" zu

I schaffen, oder junge Handwerker, die die Selbständigkeit

anstreben, sollen die Möglichkeit behalten, diese Form der

Vermögensbildung zu wählen. Aus diesem Grund ist auch eine

_ altersmäßige Begrenzung (auf 40 Jahre) vorgesehen.

4. Für den Fall, daß eine direkte betriebliche Beteiligung der

Arbeitnehmer am arbeitgebenden Unternehmen nicht in Frage

Ö‘ kommt - entweder, weil der Arbeitgeber dies nicht wünscht

oder weil dies aus objektiven Gründen (Rechtsform, öffent- ‘

licher Dienst) nicht möglich ist - ist eine indirekte (außer- !

betriebliche) Beteiligungsform vorgesehen, und zwar in Form j

von Anteilen an sog. Beteiligungs-Sondervermögen. Diese Be- ‘

teiligungs-Sondervermögen sind (Investment-)Fonds‚ denen

- durch eine Änderung des Gesetzes über Kapitalanlagegesell-

schaften (KAGG) - die Möglichkeit eröffent wird, neben den

Aktien nunmehr auch stille Beteiligungen in ihren Wertpapier-

bestand aufnehmen zu können. Damit wird die bereits in der

_ 3 -
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gültigen Form des 624-DM-Gesetzes vorhandene außerbetrieb-

liche Komponente lediglich erweitert. schon jetzt ist der

Erwerb von Investment-Anteilen nach dem 3. VermBG förder-

fähig. Aber diese Investmentfonds dürfen lediglich Aktien in

ihrem Bestand halten, so daß sie als Finanzierungsinstrument

für viele nicht—emissionsfähige mittelständige Unternehmen

ausfallen. Mit dem Gesetzentwurf wird dieses Manko beseitigt.

Durch die Änderung des KAGG sollen künftig auch mittelstän-

dische Betriebe die Chance erhalten, sich "ihren" Fonds zu

schaffen und sich damit eine neue Finanzierungsquelle zu

erschließen.

0 5. Die bisher nur den Aktiengesellschaften vorbehaltene Mög-

lichkeit, den Mitarbeitern Beteiligungen (Aktien) steuerbe-

günstigt zu einem Vorzugskurs anbieten zu können, wird zu-

künftig auf alle nach dem 624-DM—Gesez förderfähigen Betei-

ligungswerte ausgedehnt, so daß jeder Arbeitgeber in die

Lage versetzt wird, seinen Mitarbeitern Beteiligungswerte

steuerbegünstigt zu einem Vorzugspreis anzubieten. Diese

Regelung wertet die direkte betriebliche Beteiligung auf;

sie hilft insbesondere den Unternehmen, die freiwillige he-

‘ triebliche Beteiligungsmodelle bereits praktizieren oder

einführen wollen.

6. Übersteigt der Vorteil, den der Arbeitnehmer durch den Er-

O werb eines Beteiligungswertes zu einem Vorzugspreis erhält,

den steuerfreuen Betrag (von 300,- DM), so ist vorgesehen,

daß der Arbeitgeber für den steuerpflichtigen Vorteil bis

zur Höhe von 2.400,- Mark die Lohnsteuer mit einem Pauschal-

steuersatz von 10 Prozent erheben kann.

Der Gesetzentwurf erweitert und verstärkt die Anreize für eine

breitere Beteiligung der Arbeitnehmer am Produktivvermögen der

Wirtschaft. Er "verpflichtet" niemand zur ProduktiV-Vermögens-

bildung‚ sondern er verbessert nur die Rahmenbedingungen dafür.
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Pressemitteilung _ u
Bonn, 25. Februar 1983 sicher

Illsozial _

_ Die Pressestelle der CDU teilt mit: undfrel

In der neuesten Ausgabe des "Deutschen Handwerksblat-

tes", die am 28. Februar erscheint, wird das nach-

folgende Interview mit dem Bundesvorsitzenden der CDU,

 ‚veröffentlicht:

Eü

Das Handwerk sieht mit Sorge, daß in der gegenwärtig

konjunkturpolitisch schweren Zeit die soziale Markt-

O wirtschaft von vielen Seiten in Frage gestellt wird.

Es ist daher der Auffassung, daß es bei der kommenden

Wahl auch um die Erhaltung der Prinzipien der sozialen

Marktwirtschaft gehen muß und in Zukunft auf keinen

Fall noch mehr Staat und damit mehr Planung und Lenkung

die Wirtschaft belasten. Können Sie diese Auffassung

teilen?

Antwort:

Ich habe mich stets zu den Prinzipien der Sozialen

Marktwirtschaft bekannt. Sie hat uns aus dem tiefen s

0 Elend der Nachkriegszeit herausgeführt. Die Regierung

Konrad Adenauers hat damit eine Ordnung geschaffen,

die den Menschen Wohlstand brachte und zugleich so-

ziale Sicherheit. Meine Regierung fühlt sich dieser

prägenden Idee der bislang erfolgreichsten Ära deut-

scher Politik verpflichtet, und daran knüpft sie

r heute an.

Die Soziale Marktwirtschaft muß jetzt unter veränderten

Bedingungen erneuert werden, damit die Zukunft unseres

Landes wieder auf stabilen Grundlagen steht. wir brau—

chen ein Klima, in dem Investoren und Verbraucher Ver- ‘

trauen in die Wirtschaftsentwicklung gewinnen. wir

- 2 —
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müssen diedwachstumäuftc neu beleben. Dem Mittelstand

kommt dabei eine Schlüsselrolle zu. Eine wesentliche

Voraussetzung für mehr Investitionen und damit auch

mehr Arbeitsplätze ist die stärkere Entfaltung privater

Initiative. Mit unserem Dringlichkeitsprogramm

haben wir dafür die Weichen gestellt.

Von den rund zwei Millionen Unternehmen in der Bundes-

republik gehören über 90 Prozent, ca. 1,8 Millionen,

O dem gewerblichen Mittelstand an. In diesen 1,8 Milli-

onen kleinen und mittleren Unternehmen in Handel, Hand-

werk, Industrie und freien Berufen finden über 13

Millionen Menschen Arbeit. Das sind zwei Drittel aller

Beschäftigten überhaupt. Es wird eine der wichtigsten

Aufgaben unserer Politik auch nach dem 6. März sein,

diesen mittelständischen Bereich zu fördern und seine

Investitions- und Leistungsfähigkeit zu verbessern. ‘

O

1

Ä
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frage:

Das Handwerk lehnt eine Verkürzung der Arbeitszeit,

wie sie gegenwärtig im Gespräch ist, ab. Es ist der

Auffassung, daß diese Arbeitszeitverkürzung nur zu

neuen Belastungen und Risiken für die kleinen und

mittleren Unternehmen führt. Unabhängig von den frag-

würdigen Finanzierungsproblemen gibt es weitere un-

überwindbare Schwierigkeiten in der Praxis. Arbeits-

zeitverkürzungen würden diese Situation verschärfen.

Dabei kommt es dem Handwerk vor allem auf die Erhaltung

O des unentbehrlichen qualifizierten Facharbeiterstandes

und seine Ausbilder an.

gntwort:

Ich bin für eine flexiblere Lebensarbeitszeit. Jeder

soll die Möglichkeit erhalten, auf eigenen Wunsch

vorzeitig aus dem Erwerbsleben auszuscheiden. Die

Gesamtbelastung der Solidargemeinschaft der Versicherten

sowie der Wirtschaft darf dadurch aber nicht zunehmen.

O Demgegenüber halte ich es nicht für angebracht, Be-

strebungen nach einer forcierten Verkürzung der

Wochenarbeitszeit zu unterstützen. Dadurch könnten _

besonders die Kleinbetriebe in Schwierigkeiten kommen.

_ 4 _.
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Frage:

Das Handwerk mißt Eigentums— und Vermögensbildung ‘

einen gesellschaftspolitisch hohen Rang zu. Die

staatliche Förderung nach der Spartätigkeit zur

individuellen Vermögensbildung stärkt nach seiner

Auffassung die Eigeninitiative und leistet einen

Beitrag zur eigenverantwortlichen Vorsorge und zu ä

mehr Unabhängigkeit. Im Hinblick auf die angekün— 3

digte vermögenspolitische Gesetzesinitiative be— 1

kräftigt das Handwerk aber seinen Standpunkt, daß

0 dabei an der Wahlfreiheit und Freiwilligkeit, ohne ‘

jeden Beteiligungszwang‚ festgehalten werden muß. ‘

Nur so kann nach Auffassung des Handwerks den Mög- 1

lichkeiten und Erfordernissen mittelständischer

Unternehmen entsprochen werden.

nur; i

Privates Eigentum ist ein Grundpfeiler der Sozialen =

Marktwirtschaft. In meiner Regierungserklärung vom

13. Oktober 1982 habe ich mich deshalb für eine

. Förderung der breiten Vermögensbildung eingesetzt.

Mit ihrem Jahreswirtschaftsbericht 1983 hat die Bundes-

regierung kürzlich wichtige Elemente für einen Ge- 1

‚ setz::entwurf festgelegt. Arbeitnehmer und Unternehmer

erfahren also bereits vor der Wahl, wie die Vermögens-

bildung ausgebaut werden soll.

Wir knüpfen damit nach einem über zehnjährigen Still-

stand in der Vermögenspolitik an unsere Leistungen

in den fünfziger und sechziger Jahren an.

_ 5 -
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Die Beteiligung breiter Schichten an der Vermögens-

bildung in der Wirtschaft ist heute mehr denn je

ein wirtschaftfliches und soziales Gebot. Unsere

Wirtschaftsordnung wird dadurch gefestigt. Das Spar-

geld gehört nicht ausschließlich auf das Sparbuch,

sondc-rn auch in das Produkl ivvL-rmfigun.

Gleichzeitig verbessern wir damit die Eigenkapital-

bildung in den Betrieben, die jahrelang vernachlässigt

worden ist. Die Stärkung der Eigenkapitalbasis der

0 Unternehmen ist eine entscheidende Voraussetzung für

die Schaffung neuer und die Sicherung bestehender Ar-

beitsplätze.

1
Um diese Ziele zu erreichen, werden wir die Förderung

nach dem Dritten Vermögensbildungsgesetz auf Produktiv"

kapitalbeteiligungen und Arbeitnehmerdarlehen konzen-

trieren, indem wir den Förderungsbetrag dafür von

bisher 624 DM auf 936 DM aufstocken. Damit auch die

Arbeitnehmer in mittelständischen Unternehmen an der ’

Vermögensbildung in der Wirtschaft beteiligt werden

können, wird der Anlagekatalog um geeignete Beteiligungs-

. formen erweitert, zum Beispiel Anteile an Kapitalanlage-

gesellschaften, die eine außerbetriebliche Anlage ermög-

lichen. Die Belange von kleinen und mittleren Betrieben

. sollen dabei besser berücksichtigt werden.

Es soll völlige Wahlfreiheit und Freiwilligkeit für den

Arbeitnehmer einerseits bestehen, wo und wie er sein

Geld anlegen will, und für den Arbeitgeber andererseits,

ob er seine Mitarbeiter am Unternehmen beteiligen will.

_ 5 _
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Eine Wende erhofft das Handwerk nicht nur hinsichtlich

der Ausgabenpo1itik‚ sondern auch in der Steuerpolitik.

Es erwartet einige deutliche Akzente in Richtung auf

eine Entlastung und Förderung der Wirtschaft und vor

allem des Mittelstandes. Gibt cs in Ihrer Partei Vor- j

stellungen für eine steuerliche Entlastung der Betriebe,

zur Stärkung der Eigenkapitalbildung und zur Förderung

von Existenzgründungen in der mittelständischen wirt-

schaft?
1

C i
Antwort:

Die Regierung unterstützt und ermutigt die Neugründung

kleinerer und mittlerer Betriebe. Sie hat auf diesem

Gebiet in den wenigen Wochen ihrer Amtszeit einiges

getan.

Sie hat die mittelstandsfeindlichen Steuerpläne der

alten Regierung aufgehoben. Ein Sofortprogramm für den =

Mittelstand mit folgenden zehn Schwerpunkten sichert

die Existenz vieler gefährdeter Betriebe:

O 1. Teilzeitbeschäftigte
v:

Es bleibt auch künftig beim alten pauschalierten

Steuersatz von 10 Prozent. Es bleibt bei der Ver— 1

I sicherungsfreiheit für Teilzeitbeschäftigte. Ab 1

O1. Januar 1985 wird die Grenze für die Versicherungs-

freiheit von Teilzeitbeschäftigten sogar auf ein

Sechstel der Beitragsbemessungsgrenze angehoben, also

dann auf fast 1.000 DM. Diese Grenze wird dann künftig

dynamisiert.

_ 7 _
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2. Zinssenkung

Der solide und sparsame Haushalt 1983 hat Zinssenkungen

ermöglicht und damit neue Wachstumskräfte freigesetzt.

Die Deutsche Bundesbank konnte bereits mehrfach die

Zinssätze senken. Ein Prozent weniger Zinsen bringen

dem Bürger und der Wirtschaft rund 7 Milliarden DM.

3. Grunderwerbssteuergesetz

Am 1. Januar 1983 ist ein neues bundeseinheitliches

und vereinfachtes Grunderwerbssteuergesetz in Kraft

getreten. Der bisherige Steuersatz von 7 Prozent wurde

. auf 2 Prozent gesenkt. Das Gesetz führt außerdem zu

einem Abbau von Bürokratie.

4. Senkung der Gewerbesteuerbelastung

Ab 1. Januar 1983 ist die Gewerbesteuerbelastung er-

heblich gesenkt worden. Die Dauerschulden und die

Dauerschuldzinsen bei der Gewerbesteuer werden nur

noch zu 60 Prozent und ab 01. Januar 1984 nur noch

zu 50 Prozent dem Gewerbekapital beziehungsweise dem

Gewerbeertrag hinzugerechnet.
;

. 5. Eigenkagitalhilfegrogramm

Das Eigenkapita1hi1feprogramm‚ das bei der alten .

Bundesregierung nur eine Feigenblattfunktion hatte, _

wurde in seinen Konditionen erheblich verbessert. Die

I Haushaltsansätze wurden verdoppelt.

G. Wohnungsbau schafft Arbeitsglätze

Durch ein Sofortprogramm zur Belebung des Wohnungsbaus

werden in diesem und im nächsten Jahr zwischen 70.000

und 100.000 neue Wohnungen gebaut werden. Damit werden

140.000 bis 200.000 Arbeitsplätze in der Bauindustrie

gesichert.

- 3 _



. K 8 _

j. Entwicklung neuer Technologien

Der geplante Ausbau der Kabelnetze, die Einführung

neuer Dienste sowie die Einbeziehung der Satelliten-

technik in ein modernes Kommunikationsnetz werden

für zusätzliche Investitionen sorgen.

8. Sicherheit für das Verkehrsgewerbe i

Bei der notwendigen Änderung des Güterkraftverkehrs-

gesetzes wurden die von der alten Regierung geplanten

0 Bestimmungen über die mittelstandsfeindliche Neu-

ordnung des Tarifbildungsverfahrens für den Güter-

fernverkehr ge5trichen_

9. Eindämmung von Firmenzusammenbrüchen

Zur Eindämmung von Firmenzusammenbrüchen und zur Er-

haltung von Arbeitsplätzen ist ein neuer 5 6 d in das

Einkommensteuergesetz eingeführt worden. Dadurch ist

für eine begrenzte Zeit von vier Jahren die Bildung

einer steuerfreien Rücklage möglich, wenn Betriebe

und Beteiligungen an Betrieben erworben werden oder

0 wenn durch diesen Erwerb ein stillgelegter oder von

der Stillegung bedrohter Betrieb in seinem Fortbe-

stand gesichert werden kann. Dies schafft steuerliche

Erleichterungen. ‘

1

10. Atemgause in der Sozialgolitik

Gerade in Zeiten knapper Kassen müssen sich Solidari-

tät und soziale Gerechtigkeit bewähren. Die Verschie-

bung der Rentenanpassung und die Begrenzung der

Besoldungserhöhung der Beamten sollen dazu beitragen,

die Fundamente des sozialen Sicherungssystems zu

festigen. Andere Gruppen sollten diesem Beispiel folgen.

Wer aus der gemeinsamen Solidarität aussteigt, handelt

unsozial. ’



v‘

Pressemitteilung _ u

lllsiclyer

sozial

130m7, 1. Firz 109.7- undfrei
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Der Generalsekretär der CDU, Bundesminister Dr. Heiner Geißler,

erklärt:

Wenige Tage vor der Bundestagswahl fordere ich die Mitglieder,

Freunde und Wähler der CDU auf, keine Experimente mit der

Zweitstimme zu machen. Die Zweitstimme entscheidet über den

O Wahlsieg der Union.

Wer will, daß Helmut Kohl und die Regierung der Mitte über

den 6. März hinaus den wirtschaftlichen und politischen Auf-

schwung fortsetzen können, muß beide Stimmen der CDU geben.

Die CDU wird die Bürger in dieser Woche noch einmal gezielt

auf die Wichtigkeit der Zweitstirnme hinweisen, da nur die

Zweitstimme über die Zahl der Abgeordneten und damit über

die Frage entscheidet, wer nach dem 6. März regiert.

Dazu wird die CDU in den nächsten Tagen alle ihr verfügbaren

Informationsmittel nutzen: Eine bundesweite Flugblattaktion,

besondere Hinweise in ihren Wahlkampfbeiträgen in Rundfunk

0 und Fernsehen, eine Anzeigenaktion in örtlichen und überre-

gionalen Tageszeitungen.

Ich bitte alle Mitglieder und Freunde der CDU, diese Aktion

in Gesprächen und Diskussionen zu unterstützen.

l
x

Telefon: Pressestelle 0223 / 544521/22 (v. Tiusenhausen) 54451 1,1512 (Brückmann) » Fsrnschreiber: a 86804 '



“Zur Sache:

Die Zweitstimme

entscheidet die Wahl

Am 6. März haben Sie zwei Stimmen:

Die Stimme für Ihren Die Zweitstimme für

Wahlkreiskandidaten die CDU

Ihr Wahlkreiskandidat 
 c

cnu DU

Sie haben also eine Stimme für Ihren CDU-Kandidaten. Mit dieser Stimme

entscheiden Sie, daß Ihr Wahlkreis durch die CDU in Bonn gut vertreten ist.

Aber: Die Zweitstimme entscheidet die Wahl.

Mit der Zweitstimme entscheiden Sie, daß die CDU die Wahl gewinnt und

daß es weiter aufwärts mit Deutschland geht. Mit der Zweitstimme entscheiden

‘Sie, daß Helmut Kohl seine Arbeit als Bundeskanzler fortsetzen kann.

Keine Experimente. Beide Stimmenfür die CDU. d

I O O

Aufwarts mit Deutschland

Jetzt den Aufschwung Wahlen

_

läkläffiiiäafßfaläääsääiiiä
undfiel
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Bonn, 1. März 1983

Der Bundesgeschäftsführer der CDU, Peter Radunski‚ teilt

mit:

l

l

In einer Auflage von rund 10 Millionen Exemplaren verteilt

die CDU in dieser Woche nach den beiden großen Fernsehdis-

kussionen vom Dienstag (Generalsekretärs) und Donnerstag

0 (Spitzenkandidaten) aktuelle Flugblätter. Die CDU trägt damit

dem großen Interesse der Bürger an dieser Bundestagswahl 1

Rechnung. Tausende von Mitgliedern der CDU verteilen zusam- 1

men mit den Bundestagskandidaten überall in der Bundesre- „

publik bereits mit Beginn der Frühschicht vor den Werktoren „

und Bahnhöfen diese Flugblätter, die unmittelbaren Bezug

auf die Sendung vom Abend zuvor nehmen, gleichzeitig aber

noch einmal die zentrale wahlkampfaussage der CDU verdeut-

lichen: Jetzt den Aufschwung wählen.

0

\

l



Pressemitteilung _ u

lllsicher

80213/

undfrei

Bonn, 2. März 1983

Zu der Aufforderung der Grünen, CDU—Genera1sekretär

Dr . Heiner Geißler solle seine in der gestrigen Fern-

sehdiskussion gemachten Äußerungen widerrufen, erklärt

der Sprecher der CDU, wolter v. Tiesenhausen:

O

Zum Thema Parteienfinanzierung hat CDU-Generalsekretär

Dr. Heiner Geißler in der von ARD und ZDF ausgestrahlten

Fernsehdiskussion wörtlich erklärt: "Daß politische Par-

teien Spenden bekommen - Sie bekommen auch Spenden -‚

sollte wohl hier nicht zur Diskussion stehen. Beiträge

bekommen alle Parteien. Sie müssen ihre Aufgaben, die

verfassungsrechtlichen Rang haben, finanzieren. Im übri-

gen ist es mir lieber, ich bekomme von einer deutschen

Firma eine Spende als von der DDR." von dieser Äußerung

ist nichts zurückzunehmen.

0 Im übrigen wäre es für die Öffentlichkeit sicherlich inter-

essant, in Einzelheiten zu erfahren, wie die Grünen ihren

aufwendigen und mit Sicherheit nicht preiswerten Wahlkampf

finanzieren.

Herausgeber: CDU—Bundesgesachaftsslella, Verantwortlich: Wollsr v. Tiasenhaussn, Slsllvsrln: Waltur Bruckmann - 5300 Bonn, Konrad-Adenauar-Haus,
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Bonn, 3. März 1983

Der Sprecher der CDU, Wolter v. Tiesenhausen‚ teilt mit:

Bei ihrem Versuch, die politische Auseinandersetzung in

Gerichtssäle zu verlagern, haben die Grünen eine erste _

Niederlage hinnehmen müssen. Die 5. Zivilkammer des Land-

gerichtes Siegen hat am heutigen Donnerstag unter dem

“ Aktenzeichen 5 O 47/83 den Antrag des Bundestagskandidaten

der Grünen in Siegen-Wittgenstein, Martin Reimann-Gräbe-

ner, auf Erlaß einer Einstweiligen Verfügung zurückge-

wiesen. Mit der Einstweiligen Verfügung sollte der Jungen

Union die Behauptung Verboten werden, die Grünen seien

von Kommunisten unterwandert.

O

\

W

W
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Bonn, 3. März 1983

Der Bundesgeschäftsführer der CDU, Peter Radunski, teilt mit: ‘

Die CDU erlebt zur Zeit eine geradezu stürmische Mitglie- l

derentwicklung nach oben. Allein im Monat Februar kamen

2.674 neue Mitglieder hinzu. Das ist das beste Monatser-

gebnis seit zwei Jahren. Insgesamt hat die CDU Anfang

0 März 723.000 Mitglieder. Diese außerordentlich erfreuliche

Entwicklung ist Ausdruck des wachsenden Vertrauens, das ‘

immer mehr Bürger in die Politik der Volkspartei CDU unter

Führung von Helmut Kohl setzen. Zugleich ist dies ein er-— ‘

mutigend optimistisches Signal für die Wahl am kommenden l

Sonntag. ‘

o

\

. l

x

w
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Der stellvertretende Sprecher der CDU, Walter Brückmann‚

teilt mit:

Dreizehn Oberbürgermeister haben in einem gemeinsam unter-

zeichneten Aufruf zum 6. März an die Bürger appelliert.

durch die richtige Wahlentscheidung für die CDU/CSU den be-

ginnenden wirtschaftlichen Aufschwung in unserem Land zu

stärken. Der Aufruf hat folgenden Wortlaut:

i

0 "Am 6. März steht die wirtschaftliche Entwicklung des dritt-

größten Industriestaates der westlichen Welt und das Schick-

sal von Millionen von Arbeitnehmern - die Sicherung ihrer ‘

Arbeitsplätze - auf dem Spiel. wir begrüßen, daß die neue

Regierung unter Helmut Kohl schon deutliche Zeichen des wirt-

schaftlichen Aufschwungs als Folge der Haushaltskonsolidie-

rung und der begleitenden gesetzlichen Maßnahmen setzen konn-

te. In unseren Kommunen.hdxm snxdie Zahl und das Volumen der ‘

Bauvorhaben wesentlich erhöht, ja vielfach mehr als verdoppelt. ‘

Der Ansprung in der Bauwirtschaft ist die Voraussetzung für den

Aufschwung auch in anderen Bereidenbis hnqzu den kommunalen

Investitionen.

o Wir rufen alle Bürger auf, durch die richtige Wahlentschei-

dung für die CDU/CSU am 6. März den beginnenden Aufschwung

zu stärken."

Unterzeichner des Aufrufs sind die folgenden Ober-

bürgermeister: Rommel, Stuttgart; Wallmann‚ Frankfurt/

Main; Daniels, Bonn; Kürten, Düsseldorf; Möller‚ Osna-

brück; Ohnesorge‚ Neustadt a. d. W.; Kiesl‚ München;

Dul1enkopf‚ Karlsruhe; Car]ein‚ Baden-Baden; Hörter‚

Koblenz; Schnell, Ingolstadt; Pützhofen‚ Krefeld;

Jentsch‚ Wiesbaden.

Herausgeber: CDU-Bundesgeschäftsstelle, Verantworxlich: Walter v. Tiesenheusen, Stellvenn: Walter Bnickmann . 5300 Bonn, KonradAdenauerMaus,
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Bonn, 4. März 1983 undfre/

Der stellvertretende Sprecher der CDU, Walter Brückmann, teilt

mit: .

Heute, Freitag, 4. März, beginnt der CDU-Vorsitzendesundes-

kanzler Helmut Kohl, um 18.00 Uhr in der Ludwigshafener Fried-

rich-Ebert-Halle seine letzte Rede im Rahmen des Bundestagswahl-

kampfs. Zusammen mit dieser Veranstaltung in Ludwigshafen hat

‘ dann Kanzler Helmut Kohl auf 30 Großveranstaltungen zu knapp

200.000 Menschen gesprochen. Die Wahlkampftournee führte den

Bundeskanzler in alle wichtigen Städte der Bundesrepublik.

Helmut Kohl hat in den vergangenen 14 Tagen an jedem Abend

an einem anderen Ort gesprochen. Die Hallen waren teilweise

überfüllt. In Saarbrücken beispielsweise konnten viele Bürger

keinen Einlaß mehr finden.

Q

l

Hurausgsbar: CDU-Bundesgeschäftsstelle, Verantwortlich: Wolter v. Tlesenhausen, Stehvann: Walter Brückmann . 530c Bonn, KnnraviAdansuebHaus,
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Bonn, 7. März 1983

. Sehr verehrte Damen,

sehr geehrte Herren,

im Anschluß an die Sitzung des Bundesvorstandes

der CDU werden der Bundesvorsitzende der CDU,

Bundeskanzler Dr. Helmut Kohl, und der General-

sekretär der CDU, Bundesminister Dr. Heiner Geißler,

heute um 13.30 Uhr im Großen Saal des Konrad-Adenauer-

Hauses in Bonn eine

PRESSEKONFERENZ

0 geben.

Ich würde mich freuen, wenn Sie diesen Termin wahrnehmen

könnten.

Mit freundlichen Grüssen

572%| . I madrts.

( Wolter v. Tiesenhausen )
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Bonn, 8. März 1983 u I

Sehr verehrte Damen,

sehr geehrte Herren,

Am Sonntag, 13. März wird in Schleswig-Holstein ein

neuer Landtag gewählt. wir haben Vorbereitungen getrof-

O fen‚ daß Sie dieses wichtige politische Ereignis eine

Woche nach der Bundestagswahl nahe miterleben können.

Ich möchte Sie deshalb zu einer

„ w A H L P A R T y

am - '

Sonntag, den 13. März 1983, ab 18.00 Uhr

im Kleinen Saal des Konrad-Adenauer-Hauses in Bonn

einladen.

O wir haben sichergestellt, daß Sie die aktuelle Fernseh-

berichterstattung in beiden Programmen verfolgen können

und werden für einen kleinen Imbiß sorgen.

Mit freundlichen Grüssen

0- - 

( Wolter v. Tiesenhausen )
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Bonn, den 14. März 1983 undfrei ,

l

Die Pressestelle der CDU teilt mit: i

Zum Ergebnis der Landtagswahlen in Schleswig-Holstein schreibt Bundesminister Dr. Heiner l

Geißler, Generalsekretär der CDU, heute im ,,Deutschland-Union-Dienst":

Die Landtagswahlen in Schleswig-Holstein haben den Erfolg der CDU bei der Bundestagswahl

am 6. März noch übertroffen und sind eine eindeutige Bestätigung sowohl der Landespolitik

von Uwe Barschel als auch des bundespolitischen Kurses von Helmut Kohl. Das Vertrauen der

Bürger in Schleswig-Holstein zur CDU und das überwältigende Wahlergebnis zugunsten der CDU

am 6. März müssen von CDU und CSU auch als Auftrag verstanden werden, mit der FDP rasch

o zu einer Koalitionsvereinbarung zu kommen und noch in diesem Monat die neue Regierung zu

bilden.

Dies erwarten vor allem die Millionen von Arbeitern und Angestellten, aber auch die mittel-

ständischen Unternehmer, die der CDU ihr Vertrauen deswegen ausgesprochen haben, damit

sie die Wirtschaftskrise überwindet und durch eine zügige Regierungsbildung den beginnenden

wirtschaftlichen Aufschwung verstarkt. Langwierige Koalitionsverhandlungen könnten sich nur

störend auf die beginnende konjunkturelle Entwicklung auswirken,

In Schleswig-Holstein ist das Konzept der Volkspartei CDU bestätigt worden, die nach dem

Krieg angetreten ist, die Spaltung der Gesellschaft in einzelne Gruppen, in evangelische und '

katholische Christen, in Arbeitnehmer und Unternehmer, zu übenivinden. Insbesondere die Ge-

winne der CDU in Gebieten mit einem hohen Arbeiteranteil, zum Beispiel in Kiel, Lübeck und

Neumünster, weisen die CDU als die moderne Arbeitnehmerpartei aus.

Die Klassenkampfparolen der SPD im Bundestagswahlkampf wie auch im Landtagswahlkampf‚

o die den Bürger warnen sollten vor „einer konservativen Mehrheit” oder davor, daß die Bundes-

republik Deutschland „nicht nach rechts abkippen dürfe”, sind beim Wähler auf Unverständnis

gestoßen und beweisen, daß die Sozialdemokraten die Zeichen der Zeit nicht verstanden haben.

Die Versuche der SPD, die moderne Gesellschaft und ihre Konflikte und Probleme anhand der

Begriffe Sozialismus und Kapitalismus, Klassenkampf und Umverteilung im Sinne von links

und rechts, von fortschrittlich und reaktionär zu erklären, sind untauglich, um die Gegenwart

zu verstehen und die Zukunft zu gestalten.

Beide Wahlen haben gezeigt, daß die Wähler sich zu Recht nicht nach Ideologien des letzten

Jahrhunderts orientieren, sondern nach der Leistungsfähigkeit und Kompetenz einer politischen

Partei.

. i

Für die FDP hat sich gezeigt, daß Sie ihr Tief noch nicht überwunden hat. Sie hat keine stabile

Wählerbasis, um aus eigener Kraft die Funf-Prozent-Klausel zu übenivinden.

l
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Bonn, 14. März 1983

Der Bundesvorsitzende der CDU, Bundeskanzler Dr. Helmut Kohl,

erklärte heute vor dem Präsidium der CDU in Bonn unter anderem:

Der Wahlsieg der CDU in Schleswig-Holstein ist ein persönlicher

Erfolg für Ministerpräsident Uwe Barschel und eine eindrucks-

volle Bestätigung der Politik der CDU im Land und im Bund.

Aufbauend auf den Leistungen seiner Vorgänger Friedrich-Wilhelm

Lübke, Kai-Uwe von Hassel, Helmut Lemke und Gerhard Stoltenberg

O hat Uwe Barschel schon nach kurzer Amtszeit das Vertrauen seiner

Amtsleute gewonnen. Er garantiert, daß die Interessen der am

Bürger orientierten Politik der CDU in Schleswig-Holstein fort-

gesetzt werden kann. ‚

Daß die Bürger der Union im Bund. in sieben von elf Ländern und

in der Mehrzahl der Städte und Gemeinden die Regierungsverant-

wortung übertragen haben, verpflichtet uns zu besonderen An-

strengungen. Dieses Vertrauen unserer Mitbürger ist keine Be-

lohnung für politisches Wohlverhalten. Es ist geknüpft an die

Erwartung, daß die CDU die Probleme unserer Tage mit einer aus- l

gewogenen Politik der Mitte meistert. Daß sie auf radikale

Patentrezepte verzichtet und sich auf das besinnt, was unser

0 Land groß gemacht hat: Der Fleiß und die Tüchtigkeit seiner

Bürger, der Einfallsreichtum seiner Arbeiter und Wissenschaft-

ler, die Kraft der sozialen Marktwirtschaft, mit neuen Heraus-

forderungen und Schwierigkeiten fertig zu werden.

Die CDU hat sich nicht gescheut, unangenehme, aber notwendige

Maßnahmen zur Konsolidierung des Haushaltes schon vor den

Wahlen einzuleiten. Sie sieht in den Wahlerfolgen die Zustim-

mung der Bürger zu dieser Politik verantwortungsbewußter Spar-

samkeit. Darauf gestützt wird die CDU den Aufschwung fördern

und eine dauerhafte Gesundung unserer Wirtschaft anstreben.

Die Wahlergebnisse der vergangenen beiden Sonntage beweisen,

daß die Mehrzahl der Deutschen Partnerschaft will statt Klas-

senkampf, realistische Friedenspolitik statt neutralistischer

Träumereien, wirtschaftlichen Aufschwung statt rotgrüner Ex-

perimente.

Hevausqaber: CDuvßundesgeschähsxmle, Verantwortlich: Walter v. Tiesenhausen, Stellvertn: Walter Brückmann . 5300 Bonn, KonraniAdenauar-Haus,
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Bonn, 15. März 1983

Der stellvertretende Bundesvorsitzende der CDU, ‘

Professor Dr. Kurt H. Biedenkogf, teilt mit:

Nach dem klaren Wahlsieg Helmut Kohls und dem eindeutigen

0 Auftrag der Wähler an eine Koalition der Mitte erwartet

die CDU die zügige Durchführung und den baldigen Abschluß

der Koalitionsgespräche. Nur so kann die Regierung unter

Bundeskanzler Helmut Kohl möglichstschnell die Heraus-

forderungen bewältigen, vor denen unser Land steht. Die i

hunderttausende von aktiven Wahlhelfern und Millionen von

Wählern der CDU hätten kein Verständnis dafür, wenn die

Art und Weise der Vorbereitung der Regierungsarbeit nicht

der historischen Bedeutung der Bundestagswahl entsprechen

würde, die ihr von der Öffentlichkeit beigemessen wird.

‘f „
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undfrel

g Die Pressestelle der CDU teilt mit:

Zu einer Aktion der SPD, Kommunen zu atomwaffenfreien Zonen zu erklären, schreibt ,

CDU-Sprecher Wolter v. Tiesennausterl, heute im ,‚DeutschIand-Union-Dienst":

Immer mehr Sozialdemokraten sind bereit, um billiger Propagandaeffekte willen gegen die

im Grundgesetz festgelegte Gewaltenteilung zu verstoßen. Gemeinde, Städte und Kreise

nehmen auf Drängen der SPD Kompetenzen in Anspruch, die ihnen die Väter des Grundge-

setzes wohliiberlegt vorenthalten haben. Obwohl es im Artikel 73, Absatz 1 des Grundgeset- i

O zes unmißverständlich heißt: „Der Bund hat die ausschließliche Gesetzgebung über die aus-

wärtigen Angelegenheiten sowie die Verteidigung einschließlich des Schutzes der Zivilbe

völkerung", und der Artikel 31 alle Zweifel mit der eindeutigen Formulierung „Bundes-

recht bricht Landesrecht" ausräumt, macht sich die SPD dafür stark, einzelne Gemeinden,

Städte oder Kreise zu „atomwaffenfreien Zonen” zu erklären.

Daß es sich hierbei nicht um Vorstöße einzelner SPD-Politiker, sondern um eine vom SPD-

Parteivorstand gebilligte, gewollte und zentral vorbereitete Aktion handelt, geht aus der

Schrift „Parteiarbeit der SPD“ hervor. Dort heißt es: „Sozialdemokraten beantragen im

Stadt- bzw. Gemeinderat ihr Gemeinde- bzw. Stadtgebiet zu einer atomwaffenfreien Zone

zu erklären (Musterantrag siehe AnIage)." Danach folgt eine bis ins Einzelne gehende Hand-

Iungsanweisung für die örtlichen Mandatsträger der SPD. Ärgerlich ist weniger die Tatsache,

daß die SPD im Gegensatz zu der von ihr als Regierungspartei verfolgten Außen- und Sicher-

. heitspolitik jetzt für einseitige Vorleistungen des Westens eintritt und damit willfährig die

Forderung der Sowjetunion erfüllt, sondern der bewußte Verstoß gegen das Grundgesetz.

Wer die Aufteilung der Zuständigkeiten zwischen den drei Ebenen unseres Bundesstaates

in Frage stellt, untergräbt einen wichtigen Pfeiler unseres Gemeinwesens. Der verständliche

Drang nach propagandistischen Erfolgserlebnissen sollte seine Grenzen in den Bestimmungen

des Grundgesetzes finden. ‘
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Bonn, 21. März 1983

„I

‘ Der Bundesgeschäftsführer der CDU, Peter Radunski‚

> teilt mit:

Die Bereitschaft der Mitbürger, sich in der CDU politisch

'* zu engagieren, wird immer stärker. Am 28. Februar 1983

hatte die Christlich Demokratische Union Deutschlands

722.661 Mitglieder. Das sind 2.823 mehr als im Vormonat.

O Im Januar hatte die CDU einen bereinigten Zuwachs - das

heißt neue Mitglieder nach Abzug der Abgänge - von 949

Mitgliedern. Mit 38,4 Prozent ist der Anteil der Arbeiter

und Angestellten in der CDU am höchsten. Es folgen die

Selbständigen mit 24 Prozent, die Beamten mit 12 Prozent

und die Hausfrauen mit 10 Prozent. Über 21 Prozent der

CDU-Mitglieder sind Frauen. -

Die stürmische Mitgliederentwicklung der CDU ist auch

daran erkennbar, daß der Mitgliederzuwachs im Februar

das beste Monatserqebnis seit zwei Jahren ist. Die CDU

sieht in dieser erfreulichen Entwicklung den Ausdruck

des wachsenden Vertrauens der Bürger in die Politik der

0 Volkspartei CDU unter Führung von Helmut Kohl. 1

Heraumber: CDU-Bundesgsschäfßstslla, Varantwortlich: Walter v. Tiesenhausen, Stellvartn: Walter Brückmann — 530c Bonn, Konrad-Adenauer-Haus,

Telefon: Pressestelle 022a 1 544521/22 (v. Tiasenhausen) 544-51111502 (Brückmann) . Famschmibar: s 86804 ‘



Pressemitteilung _ u

lllsicher
sozial

undfrei

Bonn, 23. März 1983

Der Sprecher der CDU, wolter V. Tiesenhausen‚ teilt mit:

Der Bundesvorstand der CDU hat am heutigen Mittwoch

das Ergebnis der Koalitionsverhandlungen zwischen CDU,

CSU und FDP einmütig gebilligt. Der Vorstand dankte der

0 Verhandlungskommission, der unter der Führung des Bundes-

vorsitzenden der CDU, Bundeskanzler Dr. Helmut Kohl, der

Generalsekretär der CDU, Dr. Heiner Geißler‚ sowie die

stellvertretenden Vorsitzenden, Bundesfinanzminister

Dr. Gerhard Stoltenberg und der Vorsitzende der CDU/CSU-

Bundestagsfraktion, Dr. Alfred Dregger‚ angehörten. In

einer ausführlichen Diskussion sprachen die Mitglieder des

Bundesvorstandes der Verhandlungsdelegation ihre Anerken-

nung für die umsichtige und erfolgreiche Verhandlungsfüh-

rung aus.

Der Bundesvorstand beschloß‚ den 31. Bundesparteitag der

CDU für den 25. - 27. Mai 1983 nach Köln einzuberufen.

. Tagungsort wird das Kongresszentrum West auf dem Messegelände

sein. Gemäß den Statuten der CDU werden auf diesem Partei-

tag die Mitglieder des Präsidiums und des Bundesvorstandes

neu gewählt. Lediglich das Amt des Generalsekretärs steht

nicht zur Wahl. Generalsekretär Dr. Geißler wurde auf dem

Mannheimer Parteitag 1981 für die Dauer von vier Jahren

gewählt. Der Parteitag wird sich außerdem mit den drängen-

den Fragen der Jugendarbeitslosigkeit, insbesondere der

Bereitstellung einer ausreichenden Anzahl von Ausbildungs-

plätzen sowie der wachsenden Arbeitslosigkeit unter den

Jungakademikern widmen. Die Einzelheiten der Tagesordnung

des 31. Bundesparteitages werden auf der nächsten Sitzung

' des Bundesvorstandes am Montag, den 25. April, festgelegt

werden.

- emschrmben885804
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Bonn, 24. März 1983

Die Pressestelle der CDU teilt mit:

Der Generalsekretär der CDU, Q5;_gg55g5_gg;glg5‚ veröffent-

licht in der neuesten Ausgabe des "Rheinischer Merkur/

Christ und Welt" folgenden Beitrag:

Die Koalitionsverhandlungen zwischen CDU/CSU und

FDP sind zügig geführt und nach einer für Koa-

litionsverhandlungen kurzen Verhandlungsphase be-

0 endet worden. Die Koalition der Mitte ist einig

über den nun einzuschlagenden Weg, damit die

Wirtschaftskrise überwunden und der beginnende

wirtschaftliche Aufschwung verstärkt werden kann.

Damit sind die Koalitionsparteien dem Auftrag

des Wählers vom 6. März, ihre Politik der Konso-

lidierung der Staatsfinanzen durch sozial aus- „

99W099"95 SPBFGH fortzusetzen und die Nachs-

tumskräfte der Wirtschaft zu fördern, gerecht geworden.

Die Verhandlungen haben gezeigt, daß die Koa-

litionsparteien als ideologiefreie und un-

dogmatische Parteien die besten Voraussetzungen

0 mitbringen, mit Phantasie die Problenbergeder i

nächsten Jahre bewältigen zu können.

Versuche, die moderne Gesellschaft und ihre

Konflikte und Probleme anhand der Begriffe

Sozialismus und Kapitalismus, Klassenkampf

und Umverteilung im Sinne von links und

rechts, von fortschrittlich und reaktionär 1

zu erklären, sind untauglich, um die Gegen— }

wart zu verstehen und die Zukunft zu gestalten. 1

‘ Es gab einmal eine Zeit, da war der Fortschritt

links und die Linke fortschrittlich. Heute

zweifeln selbst die Linken an ihrem eigenen Fort-

_ 2 _
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schrittsglauben — und uTter SPD— Kaäern ist

es zu sozialen Krisen gekommen, derentwegen unter

CDU-Kanzlern der DGB in den Generalstreik getreten

wäre. Es hat sich inzwischen herausgestellt, daß

sozialistisch mit sozial so wenig zu tun hat wie

Nationalismus mit Liebe zum Vaterland.

Die Koalition der Mitte und ihre Politik ent- ‘E

spricht den heutigen Erfordernissen}; den Em-

pfindungWier Menschen. Seit langer Zeit befindet
l

sich die Mehrheit der Bürger wieder in Überein-
L

Stimmung mit der Regierung. Dies sind gute Voraus-

Setzungen, um auch in einer schwierigen Zeit not- .

O wendige, auch unpopuläre Entscheidungen zu

treffen.

Die neue Regierung wird diesem Anspruch am
i

ehesten gerecht, wenn sie diese Legislatur-
i

periode als eine Phase der Konsolidierung be-

greift, in der es darum geht, den Schutt, der

in über dreizehn Jahren von SPD-Regierungen

angehäuft worden ist, abzutragen und die Vor-

aussetzungen für eine Politik zu schaffen,
’

Öle die Gfundlaääe“ deswirtschaftlichen Auf-

schwungs und des sozialen Friedens sichert.

. Zukunft. Die Bürger sind bereit, zusammen mit

der Regierung die Probleme zu lösen, wenn

sie davon überzeugt sind, daß es in unserem

Staat gerecht zugeht. Insofern müssen manche

Interessenverbände umdenken, die ohne Rück-

sicht auf das ßesamtwohl gruppenspezifische

Interessen lautstark vertreten, während die

Bürger bereit sind, solidarisch zu handeln.

Die neue Bundesregierung wird auch die Interessen

der Menschen vertreten, die keine starke

- Lobby haben: z. B. die-der Familien mit Kindern. In

den letzten zwanzig Jahren haben sich gerade

unter familiensoziologischen Gesichtspunkten

- 3 _
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tiefgreifende Veränderungen vollzogen, a-ufndie

die Politik nicht reagiert hat. So hat der

Anteil der Ledigen und der kinderlos Verhei-

rateten an unserer Bevölkerung stark zuge-

nommen. waren früher die wirtschaftlichen Be-

lastungen und sozialen Einschränkungen, die

Kinder - neben der menschlichen Erfüllung —

mit sich bringen, über die ganze Be- .

völkerung verteilt. so konzentrieren sie sich '

heute auf die Familien mit Kindern. Nicht zu- „

letzt der Skandal, daß viele Familien mit

Q l

Kindern, insbesondere dann, wenn nur ein El-

ternteil verdient, an der Grenze der Sozialhilfe-

sätze leben muß‚ hat dazu geführt, daß immer

weniger Kinder geboren werden und der Generationen— ‘

Vertrag gefährdet wird. Familienpolitik hätte Ä

einer solchen Entwicklung gegensteuern müssen. i

Sie hat es nicht getan, sondern aus ideologischen 5

Gründen das Sozialleistungssystem an der Familie 1

vorbei oder gar gegen sie ausgebaut, wie bei-

spielsweise das Mutterschaftsgeld aiiein für

erwerbstätige Frauen zeigt.

. Deshalb wird die neue Bundesregierung in 1

der Familienpolitik neue Akzente setzen.

Die familienfreundliche Ausgestaltung des

Steuerrechts durch ein Familiensplitting

soll dazu führen, daß‚ wer Kinder hat, weniger

Steuern zahlt, als derjenige,der keine Kinder V

hat. Kinder müssen wieder in die Solidarge-

meinschaft der Bürger aufgenommen werden. Und

deshalb bleiben auch das Erziehungsgeld in den

ersten drei Jahren der Kindererziehung für

alle Mütter und die Anrechnung von Erziehungs-

jahren Ziele unserer Politik. Diese wende

in der Familienpolitik ist ein Beispiel für V

die grundsätzliche Nende, die in der deutschen g

Politik notwendig ist.

l
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Bonn, 28. März 1983

Die Vorsitzende der Frauenvereinigung der CDU und stellver-

tretende Vorsitzende der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Dr. Helga

Wex‚ teilt mit:

Der überwältigende Sieg der Union geht vor allem auf die

Stimmen der Arbeitnehmer und der Frauen zurück.

0 Die CDU-Frauenvereinigung sieht darin auch eine Bestätigung

der Politik für die Frauen, wie sie die CDU in ihrem wahl-

programm angekündigt hat.

Die CDU-Frauenvereinigung, deren Vorschläge in das wahlpro—

_ gramm übernommen wurden, wird die Regierung bei der Verwirk-

lichung der politischen Ziele dieser Politik für die Frauen

unterstützen. .

Zu folgenden Schwerpunkten, die auch in die Koalititonsver-

einbarung eingegangen sind, wird die Frauenvereinigung auch

in Zukunft praxisorientiert Empfehlungen vortragen:

- Zur Vereinbarkeit von Familie und Beruf muß das Angebot an

Teilzeitarbeitsplätzen entsprechend den Grundsätzen des Muster- _

O Vertrages der Frauenvereinigung zur Arbeitsplatzteilung

(Job-sharing) in die Praxis erhöht werden.

Die Frauenvereinigung erwartet, daB hierbei der öffentliche

Dienst beispielhaft vorangeht.

— Bei der Entwicklung eines Gesamtkonzepts zum Familien1asten- ‘

ausgleich unter Einschluß der Bafög-Regelungen tritt die

Frauenvereinigung für eine baldige familienfreundliche Ausge-

staltung des Steuerrechts durch ein Familiensplitting ein.

_ 2 _
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Sie wird bei der Neuregelung darauf hinwirken‚ daß der Effekt

einer zu großen steuerlichen Bevorzugung Besserverdienender

vermieden wird.

- Die Frauenvereinigung hat die Änderung des Bundeswahlrechts

Vorgeschlagen. Sie setzt sich für die Einführung "begrenzt

offener Listen" ein, die es dem Wähler gestatten, die von den

Parteien aufgestellte Rangfolge der Kandidaten und Kandida-

tinnen durch sein Votum zu verändern.

- Einer Verschiebung des Rentenanpassungstermins in 1984 stimmt

die CDU-Frauenvereinigung nicht zu. Sie unterstützt daher die

0 Bemühungen des Bundesarbeitsministers, möglichst schnell zu

neuen Rentenregelungen unter Einschluß einer neuen Rentenformel

zu gelangen. Die Frauenvereinigung begrüßt, daß wegen der

Finanzlage der Rentenversicherung die Neuregelung der Hinter-

bliebenenrenten zunächst nur im Rahmen einer kleinen Lösung

'vollzogen werden soll und die große Lösung erst verwirklicht

wird, wenn Erziehungszeiten für Mütter im Rentenrecht finanzier-

bar sind.

- Die Frauenvereinigung unterstreicht nochmals ihre Forderungen

zur Verbesserung der Situation der Frauen im Beruf, die jetzt

in die Koalitionsvereinbarung eingegangen sind:

. . Gleicher Lohn für gleiche Arbeit

. eine gerechtere Arbeitsplatzbewertung

. bessere Aufstiegschancen für Frauen

. Abbau aller frauenfeindlichen arbeitsrechtlichen Bestimmungen.
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Der Sprecher der CDU, wolter v. Tiesenhausen‚ teilt mit:

Die CDU hat im März 1983 7.649 neue Mitglieder aufgenom-

men. Nach Abzug der Abgänge bleibt ein bereinigter Zuwachs

von 5.021 Mitgliedern‚ Im Januar hatte sich die Zahl der

CDU—Mitglieder um 949 und im Februar um 2.823 erhöht. ins-

gesamt hat die CDU jetzt 727.682 Mitglieder. Neben den

O Nahl erfolgen im Bund und in den Ländern , die im März

erzielt werden konnten, ist der kräftige Mitgliederzu—

wachs ein überzeugender Beweis für das Vertrauen in

die Politik der Christlich Demokratischen Union Deutsch-

lands.

O
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Bonn, 30. März 1983

Zu dem Beitrag des SPD-Bundesgeschäftsführers Glotz im

Pressedienst seiner Partei erklärt der Sprecher der CDU,

Halter v. Tiesenhausen:

CDU-Generalsekretär Dr. Heiner Geißler hat niemals angekün-

digt oder gar gedroht "missliebige Journalisten öffentlich

. und namentlich an den Pranger zu stellen". Diese Behauptung

bleibt unwahr, auch wenn s1e von Glotz und anderen noch so

oft wiederholt wird. Im übrigen ist es absurd, in jeder

Kritik an Rundfunk- oder Fernsehsendungen einen Angriff auf

die Pressefreiheit zu sehen. Auch Journalisten sind nur

' Menschen. Auch sie machen zuweilen Fehler. die der öffent-

lichen Kritik unterliegen.

O
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Bonn, 31. März 1983

Zu den Aktionseinheiten zwischen den Sozialdemokraten und kommunistischen

Organisationen anläßlich der Ostermärsche '83 schreibt CDU-Generalsekretär,

Bundesminister MdB, heute im „DeutschIand-Union-Dienst":

Die Ostermärsche '83 stehen weitgehend im Zeichen der Forderung nach einseitiger Ab-

rüstung. Viele Menschen nehmen an diesen Veranstaltungen teil, ohne zu wissen, daß

sie von Moskau-treuen Kommunisten initiiert und gelenkt werden. Jeder, der sich in die

. Reihe der Ostermarschierer einreiht, sollte wissen, dal3 er damit eine Politik unterstützt,

6 die den Frieden in Mitteleuropa unsicherer macht, er wird — ob er es will oder nicht —

zum Werkzeug sowjetischer Außenpolitik.

Viele fragen sich -— und diese Frage ist verständlich —, ob die Bereitschaft zur militäri-

schen Verteidigung im atomaren Zeitalter noch gerechtfertigt werden kann, oder ob

' nicht der Verzicht auf Verteidigung mit der Waffe und der gewaltlose Widerstand geboten

sei. Aber diese Menschen müssen sich auch fragen, ob sie durch die einseitige Übernahme

sowjetischer Argumente nicht die geistige Auseinandersetzung mit den kommunistischen

Diktaturen bereits aufgegeben haben. Dies gilt insbesondere auch für die Sozialdemokrati-

sche Partei, dessen Bundesgeschäftsführer Glotz die SPD-Mitglieder zur Teilnahme an den

Ostermärschen aufgefordert hat. Der offizielle Aufruf der SPD sowie Äußerungen der ver-

gangenen Tage machen deutlich, daß die Sozialdemokraten den gemeinsamen sicherheits-

politischen Kurs verlassen haben und sich von der Politik der NATO abwenden. Die SPD

nimmt dabei auch Aktionseinheiten von Sozialdemokraten mit kommunistischen Organi-

. sationen in Kauf.

0 Das herausragende außenpolitische Ziel der Bundesrepublik Deutschland ist die Abrüstung.

Eine solche Abrüstung kann aber nur dann den Frieden sichern, wenn sie beiderseitig ge

schieht. Die neue Initiative des amerikanischen Präsidenten Reagan zeigt, dal3 Erfolge in

der Abriistungsfrage erzielbar sind, auch wenn es nicht in einem großen Schritt die Null-

Lösung ist, die von der Bundesregierung als Ziel angestrebt wird.

Die geistigen Voraussetzungen unserer Sicherheitspolitik sind nur dann glaubhaft, wenn wir

Friedensicherung durch militärische Abschreckung als einen zwar notwendigen, nicht aber ‘

hinreichenden Bestandteil unserer Außen- und Sicherheitspolitik begreifen. Der Weg zu einer

gerechten, friedlicheren Welt ist lang und beschwerlich, und die Versuchung, in Pazifismus

oder in Aufrüstung zu flüchten, ist groß. Dies aber wären Fluchtwege, keine Auswege. Wer ‘

einseitiger Abrüstung das Wort redet, macht es sich zu leicht; er kann zwar für sich persön-

lich eine solche Entscheidung fällen, jedoch nicht für die Gemeinschaft, in der er lebt.
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Vielmehr verlangt das christliche Gebot der Nächstenliebe, Menschenrechte und Menschen-

würde des einzelnen zu achten, zu schützen, zu verteidigen und unrechte Gewalt von ihm

abzuwenden. Es verlangt nicht, ihre Verletzung wehrlos zu dulden. Einzelne mögen sich

für ihre Person für Gewaltverzicht entscheiden; die staatliche Gemeinschaft aber hat in

jedem Falle die Aufgabe, ihre Bürger vor Gewalt zu schützen. Es ist, auch in unserer Zeit,

sittlich nicht erlaubt, das eigene Volk der Diktatur und der Unfreiheit auszusetzen.

Die ethisch und religiös begründete Ablehnung der Verteidigungspolitik des freien Westens

beruht auf einem Mißverständnis der christlichen Botschaft, die zwar gebietet, anderes 1

Leben zu schützen, aber keine sittliche Rechtfertigung dafür gewährt, das eigene Leben -

im Einsatz für den anderen zu schonen.

« Die Bundesrepublik Deutschland hat sich in den fünfziger Jahren für die Westliche Allianz

0 entschieden, weil wir die gleichen Ansichten über Menschenrechte, Demokratie und Frei-

heit: haben. Und es sind in erster Linie diese Werte, durch die sich die kommunistischen l

Diktaturen bedroht sehen. Um den Frieden zu erhalten, müssen wir unsere freiheitliche i

Ordnung sichern. Denn sie ist zugleich Hoffnung für die, die heute noch auf der Welt in

Unfreiheit leben.
l

Es geht nicht darum, der Sowjetunion den Willen zum Frieden abzusprechen. Auch sie i

will zur Zeit höchstwahrscheinlich keinen Krieg. Sie versucht etwas anderes: sie will ihre

politischen Ziele, die sich mit demokratischen ldealen nicht vereinbaren lassen, ohne Krieg

durchsetzen und sie hat dies auch getan, wo immer dies möglich war. Gewaltfreier Wider-

stand, demonstrative Bereitschaft zur Schwäche hat dies nirgendwo verhindert; sie als ‘

Alternativen zu unserer Sicherheitspolitik zu empfehlen, erscheint zynisch angesichts der

Leiden der Menschen etwa in Afghanistan oder in Polen. ‘

Es sind letztlich nicht die Waffen, die den Frieden bedrohen, sondern es ist der politische l

O Wille, der dahintersteckt. Dies wird auch an einem anderen Sachverhalt deutlich: noch nie i

hat eine Macht ihre Wirtschaft und ihre Bürger so in den Dienst der Rüstung gezwungen i

wie die Sowjetunion dies seit Jahren, ja Jahrzehnten tut.

Aber für große Teile der Friedensbewegung existiert die Sowjetunion einfach nicht — nicht i

die SS-20, die sie Woche für Woche stationiert, nicht ihre nachweislich expansive Politik i

in Afrika und Asien, nicht ihr aggressives Verständnis von „friedlicher Koexistenz", nicht i

ihr totalitärer Herrschaftsapparat, der gegen jede Kritik, natürlich auch der Friedensbewe- i

gung, immun ist. Viele verschließen die Augen vor dieser Wirklichkeit, weil es sich so ruhiger

leben läßt. Aber Flucht vor der unangenehmen Realität ist keine verantwortliche

Politik.

Die Ostermärsche sind unter diesem Vorzeichen kein Beitrag zum Frieden. Sie machen vieI- l

mehr den Frieden unsicherer und gefährden die Abrüstungsverhandlungen in Genf.
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Bonn, 7. April 1983

Die Pressestelle der CDU teilt mit:

Das Mitglied des Präsidiums, Walther Leisler Kieg, lädt

zu einer Pressekonferenz ein, um über sein künftiges

politisches Engagement zu informieren.

o Diese Pressekonferenz findet statt in Hamburg

am Freitag, den 8. Agril,

um 12.00 Uhr im Bürgersaal

des Hamburger Rathauses.
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Bonn, den 7. April 1983

Die Pressestelle der CDU teilt mit:

Unter der Überschrift „'Seveso»Gift’ geistert durch Europa — und Brüssel ist machtlos

— Ein unglaublicher Skandal”, schreibt der stellvertretende Sprecher der CDU, Walter

Brückmann‚ heute im ‚‚Deutschland-Union-Dienst":

Es mutet an wie ein makabrer Scherz, aber es ist bittere Wirklichkeit: Da geistern seit

Tagen 41 Fässer mit dem aus Italien stammenden „Seveso-Gift“ durch Europa, nament»

lich durch die Bundesrepublik, ohne daß auch nur eine einzige Stelle klipp und klar

D sagen kann, wo dieser lebensgefährliche Giftmüll geblieben ist. Das ist ein unglaublicher

SkandaL

Da reden wir alle seit Jahren von der Notwendigkeit des Umweltschutzes, da ist zum

Glück das Bewußtsein der Menschen im Umgang mit giftigen Stoffen geschärft worden,

‚ da hat jeder noch die bedauerlichen Schicksale der Menschen vor Augen, die in Seveso

Opfer des Giftes wurden — und jetzt sieht es so aus, als seien alle Mahnungen, Vorsätze

und auch Maßnahmen für die Katz.

Die Problematik der Beseitigung von hochgiftigen Rückständen ist nicht erst seit heute

bekannt. Um so peinlicher wirkt das Eingeständnis der EG-Kommission in Brüssel, dal5

sie in einem solchen Falle machtlos sei, weil die europäischen Mitgliedstaaten nicht

daran dächten, der Europäischen Gemeinschaft Kontrollrechte über die Transporte sol-

cher Giftstoffe in der EG zu geben. Manchmal muß die Frage erlaubt sein, wozu denn

die hochmögenden europäischen Gremien alle da sind, wenn nicht auch zur Lösung eines

U solchen Problems.

Wo immer schließlich das Seveso-Gift gefunden werden wird — eines dürfte schon jetzt

klar sein: Mit der letztlich sicheren Verwahrung des Stoffes kann das Thema nicht sein

Bewenden haben. Man kann davon ausgehen, dal3 sich die Bundesregierung damit in-

tensiv befassen und gerade im Hinblick auf eine europäische Lösung aktiv werden wird.

Solche unkontrollierten Giftmüll-Fahrten durch Europa dürfen einfach nicht mehr vorv

kommen.

Im übrigen: Es ist der Hartnäckigkeit journalistischer Arbeit und nicht den Behörden

zu verdanken, dal3 dieser Giftmüll-Skandal publik wurde und somit die Chance besteht,

daraus schleunigst Lehren zu ziehen.
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Bonn, 8. April 1983

- Zu der Entscheidung von Walther Leisler Kieg, aus der

Hamburger Bürgerschaft auszuscheiden, erklärt der Gene—

ralsekretär der CDU, Dr. Heiner Geißle_r:

Die CDU respektiert die Entscheidung von Walther Leisler

Kiep, aus der unmittelbaren Hamburger Politik auszuschei-

den. Walther Leisler Kiep hat unter großem persönlichen

0 Einsatz zweimal die Spitzenkandidatur für die CDU in Ham-

burg, einer Stadt mit einer starken SPD-Tradition, über-

nommen. Er hat im Dienst dieser Aufgabe sein Bundestags-

mandat und das Amt des stellvertretenden Vorsitzenden der

CDU/CSU-Bundestagsfraktion niedergelegt, um für die Bürger—

schaftswahlen 1982 ungeteilt der Hamburger Politik zur Ver-

fügung zu stehen. Er hat unter schwierigen Verhältnissen

für die CDU hervorragende Wahlergebnisse, darunter einmal ‘

die relative Mehrheit, das beste Ergebnis, das die CDU je ‘

in Hamburg erreichte, erzielt. Das Wahlergebnis vom 6. Juni

1982 war darüber hinaus ein wichtiger Schritt für die Wende

in Bonn im Herbst. Kein anderer hätte bessere Ergebnisse er-

v zielen können. 1

Die CDU Deutschlands dankt Walther Leisler Kiep für seine \

überzeugende Arbeit für die Politik der Christlich Demokrati-

schen Union in Hamburg.

Die CDU begrüßt es, daß Walther Leisler Kiep Mitglied des

Präsidiums der CDU bleibt und auf dem nächsten Bundespartei-

tag wieder für das Amt des Bundesschatzmeisters - und somit

für das Parteipräsidium — kandidieren wird.
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Bonn, den l3. April l983

Zum Tode des CDU Bundestagsabgeordenten und Vorsitzenden des Bundes-

fachausschusses Sicherheitspolitik der CDU. Harm Dallmeyer‚ erklärt

der Generalsekretär der CDU, Dr. Heiner Geißler:

Die CDU verliert mit Harm Dallmeyer einen jungen Politiker, für den

in außergewöhnlicher Weise menschliche Liebenswürdigkeit‚ Bereitschaft

zum Engagement, Realitätssinn und die Fähigkeit zum Ausgleich Richt-

0 punkte seines persönlichen wie beruflichen Weges waren .

Harm Dallmeyer zeichnete eine breite politische Erfahrung aus. Für die

Christlich Demokratische Union war er in der Konmunal-, Landes- und

Bundespolitik erfolgreich tätig. Als Generalsekretär der CDU Schles-

wig-Holstein hatte er wesentlichen Anteil an dem Wahlsieg l978 und

an der starken Verankerung der Partei in der schleswig-holsteinischen

Bevölkerung.

Seit l98o war Harm Dallmeyer Vorsitzender des Bundesfachausschusses

Sicherheitspolitik der CDU und Bundestagsabgeordneter. Mit großem

Wissen, Tatkraft und Erfolg hat er dazu beigetragen, daß die Christ-

lich Demokratische Union in der Friedensdiskussion eine klare Position

für Abrüstung und Sicherheit bezog und eine Neuordnung des Rechts

auf Kriegsdienstverweigerung durchsetzen konnte. In der sicherheits-

politi hen Diskussion widmete er sich vor allem der Position der

Bundesäghr sowie den persönlichen Anliegen der Soldaten und Wehr-

pflich igen.

O Harm Dal lmeyer formulierte Politik aufgrund seiner persönlichen Er-

fahrung. Als ehemaliger Offizier der Bundeswehr, der er von 1963

bis 1976 angehörte, brachte er die besten Voraussetzungen mit, einer

der Sprecher der CDU in Fragen der Sicherheits- und Verteidigungs-

politik zu werden‚

l982 gewann er zum ersten Mal nach langen Jahren den Wahlkreis Flens-

burg-Schleswig mit 49,7 % direkt für die CDU. Dies war das Ergebnis

einer intensiven und konkreten Wahlkreisarbeit‚ in der er es verstand,

die Interessen der Bürger wirkungsvoll zu vertreten; er genoß hohes

Ansehen und war außerordentlich beliebt.

Mit Harm Dallmeyer hat die CDU einen überaus fähigen Politiker verloren,

dessen Tod für die CDU einen schmerzlichen Verlust bedeutet.
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Zur Einstweiligen Anordnung des Bundesverfassungsgerichts‚

die Volkszählung auszusetzen, erklärt der stellvertreten-

de Sprecher der CDU, Walter Brückmann:

Zu aufgeregten Reaktionen und voreiligen Schlüssen be-

O steht keine Veranlassung. Die Notwendigkeit einer Volks-

zählung bleibt unbestritten. Die alte Regierung unter Füh- y

rung der SPD hatte jedoch die Vorbereitungen derart unge-

nügend geführt, daß die jetzige Regierung die Versäumnisse

' nicht mehr reparieren konnte. Es bleibt jetzt abzuwarten,

zu welchem Urteil das Bundesverfassungsgericht auf Grund

der vorliegenden Verfassungsbeschwerden kommen wird.
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Bonn, 14. April 1983

zu der Haltung der SPD in der Diskussion um die Volkszählung

erklärt der stellvertretende Sprecher der CDU, Walter Brück-

mann:

Man ist ja von den Dreh— und wendefähigkeiten der SPD einiges

0 gewöhnt. Mit ihrer Argumentation in der Volkszählungsdiskussion

gebührt ihr allerdings ein Sonderpreis für Heuchelei. Ständig

bemüht, die außerparlamentarischen Aktionen der Grün/Alterna-

tiven links zu überholen, um sich an die Spitze der Bewegung

setzen zu können, ist der SPD kein Argument zu schade, wenn

es gilt, die eigene Vaterschaft des Volkszählungsgesetzes zu

leugnen. Während der ehemalige Justizminister und jetzige Oppo-

sitionsführer Hans-Jochen Vogel, dessen Unterschrift das Gesetz ‘

trägt, noch im üblichen salbungsvollen Stil die Karlsruher Ent-

scheidung gnädig "begrüßt", wird an den Schüssen aus der zweiten

Reihe deutlich, mit welcher Maßlosigkeit die für das Gesetz voll

verantwortliche SPD die Kampagne gegen die Bundesregierung zu

führen gedenkt. Wer wie der SPD-Pressedient ppp allein aufgrund „

o der Einstweiligen Anordnung die Formulierung wählt, daß "ins-

gesamt. „durch diesen Erfolg das Widerstandspotential gegen den ‘

totalen CDU-Staat bestätigt" wurde, der zeigt eine erschreckende ‘

Fähigkeit zu Agitation und Propaganda. Das ist nicht Opposition,

das ist Obstruktion.

\

x
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Bonn, l8. April 1983

Zu dem heute dem Bundespräsidenten übergebenen Abschlußbericht zur Par- l

teienfinanzierung erklärt der Generalsekretär der CDU, 

Die CDU begrüßt den Abschlußbericht der Kommission zur Parteienfinanzie-

rung als eine gute Grundlage, um die Finanzierung der Parteien auf eine

gerechtere und mit der Verfassung in Einklang stehende Grundlage zu stellen.

Die CDU ist der Auffassung, daß auf der Grundlage dieser Empfehlung der

Deutsche Bundestag möglichst rasch eine von einer breiten Mehrheit getra-

. gene gesetzliche Neuregelung verabschieden sollte.

Der Vorschlag der Kommission war auch deswegen notwendig, weil auf der einen l

Seite das Grundgesetz und das Parteiengesetz den Parteien umfangreiche l

öffentliche Aufgaben zuweisen, auf der anderen Seite aber die Möglichkeiten,

diese Aufgaben zu finanzieren, bisher vom Gesetzgeber nur unzureichend gere-

gelt worden waren.

Grundsätzlich leistet die Vorlage der Kommission eine wichtige Voraussetzung

dafür, daß in der Zukunft die politischen Parteien als unverzichtbare Insti- l

tutionen der parlamentarischen Demokratie ihren verfassungspolitischen Auf-

trag erfüllen und entsprechend ihren Aufgaben finanzieren können.

. Die CDU sieht das besondere Verdienst der Sachverständigenkormnission nicht

nur in den neuen Vorschlägen für die zukünftige Gestaltung des Parteienfi- ‘

nanzierungsrechtes, sondern sehr wohl auch darin, daß diese Vorschläge auf

einer sehr sorgfältigen, kritischen Aufarbeitung der bisherigen Entwicklung

des Parteienfinanzierungsrechtes aufbauen. Diese Arbeit ist für die politi-

schen Diskussionen hilfreich und schafft die Voraussetzung für eine Neure-

gelung der Parteienfinanzierung, die die Chancengleichheit der Parteien er-

höht und das finanzielle Engagement des Bürgers für die Parteien ermutigt.

Die Kommission setzt nach Auffassung der CDU Eckpunkte‚ die bei einer Neu- 5

regelung beachtet werden müssen:

1. Die Parteienfinanzierung muß für den Bürger durchschaubar sein. Daher ‚

stimmt die CDU mit den Gutachtern darin überein, da5 die Parteien
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nicht nur über die Herkunft, sondern in Zukunft auch über die Verwen-

dung der Mittel und über ihre Vermögensverhältnisse öffentlich Auskunft _

geben sollen. g

2. Die Finanzierung der Parteien ist nicht nur Aufgabe des Staates, son-

dern in erster Linie Aufgabe des Bürgers. Die CDU unterstützt die Auf-

’ fassung der Kommission, daß die Finanzierung der Parteien durch den Bür- ‚

ger "absoluten Vorrang" hat. Der Satz "Spenden an Parteien sind verfas- '

sungspolitisch erwünscht, um deren Staatsunabhängigkeit zu erhalten" .

wird von der CDU voll geteilt. Die Gleichstellung politischer Parteien

mit anderen steuerbegünstigten Organisationen ist ein logischer Schritt, i

. wenn die Bürger stärker die Parteien finanzieren sollen. ‘

Insgesamt weisen die Vorschläge der Kommission neue Wege ‚ die Parteien- ‘

finanzierung bürgernah zu gestalten. Dazu zählt auch der Bürgerbonus, der ‘

das bisherige Verteilungsverfahren einmal ersetzen soll. Über diesen Neg, .

die Parteienfinanzierung noch bürgernaher zu gestalten, ist jedoch eine f

intensive politische Diskussion notwendig, damit die Chancengerechtigkeit ‘

für alle Parteien gewährleistet bleibt.

Die CDU hat im übrigen durch organisatorische und andere geeignete Maßnah-

men darauf hingewirkt und wird weiter darauf hinwirken, daß eine sparsame

O und effektive Haushaltsführung gewährleistet ist. Z. B. hat sie in den ‘

letften Jahren dafur gesorgt, daß der Personalbestand der Bundesge-

schaftsstelle auf dem Stand von 1972 gehalten werden konnte.

7 i
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Die Pressestelle der CDU teilt mit:

Unter der Überschrift „Brandt hat nur Polemik zu bieten, Regierung Kohl handelt, wo andere

lamentierten" veröffentlicht CDUSprecher Wolter von Tiesenhausen heute folgenden Beitrag

im ,‚Deutschland-Umion-Dienst”:

Die SPD tut sich schwer in der noch ungewohnten Oppositionsrolle. Dreizehn Jahre schien

. alles so bequem und einfach und jetzt ist plötzlich alles so verfahren. Da jammert Willy Brandt,

die Regierung Helmut Kohl gehe wirtschaftspolitisch den falschen Weg; der gleiche Willy

Brandt, der sich von seinem Nachfolger im Kanzleramt und Stellvertreter im Parteivorsitz,

Helmut Schmidt, die Grenzen des eigenen wirtschaftspolitischen Sachverstandes mit der Rüge

vorhalten lassen mußte, er wisse noch nicht einmal, wieviel Nullen eine Milliarde habe.

Was Brandt nicht sieht oder nicht sehen will: Im Gegensatz zu den untauglichen Versuchen

der sozialdemokratisch geführten Bundesregierung beginnen die von der Regierung Kohl ein-

geleiteten Maßnahmen zur Belebung der Wirtschaft zu greifen, Die zur Ankurbelung des Woh-

nungsbaus zur Verfügung gestellten Mittel sind fast vollständig abgerufen, die im Vertrauen

auf eine snarsame Haushaltspolitik der neuen Bundesregierung durch die Bundesbank verfügte

Zinssenkung um insgesamt drei Prozent, hat auf dem Kapitalmarkt zusätzliche Mittel in Höhe

von etwa 20 Milliarden Mark freigesetzt.

Die Regierung unter Bundeskanzler Helmut Kohl hat gehandelt, wo andere nur Iamentierten.

Das mußte selbst die SPD einsehen. In einer internen Studie für den sozialdemokratischen

Parteivorstand wird eingeräumt, dal3 wesentliche Teile der SPD-Wählerschaft in den entschei-

denden wirtschaftspolitischen Fragen eher der Argumentation der CDU als den Thesen der

SPD traut. Nur bis zu Willy Brandt sind solche Erkenntnisse offenbar noch nicht vorgedrungen.

Der SPD-Vorsitzende polemisiert munter weiter in der irrigen Annahme, damit seien beim

Wähler noch Punkte zu machen. Spätestens seit dem 6. März sollte ihm klar sein, dal3 diese

Rechnung nicht aufgeht.

4 .. . z V - ‚ ‚; e " k . 5300s ‚K d-Adanauar-Haus,
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Der Sprecher der CDU, wolter v. Tiesenhausen‚ teilt mit:

' Der Bundesvors it zende der CDU ‚ Bundeskanzler Dr . Helmut

Kohl hat am Mittwoch führende Vertreter der italienischen

Christdemokraten zu einer Unterredung empfangen. An dem

etwa 2 1/Zstündigen Gespräch nahmen der Präsident der ita-

lienischen Christdemokraten, Flaminio Picco1i‚ General-

sekretär Ciriaco De Mita sowie der Beauftragte für die

Auswärtigen Beziehungen der DC‚ Vito Lattanzio‚ teil. i

Die CDU war zudem durch Generalsekretär Dr. Heiner Geißler

und den Leiter des Büros für Auswärtige Beziehungen, Dr. ‘

Peter Hartmann, vertreten. Bei demvon einer freundschaft-

lichen Atmosphäre getragenen Meinungsaustausch wurden vor

allem Fragen der internationalen Politik, der Sicherheits-

‘ politik und der Europapolitik erörtert. Bundeskanzler Kohl i

berichtete ausführlich über seinen Besuch in den USA und

die bei dieser Gelegenheit geführten Gespräche mit dem ameri-

kanischen Präsidenten und anderen führenden Politikern.

Beide Parteien informierten sich gegenseitig über die aktuel-

le innenpolitische Entwicklung in ihren Ländern. Weitere

Themen waren die langfristigen Perspektiven christ1ich-demo-

kratischer Politik, Fragen der Europäischen Volkspartei und

des bevorstehenden Wahlkampfes zum Europäischen Parlament.

°°“'E27:iflifaäääfäää”?Tiiigäiiäiäfi5?;ZiafiifffltlgifäE";2;ä.;’2”‘“‘°°“"“°""’“"
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Die Pressestelle der CDU teilt mit:

In der morgen erscheinenden Ausgabe der Wochenzeitung

"Rheinischer Merkur/Christ und Welt" schreibt der

Generalsekretär der CDU, Bundesminister Dr. Heiner Geißler:

Zu einem Lehrstück falsch verstandener Sozialer Marktwirt-

schaft und privaten Unternehmertums gerät die Suche nach

O den 41 Giftmüllfässern mit den Resten des 1976 freige-

setzten Giftes Dioxyn, das damals einen italienischen

Landstrich zeitweise unbewohnbar machte. Die verantwort-

lichen Manager, die sich an dem vor unseren Augen ablau-

fenden Verwirrspiel beteiligen, fügen unseier freiheitlich 1

verfaßten Gesellschaft schweren Schaden zu. Über die be-

teiligten Firmen hinaus werden wir die Folgen, nämlich

ein mangelndes Vertrauen der Bürger in den Staat und in

eine gerechte Wirtschaftsordnung, alle zu tragen haben.

Die Vorgänge um den Giftmüll werfen die Frage auf, ob wir

die Widersprüche unserer Zeit menschengerecht lösen kön-

nen. Offenbar wachsen die Probleme schneller als die Fähig- ‘

U keit vieler Menschen, sie zu verstehen und zu lösen. Das

oftmals statische Denken kommt gegen die dynamischen Proble- l

me nicht an. Es ist auch deutlich geworden: Während der

technologische Fortschritt weitergeht, bleiben soziale,

das heißt gesellschaftliche Innovationen, oft aus, die zu

einem Fortschritt in menschlicher Hinsicht führen könnten.

Die vom Präsidenten des Club of Rome vor einigen Jahren

diagnostizierte menschliche Lücke ("the human gap“) erhält

durch das Seveso-Gift eine ganz aktuelle und den Bürger

ängstigende Dimension. Aber die Folgerungen, die mancher-

orts aus den Vorgängen gezogen werden, nämlich, die auf

Wirtschaftswachstum setzende Soziale Marktwirtschaft sei

Schuld an solchen Umwe1tskandalen‚ ist falsch. Richtig al-

_ 2 -
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lerdings ist, daß sich führende Manager offensichtlich

ihrer gesellschaftspolitischen Verantwortung, ihrer Ver-

antwortung gegenüber der heutigen und zukünftigen Genera-

tion, nicht bewußt sind. Das Vertrauen in Verantwortliche,

die nicht nur das legitime Gewinnstreben als Unternehmens-

ziel sehen, sondern sich auch ökologisch verantwortungs-

bewußt Verhalten sollten, muß durch solche Vorgänge zwangs-

w

läufig schwinden. Es ist sittlich nicht erlaubt, um ökono-

mischer Interessen willen die Umwelt zu zerstören. Eine

Marktwirtschaft, die dies täte, würde sich ihrer eigenen

0 Legitimation berauben. ä

In dieser Situation nur nach dem Staat zu rufen, wäre

sicherlich eine falsche Reaktion. Umweltprobleme können

marktwirtschaftlich sicherlich besser gelöst werden als

durch neue bürokratische Eingriffe. Es sollte endlich

der Versuch gemacht werden, marktwirtschaftliche Lösun-

gen zu erreichen, die darin bestehen müßten‚ daß der Markt

den bevorzugt, der sich umweltfreundlich verhält.

Wirtschaftswachstum und Umweltschutz sind keine Gegen-

sätze, wenn ein klarer ökologischer Ordnungsrahmen Be-

standteil der freiheitlichen Ordnung der Sozialen Markt-

0 Wirtschaft wird. Ein solcher ökologischer Ordnungsrahmen

muß umfassen: Eindeutige Klärung von Gefährdungs- und Ver-

botstatbeständen‚ Zuweisung der sozialen Kosten von Umwelt-

belastungen an den Verursacher, insbesondere auch Anreize

für Verfahren, die zu einer Entlastung der Umwelt beitra-

gen. Bislang gibt es kaum wirtschaftliche Anreize, bei der

Produktion von Gütern auf die Schonung der Umwelt zu achten.

In Zukunft muß es anders sein: bei umweltbelastenden Gütern

müssen vor allem die Folgen der Technologie beachtet wer-

den.

wirtschaftlichkeitsberechnungen müssen beispielsweise auch

die Kosten für eine ungefährliche Verwertung mit einbezie-

_. 3 -
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hen. Dies wäre eine marktkonforme Anwendung der marktwirt-

schaftlichen Prinzipien auf den Umweltschutz. Es muß auch

für die Unternehmen selbstverständlich sein: die Ziele des

Unternehmens müssen in die Güterabwägung mit anderen ge-

sellschaftspolitischen Zielen einbezogen werden. Umwelt-

gefahren und ökonomische Machbarkeit müssen gegeneinander

abgewogen werden. Wirtschaft und Politik müssen eine Ant-

wort auf die Frage finden, welche Maßnahmen sind notwendig,

um die Soziale Marktwirtschaft als Wirtschaftsordnung unter

geänderten Bedingungen handlungsfähig zu erhalten? Diese

0 Frage zu diskutieren, heißt ja nicht, einer irrationalen

Politik das Wort zu reden. Es geht darum, die Soziale Markt-

wirtschaft unangreifbarer zu machen, es geht um eine neue

Dimension der Sozialen Marktwirtschaft.

Durch die Vorgänge um den Giftmüll-Skandal sind alle auf-

gefordert, Mechanismen zu entwickeln, die Wiederholungen

unmöglich machen. Ein vernünftiges Kontrollrecht der EG

beispielsweise wäre eine Maßnahme, um den weitgehend un-

kontrollierten Transport über Grenzen hinweg zu stoppen.

Eine weitergehende Frage aber ist, wo ist der Punkt er-

reicht, an dem bestimmte Prozesse nicht mehr in Gang ge-

setzt werden dürfen, wenn nicht zuvor die Folgen für die

0 Gesellschaft eindeutig geklärt sind. Nicht zuletzt stellt

sich die Frage, wie muß ein Verantwortlicher in der Wirt-

schaft, der bei Entscheidungen nicht nur an sein Unterneh-

men, sondern auch an die Mitbürger denkt, ausgebildet sein?

Diese Probleme sind auch dann noch nicht gelöst, wenn die

41 Fässer in Europa gefunden sind.
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Sehr verehrte Damen,

sehr geehrte Herren!

Präsidium und Bundesvorstand der CDU treten am heu- w

tigen Montag zusammen.

O Der Generalsekretär der CDU, Dr. Heine: Geißler, wird

auf einer

PRESSEKONFERENZ

heute am Montag, den 25. April 1983 um 13.15 Uhr im

Großen Saal des Konrad—Adenauer-Hauses über den Ver-

lauf beider Sitzungen berichten.

Ich würde mich freuen, wenn Sie diesen Termin wahrnehmen

könnten.

O Mit freundlichen Grüßen

f‘

U - l dual-L...

Walter v. Tiesenhausen
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Bonn, 25. April 1983

Die Pressestelle der CDU teilt mit:

Der Vorsitzende der CDU Deutschlands, Bundeskanzler

Dr. Helmut Kohl, hat heute dem Bundesparteiobmann der

Österreichischen Volkspartei (ÖVP), gr. Alois Mock,

folgendes Glückwunschtelegramm übermittelt:

"Lieber A1ois‚

zu Deinem großartigen Wahlerfolg gratuliere ich Dir und

allen Freunden der ÖVP ganz herzlich. Dein Erfolg bei der

gestrigen Wahl ist ein wichtiger Beitrag für die Zukunft

der Christlichen Demokraten in Europa.

Mit herzlichen Grüßen

Dein

O Helmut Kohl".

x
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Der Sprecher der CDU, ‚
tent mit:

Der Parteivorsitzende der CDU, Bundeskanzler Dr. Helmut Kohl,

hat heute vor dem Parteivorstand in einem Ber u

aktuellen Fragen der Außen- und Innenpolitik Stellung genommen

und dabei unter anderem überseine Gespräche in Washington und

London berichtet.

Der Parteivorsitzende beglückwünschte zu Beginn seines Lageberichtes den

0 Vorsitzenden der Usterreichischen Volkspartei (UVP), Dr. Alois Mock, und

seine Parteifreunde zu dem großartigen Wahlergebnis, das sie gestern bei

den Nationalwahlen errungen haben. Dieses Ergebnis sei für die weitere

Entwicklung in unserem Nachbarland von großer Bedeutung.

In seinem Bericht über seine Gespräche in Washington und London hob

Dr. Kohl die Übereinstimmung mit Präsident Reagan, Premierminister

Thatcher und den Mitgliedern der jeweiligen Regierungen in allen

Fragen hervor. Dies gelte auch für die führenden Mitglieder des

amerikanischen Senats.

In seinen Gesprächen mit den Regierungsmitgliedern und Senatoren habe

O er, so betonte Dr. Kohl, noch einmal darauf hingewiesen, daß die von

ihm geführte Bundesregierung zu beiden Teilen des NATO-Doppelbe-

schlusses stehe und daß die Bundesregierung die Anstrengungen der

amerikanischen Regierung hinsichtlich eines Ergebnisses der Genfer

Verhandlungen über die Reduzierung von Mittelstreckenraketen voll

unterstütze. Dr. Kohl stellte fest, daß an dem festen Willen der

Vereinigten Staaten, zu einem Verhandlungsergebnis in Genf zu kommen,

nicht der geringste Zweifel bestehe. Dr. Kohl forderte in diesem

Zusammenhang die sowjetische Führung erneut auf, ihrerseits dazu

beizutragen, daß es in Genf zu einem Ergebnis auf der Basis des i

Gleichgewichts komme. In diesem Sinne werde er seine für den Sommer

geplanten Gespäche in Moskau führen.

H°”“‘5W""5CDU-Eundgsschäftsmlls,Verantwortlich:Woltermliasenhausen Sle|Ivsnpw|
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Hinsichtlich der weiteren Beratungen bei der KSZE-Folgekonferenz in l

Madrid unterstrich Dr. Kohl noch einmal. daß es das Ziel der Politik l

der Bundesregierung sei, möglichst bald zu einem positiven Abschluß i

_ dieser Verhandlungen zu kommen. Die Bundesregierung unterstütze dabei ‘

die amerikanischen Bemühungen, in dem vorgesehenen Schlußdokument über l

Vereinbarungen zur Verbesserung der Menschenrechte weitere Fortschritte

zu erzielen.

Zum bevorstehenden Weltwirtschaftsgipfel in Williamsburg betonte der

Kanzler, daß bei dieser Begegnung der wichtigsten Industrienationen

. Fragen der Weltwirtschaft, der Wiederbelebung der Konjunktur, der Ar-

beitslosigkeit sowie der Finanzsituation der Dritten Welt im Vorder-

grund stehen werden. Von Williamsburg müsse ein Signal ausgehen. Er

rechne auch damit, dal3 durch vorbereitende Arbeiten von Experten-

kommissionen bis zum Herbst einvernehmliche Regelungen in der Frage l

des Ost-West-Handels erzielt werden könnten.

Die in den letzten Tagen öffentlich geführte Diskussion über die

Deutschlandpolitik bezeichnete der Parteivorsitzende vor dem Bundesvor- 1

stand als völlig überflüssig. Angesichts der vor uns liegenden wichti- ‘

gen Aufgaben im Bereich der Außen- und Innenpolitik sollten sich alle ‘

Beteiligten um eine Art des Umgangs und um eine Wortwahl bemühen, die l

0 der Bedeutung des Themas entspreche. Es gelte jetzt, den Wählerauftrag i

an die Koalitionsparteien CDU, CSU und FDP zu erfüllen und diesen Auf- i

trag gemeinsam zu wahren.

l

Die für die von ihm geführte Koalition der Mitte gültigen Grundsätze i

der Deutschlandpolitik könne jeder in seiner Regierungserklärung l

nachlesen. Außerdem werde er in seiner Regierungserklärung am 4. Mai 1

ausführlich dazu Stellung nehmen.
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Die Pressestelle der CDU teilt mit:

Zum Friendenswort der Deutschen Bischofskonferenz erklärt der Generalsekretär der

CDU, Bundesminister Dr, Heiner Geißler MdB heute im „Deutschland-Union-Dienst":

Die CDU begrüßt das Wort der Deutschen Bischöfe zum Frieden. Die katholische Kirche

hat damit eine theologische und ethische Begründung für eine Politik gegeben, deren Ziel

es ist, Frieden zu schaffen mit immer weniger Waffen. Zugleich haben die Deutschen

Bischöfe damit die einseitige und verkürzte Inanspruchnahme der Bergpredigt durch all

jene in Frage gestellt, die ohne Rücksicht auf die Wirklichkeit, auf Grundwerte und Men-

schenrechte der Parole folgen: „Frieden schaffen ohne Waffen".

Demgegenüber weisen die Bischöfe darauf hin, dal3 der Christ die Pflicht hat, seinen Näch-

O sten und sein Volk vor unrechter Gewalt zu schützen. Dem Staat weisen sie die herausge

hobene Pflicht zu, „die Rechtsordnung im Inneren ebenso zu schützen wie die Existenz

und Freiheit eines Volkes gegen Aggression und Erpressung von außen".

im Unterschied zu großen Teilen der „Friedensbewegung" vertreten und begründen die

Bischöfe sehr nachdrücklich einen positiven Frieden, der durch Freiheit und Gerechtigkeit

gekennzeichnet ist. Die CDU begrüßt es, daß die Bischöfe die Friedensdiskussion damit

wieder auf die eigentlichen Fragen lenken: Unfriede und Kriegsgefahr sind nämlich nicht

in der Existenz von Waffen begründet, sondern in der Tatsache, da8 Menschenrechte ver-

letzt werden, Millionen von Menschen in Elend leben und durch Hunger sterben und Völ-

ker geteilt sind.

Die CDU sieht in dem Hirtenwort der Bischöfe eine große Chance, die Diskussion über

Abrüstung und Frieden zu versachlichen und sie auf die ethischen Fragen zurückzuführen.

Die CDU wird auch in Zukunft ihre Verteidigungs- und Sicherheitspolitik an dem Kriteri-

um messen — und sich daran messen lassen —, den Ausbruch eines Krieges zu verhindern:

alles ist gut, was einen Krieg unwahrscheinlich macht. Krieg darf nicht sein: weder ein

atomarer noch ein konventioneller Krieg.

0 Das Hirtenwort der Bischofe wird, so ist zu hoffen, dazu beitragen, die in der „Friedens-

bewegung” verbreitete Fixierung auf einen atomaren Krieg und damit die Verharmlosung

eines konventionellen Krieges zu überwinden.

Die CDU schließt auch in Zukunft nicht aus, dal3 wie es die Bischöfe fordern, sie einsei-

tige Zeichen des guten Willens für Frieden und Abrüstung setzt, wie dies durch den

NATO-Doppelbeschluß geschehen ist, den die CDU immer als einen Fahrplan zur Abrü-

stung verstanden hat. Durch diese Entscheidung hat sich der Westen — was ein einmaliger

historischer Vorgang ist - dazu bereit erklärt, auf die Aufstellung von Waffen zu verzich-

ten, obwohl er über diese bereits verfügt.

Die CDU will Frieden schaffen mit immer weniger Waffen — und durch immer mehr Ge-

rechtigkeit. Denn „Gerechtigkeit schafft Frieden”,

Die CDU ruft alle, insbesondere die Friedensbewegung", dazu auf, sich mit dem Hirten-

wort der Bischöfe ernsthaft und umfassend auseinanderzusetzen und es nicht durch ver-

kürzte und deshalb falsche Darstellung zum instrument in der politischen Auseinander-

setzung zu mißbrauchen.
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Nach Beratungen des Bundesvorstandes und des Hauptausschusses

der Kommunalpolitischen Vereinigung der CDU und CSU Deutschlands

(KPV)in Bonn erklärt der Bundesvorsitzende Dr. Horst Waffenschmidt‚

MdB‚:

1. Die KPV, die 100 O00 Kommunalpolitiker der Union vertritt,

appellierte nachdrücklich an die Städte, Gemeinden und Kreise,

noch einmal zu prüfen, in welchem Umfang zusätzlich Aus-

bildungsplätze im Jahre 1983 für junge Menschen bereitgestellt

werden können.

a Dabei ist besonders der Bereich kommunaler Einrichtungen und

Eigenbetriebe angesprochen, wo eine Ausbildung vermittelt wird,

die auch über den Bereich der öffentlichen Hand hinaus später

im Berufsleben eingesetzt werden kann.

Besonders begrüßt wird das Frankfurter Modell von Oberbürgermei-

ster Dr. walter wallmann‚ CDU, der einen Ausbildungsverbund

zwischen Stadt, Industrie- und Handelskammer und Handwerks-

kammer vereinbart hat. Durch diesen Verbund und zusätzliche

Initiativen kann allein die Stadt Franfkurt 1983 die Zahl

ihrer Ausbiluungsplätze um 73 Stellen auf329 Stellen anheben.

2. Nachdrücklich unterstützen die Kommunalpolitiker von CDU und

CSU den Vorschlag von Bundesbauminister Dr. Oscar Schneider,

CSU, im Bundeshaushalt 1984 die Städtebauförderungsmittel

auf S00 Millionen DM anzuheben.

Durch eine Verstärkung der Mittel für die Stadt- und Dorf-

O erneuerunq im Bundeshaushalt könnten erhebliche zusätzliche

öffentliche und private Investitionsmittel mobilisiert und

ein zusätzlicher Impuls für die Bauwirtschaft zur Sicherung

von Arbeitsplätzen ausgelöst werden.
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S p e r r f r i s t: Samstag, 30. April 1983,

12.40 Uhr

0 In einem Interview mit dem Süddeutschen Rundfunk äußerte

sich der Generalsekretär der CDU, Dr. Heiner Geißler,

unter anderem auch zu aktuellen Fragen der Deutschland-

politik. Die Fragen stellte Dankwart Reissenberger:

Frage:

Es sieht fast so aus, als habe sich der CSU-Vorsitzende _

und bayerische Ministerpräsident Strauß mit seiner For-

derung durchgesetzt‚die er sxm während der Koalitionsver-

handlungen an Bundeskanzler Kohl gerichtet hatte. Nämlich,

daß Honeckers Besuch in der Bundesrepublik nicht stattfin-

den sollte. Bedeutet die Absage, Herr Minister Geißler‚

0 eine Beeinträchtigung der auf eine Fortsetzung der Kon-

takte mit Ost-Berlin angelegten Deutschlandpolitik der

CDU und der Regierung Kohl?

Geißler:

so würde ich das nicht sehen. Es ist ganz zweifelsfrei so.

daß die Möglichkeit, daß Honecker die Bundesrepublik Deutsch-

land besucht, dadurch nicht ausgeschlossen ist. Wir haben zu

diesem Besuch Ja gesagt, der sicher voller Probleme steckt:

weil wir immer klar gesagt haben, daß wir uns zwar mit der

Spaltung Deutschlands nicht abfinden, daß wir aber alles tun

wollen, um die Folgen dieser Teilung für die dadurch betroffenen

Menschen erträglicher zu machen. Und daß wir deshalb menschliche

Kontakte im geteilten Deutschland auf eine vielfältige weise
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und einem größtmöglichen Umfang zustande bringen wollen.

wir müssen die durch die Teilung bedingten Schicksale lin-

dern. Es gehört aber auch dazu, daß wir die Lebensfähigkeit

Berlins sichern müssen, der alten Reichshauptstadt. Das alles

sind Ziele, die man dadurch erreichen kann, daß man miteinander

spricht. Das ist jetzt aufgeschoben, aber nicht aufgehoben.

. i

Frage:
„

Gibt es eine starke Differenz - und den Eindruck mußte man

gewinnen - zwischen CDU und FDP einerseits im Verhältnis zur

. CSU so wie die CSU jetzt durch den Mund des Ministerpräsidenten

_ ihre Deutschlandpolitik darlegt?

Geißler:
1

Nein. Ich bin bei allen Verhandlungen dabeigewesen, also auch

bei den Koalitonsvereinbarungen, wie jedermann weiß. Und mir

sind solche inhaltlichen Differenzen nicht zur Kenntnis ge-

bracht worden. wenn man auf den Kern der Dinge kommt, dann ‘

stellt sich klar heraus, daß in den wesentlichen Fragen der

Deutschlandpolitik es zwischen den Koalitionsparteien keine

Unterschiede gibt. wir haben auch im Kabinett in der Bundes-

regierung darüber keine Meinungsverschiedenheiten gehabt bei

der Abfassung der Regierungserklärung. Es ist was anderes, ‘

O wie der einzelne Politiker einen einzelnen Vorfall bewertet. ‘

Und diese bedauerlichen Vorgänge an der innerdeutschen Grenze ‘

sind in der Tat Anlaß dazu, da5 wir mit Nachdruck fordern, daß

neben der jetzt schon vorhandenen Mauer mit Todesschußanlagen

und Stacheldraht nicht eine Schikanemauer von der DDR aufge-

baut wird, die die vertraglich vereinbarten Möglichkeiten des

Transits, aber auch des Besuchs in der DDR beeinträchtigen.

Es ist eine Forderung, die wir auch in diesem Zusammenhang er-

heben müssen. Menschliche Erleichterungen, die durch die Ver-

träge vereinbart worden sind, dürfen seitens der DDR nicht durch

innerstaatliche Verordnungen oder durch administrative Maß-

nahmen, durch psychologisch massiven Druck auf die Bevölkerung

ein 
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Frage:

Sehen Sie nun in Ihrem Haus als Minister für Jugend, Familie

und Gesundheit Bereiche, in denen innerdeutsche Zusammenarbeit

praktiziert oder zumindest versucht und angestrebt werden kann?

Geißler:

Es ist ja ein Jugendaustausch vereinbart worden. Dieser Jugend-

austausch wird von uns sehr befürwortet. Und wir sind auch der

Meinung, daß dieser Jugendaustausch ausgebaut werden soll. Aller-

dings würden wir es sehr begrüßen, wenn es nicht so einseitig

' wäre. Im letzten Jahr, seit es diesen Austausch gibt, sind nach

O unseren Informationen 6.000 junge Leute aus der Bundesrepublik

Deutschland in die DDR gereist, aber nur 800 bis 1.000 von der

1 DDR zu uns rübergekommen. Also diese quantitativen Unterschiede

müßten ausgeglichen werden. Wir würden es sehr begrüßen, wenn

mehr junge Menschen aus der DDR die Bundesrepublik Deutschland

besuchen könnten. Da läßt sich noch einiges aufholen.

Frage:

Und im Bereich der Gesundheit; ist da ein Abkommen, das zufriedene

stellend funktioniert?

Geißler:

Ja. wir haben ein Gesundheitsabkommen, daß zu keiner Kritik,

O glaube ich, Anlaß gibt.

Frage:

Und die DDR hält sich daran?

Geißler:

Die DDR hält sich daran. Also die Meldungen, die zum Beispiel

bei dem Tod von Herrn Burkert in Drewitz an die zuständigen

Stellen der Bundesrepublik Deutschland ergangen sind, diese

Meldungen beruhen auf diesem Gesundheitsabkommen.
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Bonn, 29. April 1983

Der Generalsekretär der CDU, Dr. Heiner Geißler erklärt

zum 1. Mai:

Bei der Bundestagswahl hat die Mehrheit der Arbeitnehmer

der Regierung Helmut Kohl das Vertrauen zur Fortführung

0 ihrer Politik des wirtschaftlichen Aufschwungs und der

Beschäftigung ausgesprochen. Diese Politik hat erste

wichtige Erfolge zu verbuchen: Ein solider Haushalt wurde

vorgelegt, die Neuverschuldung begrenzt, die Zinsen ge-

senkt, dem Wohnungsbau neue Impulse gegeben und so über

200.000 Arbeitsplätze gesichert. Damit wurde die Grund-

— lage für den sich jetzt verstärkenden Wirtschaftsaufschwung

gelegt. Die Arbeitnehmer können erstmals seit Jahren wieder

hoffen, daß sich auch der Arbeitsmarkt wieder verbessert. ' ‚

Das heißt:

1. wird die CDU bei den Haushaltsberatungen dafür eintre-

ten, daß zur Förderung der Investitionen und damit zur

. Schaffung neuer Arbeitsplätze die gewerbliche Wirtschaft

um 3,5 Mrd. Mark steuerlich entlastet wird;

2. wird die CDU dafür Sorge tragen, daß der zehnjährige

Stillstand in der Vermögenspolitik durch die Vorlage

eines Gesetzentwurfs beendet wird. Dadurch wollen wir

die Bildung von Produktivkapital in Arbeitnehmerhand

fördern und damit die Eigenkapitalbasis der Unterneh-

men stärken‚ eine beschäftigungsorientierte Lohnpolitik

erleichtern und einen Beitrag zur sozialen Ausgestaltung

der Marktwirtschaft leisten. Die CDU wird dafür aus dem

Mehrwertsteueraufkommen rd. 500 Mio DM zur Verfügung

stellen.

Um diese Ziele zu erreichen, werden wir den Anlagenkata-

_ 2 ..
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log des 3. Vermögensbildungsgesetzes erweitern und den „

Förderungsbetrag von bisher 624 DM auf 936 DM auf- 3

stocken. Entscheidende Vorarbeiten für diesen Gesetz- ‘

entwurf sind in der vom CDU-Präsidium eingesetzten Ver-

mögensbildungskommission unter Vorsitz von Minister-

präsident Dr. Albrecht geleistet worden;

3. sich mit besonderer Dringlichkeit der besorgn1serregen-

den Jugendarbeitslosigkeit annehmen. So wird die CDU

die Jugendarbeitslosigkeit auf ihrem Bundesparteitag

in Köln am 26. Mai 1983 in den Mittelpunkt ihrer Be-

ratungen stellen. Führende Vertreter aus Wirtschaft,

Gewerkschaften und der Wissenschaft werden mit den Dele-

gierten des Parteitages nach neuen wegen und Lösungen

O g suchen, um den jugendlichen Arbeitslosen wirksam zu hel-

fen. Dabei geht es mit einem Schwerpunkt zum Beispiel

um die Abstimmung von Bildungs- und Beschäftigungssystemen

Zwei Drittel der arbeitslosen Jugendlichen haben keine

abgeschlossene Berufsausbildung. Auch ausländische Jugend-

liche, die überproportional von Arbeitslosigkeit betrof-

fen sind, brauchen unsere Hilfe;

W

4. auch künftig dafür sorgen, daß notwendige Belastungen

und Einschränkungen sozial ausgewogen verteilt werden.

Die Gewerkschaften haben auch im Jahr 1983 ihren Beitrag zu

einer sozialen Allianz für Investitionen und Arbeitsplätze

. geleistet.

Sie haben damit erneut bewiesen, daß sie nicht nur die

Interessen der Arbeitnehmer vertreten, sondern auch dem

Wohl des Ganzen verpflichtet sind. Dies verdient Anerken-

nung. ‘

x

Die CDU appelliert nachdrücklich an die Unternehmen, die

begründete Hoffnung auf einen anhaltenden wirtschaftlichen

Aufschwung zu verknüpfen mit der Schaffung neuer Arbeits-

plätze. ‘

wir rufen alle Arbeitnehmer auf, der Politik der Regierung

Helmut Kohl zu vertrauen und sich nicht durch jene verun-

sichern zu lassen, die in ihrer Wirtschafts- und Beschäfti-

gungspolitik nachweislich gescheitert sind.


